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Formale Kriterien  

Die formalen Kriterien, die an diese kumulative Dissertation gestellt werden, ergeben sich aus 

den folgenden Regelwerken der Fakultät für Sozial- und Wirtschaftswissenschaften und des 

Instituts für Politikwissenschaft:  

1. Promotionsordnung der Fakultät Sozial- und Wirtschaftswissenschaften der Otto-Fried-

rich-Universität Bamberg vom 31. März 2008. 

 

2. Leitlinien für kumulative Dissertationen des Promotionsausschusses der Fakultät Sozial 

und- und Wirtschaftswissenschaften, Stand Februar 2013. 

 

3. Handreichung der Fachgruppe Politikwissenschaft zur Anwendung der Promotionsord-

nung bezüglich kumulativer Promotionen im Fach Politikwissenschaft in der Fassung 

vom Mai 2019. 

In Bezug auf die Kriterien für eine kumulative bzw. publikationsbasierte Dissertation formuliert 

die Handreichung der Fachgruppe Politikwissenschaft die strengsten Kriterien, daher wird diese 

als Referenz herangezogen.  

Nach der Handreichung müssen insgesamt drei Schriften vorgelegt werden, die in ihrer Ge-

samtheit den Anforderungen einer Promotion entsprechen. Die Schriften sollen dabei hinrei-

chend unabhängig voneinander sein und ein schlüssiges Forschungsprogramm erkennen lassen. 

Des Weiteren müssen zwei der eingereichten Schriften, zur Publikation in einem Fachjournal, 

das im SSCI geführt oder von den Gutachtern als gleichwertig eingeschätzt wird, publiziert 

oder zur Veröffentlichung angenommen sein. Mindestens einer dieser Artikel muss in Allein-

autorenschaft verfasst sein. Die dritte Schrift soll zumindest zur Begutachtung in einem Journal 

akzeptiert oder in einem Sammelband veröffentlich sein. Zudem darf höchsten bei einer Publi-

kation ein Gutachter des Promotionsverfahrens beteiligt sein. Sollte dies der Fall sein, muss ein 

weiterer Gutachter, der nicht an einer Publikation beteiligt ist, in das Promotionsverfahren ein-

bezogen werden.  

Die vorgelegte Dissertation besteht aus fünf Schriften (siehe Tabelle 1). Drei von diesen Schrif-

ten durchliefen ein Begutachtungsverfahren (peer-reviewed) und wurden in Fachzeitschriften 

veröffentlicht. Zwei der veröffentlichten Artikel wurden in Alleinautorenschaft verfasst. Eine 

weitere Schrift wurde begutachtet und zur Veröffentlichung angenommen und befindet sich im 
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Veröffentlichungsprozess. Bei keinem Artikel war ein Gutachter des Promotionsverfahrens als 

Autor beteiligt.  

Von den für die Dissertation eingereichten Aufsätze wurden der erste, zweite und fünfte in CO-

Autorenschaft verfasst. Am ersten Aufsatz war neben Florian Dorner, Alina Herrmann und He-

len Fischer auch Rainer Sauerborn beteiligt. Die Beiträge der Autoren des ersten Aufsatzes 

gestalten sich wie folgt. Die grundsätzliche Idee des Aufsatzes, ein Großteil der theoretischen 

Überlegungen, die Auswertung des Datensatzes mithilfe von QCA sowie die Darstellung der 

Ergebnisse stammen vom Verfasser dieser Dissertation. Florian Dorner verfasste die Einlei-

tung, weite Teile der Diskussion und das Fazit, zudem war er für die sprachliche Überarbeitung 

des Aufsatzes zuständig. Alina Herrmann beschrieb die verwendeten Daten und lieferte den 

Input für die Diskussion. Helen Fischer beteiligte sich an den theoretischen Überlegungen der 

Arbeit. Sie war zudem an der Datenerhebung beteiligt und überarbeitete in Zusammenarbeit 

mit Rainer Sauerborn das Manuskript für die endgültige Fassung. Rainer Sauerborn stellte die 

Daten zur Verfügung und lieferte Anstöße zur generellen Gestaltung des Manuskripts. Zusam-

men mit Helen Fischer überarbeitet er das Manuskript für die endgültige Fassung.  

Am zweiten Aufsatz waren Alina Herrmann, Carlo Aall, Valerie Louis, Rainer Sauerborn und 

Aditi Bunker beteiligt. Die grundsätzliche Idee des Aufsatzes stammt vom Verfasser dieser 

Dissertation ebenso die Beschreibung der Methode, die Auswertung und Darstellung der Er-

gebnisse (deskriptiv sowie analytisch) sowie große Teile der Diskussion. Alina Herrmann war 

für die Beschreibung des Datensatzes zuständig. Carlo Aall, Valerie Louis sowie Rainer Sau-

erborn lieferten Input bezüglich der Diskussion der Ergebnisse sowie für den generellen Aufbau 

des Aufsatzes und waren für die abschließende kritische Begutachtung und Überarbeitung des 

Manuskripts zuständig. Carlo All und Rainer Sauerborn stellten zudem den Datensatz zur Ver-

fügung. Aditi Bunker lieferte die Einleitung sowie das Fazit des Aufsatzes und beteiligte sich 

am Kapitel bzgl. der Diskussion der Ergebnisse. 

Beim fünften Aufsatz war neben Svenja Schrader und Nicole Holzhauser auch Frank Bandau 

beteiligt. Wiederum stammt die Idee des Aufsatzes vom Verfasser dieser Dissertation, der auch 

für die Datenerhebung und die Auswertung mittels QCA verantwortlich war und daher die Ka-

pitel zur QCA, zur Operationalisierung und zu den notwendigen und hinreichenden Bedingun-

gen verfasste. Zudem schrieb er das Kapitel bzgl. der Entwicklung der CO2e-Steuer in Europa 

sowie Teile des Kapitels zum Forschungsdesign und des Fazits. Svenja Schrader war für die 

Fallstudie zu Irland verantwortlich und außerdem an der Datenerhebung beteiligt. Nicole Holz-
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hauser verfasste die Fallstudie zu Portugal. Frank Bandau übernahm die Beschreibung des the-

oretischen Unterbaus der Arbeit (dem Multiple Streams Ansatzes) und schrieb die Einleitung 

sowie das Kapitel zu den deskriptiven Ergebnissen. Er steuerte zudem einen Großteil des Textes 

zum Fazit bei und war für die endgültige Überarbeitung des Manuskripts zuständig.  

 
Nr.  Bibliographische Angaben  Journal 5-Jahres-Impact-

Factor  
(Stand 2019) 

Eigner Anteil 
am Artikel 

1 Bothner, Fabio; Dorner, Florian; 

Herrmann, Alina; Fischer, Helen; Sauer-

born, Rainer (2019): Explaining climate 

policies’ popularity – An empirical study 

in four European countries. Environmental 

Science and Policy 92, 34-45. 

Environmental 

Science and Pol-

icy  

5,335 >60% 

2 Bothner, Fabio; Herrmann, Alina; Aall, 

Carlo; Louis, Valerie, Sauerborn, Rainer; 

Bunker, Aditi (Unveröffentlicht): How can 

households be encouraged to reduce green-

house gas emissions? – An explorative 

study on the interplay of household charac-

teristics and mitigation action attributes? 

Environmental Science and Policy. 

Eingereicht. 

Environmental 

Science and Pol-

icy  

5,335 >70% 

3 Bothner, Fabio (2021): Personal Carbon 

Trading – Lost in the policy primeval 

soup? Sustainability 13 (8), 4592. 

Sustainability 2,798 100% 

4 Bothner, Fabio (2020): Personal Carbon 

Trading als eine Alternative zu CO2-Steuer 

und ETS? Eine Analyse der Verteilungsef-

fekte von Personal Carbon Allowances am 

Beispiel der Bundesrepublik Deutschland. 

Zeitschrift für Umweltpolitik und Umwelt-

recht 43 (2), 105-122 

Zeitschrift für 

Umweltpolitik und 

Umweltrecht 

- 100% 

5 Bothner, Fabio; Schrader, Svenja; 

Holzhauser, Nicole; Bandau, Frank (2021): 

Never Let a Serious Crisis Go to Waste: 

The Introduction of Supplemental Carbon 

Taxes in Europe. Journal of Public Policy. 

Zur Veröffentlichung angenommen. 

Journal of Public 

Policy 

2,011 ~50% 

Tabelle 1: Vorgelegte Schriften 
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Die drei veröffentlichten Artikel wurden in den Fachzeitschriften Environmental Science and 

Policy, Sustainability und der Zeitschrift für Umweltpolitik und Umweltrecht veröffentlicht. 

Environmental Science and Policy und Sustainability werden im Science Citation Index Ex-

panded (SCIE) des ISI Web of Knowledge geführt und besitzen somit einen Impact-Faktor. 

Sustainability ist zudem im Social Sciences Citation Index (SSCI) gelistet. Wie dargelegt, ver-

langt die Handreichung der Fachgruppe Politikwissenschaft, dass zwei Schriften in Zeitschrif-

ten veröffentlicht sind, die im SSCI geführt oder von den Gutachtern als gleichwertig einge-

schätzt werden. Auch wenn Environmental Science and Policy nicht im SCCI vertreten ist, 

kann das Journal aus mehreren Gründen mit Zeitschriften des SSCI gleichgesetzt werden. Zum 

einen wird Environmental Science and Policy nicht im SSCI gelistet, da es sich beim SSCI um 

einen Index handelt, der sich auf sozialwissenschaftliche Fachzeitschriften konzentriert. En-

vironmental Science and Policy ist jedoch ein multidisziplinäres Journal, das sowohl naturwis-

senschaftliche sowie sozialwissenschaftliche Beiträge publiziert. Die Nichtberücksichtigung im 

SSCI steht daher nicht mit der wissenschaftlichen Qualität, sondern mit der breiten themati-

schen Aufstellung des Journals in Verbindung. Zum anderen zählt Environmental Science and 

Policy in der Kategorie „Environmental Science“ zu den Q1-Journals1 des SCIE. Es handelt 

sich somit um eine der renommiertesten Zeitschriften in diesem Bereich. Auch die lange His-

torie des Journals (Gründung 2005), der in Relation übermäßig wachsende Impact-Faktor sowie 

die Herausgabe durch einen bekannten und vertrauenswürdigen Verlag (Elsevier Ltd.) unter-

streichen die Qualität des Journals. Zudem sei noch darauf hingewiesen, dass der veröffentlichte 

Artikel einen klaren sozial- und politikwissenschaftlichen Bezug herstellt und somit dem sozi-

alwissenschaftlichen Bereich des Journals zugeordnet ist. Noch anzuführen ist, dass der fünfte 

vorgelegte Aufsatz sich beim Journal of Public Policy im Veröffentlichungsprozess befindet 

umd bereits zur Veröffentlichung angenommen wurde. Das Journal of Public Policy ist eben-

falls im SSCI gelistet. Aufgrund der dargelegten Umstände bin ich daher überzeugt, dass die 

vorliegenden Schriften die geforderten Vorgaben erfüllen. 

Die Handreichung verlangt zudem, dass die Unabhängigkeit der eingereichten Schriften und 

das Forschungsprogramm durch eine vorangestellte inhaltliche Einordung demonstriert wird. 

Diese Anforderung wird mit dem folgenden Rahmenpapier erfüllt.  

                                                 
1 Q1-Journals sind Zeitschriften deren Impact-Factor das 80%-Perzentil überschreitet. Sprich, mindestens 80% der 
Zeitschriften der gleichen Kategorie haben einen Imapct-Factor der geringer ist. 
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Rahmenpapier zur kumulativen Dissertation: 

Reduzieren! Aber wie? – Eine politikwissenschaftliche Betrachtung von Anreizsystemen zur 

Reduktion von Treibhausgasen 

  

1. Einleitung  

Die kommende Dekade ist entscheidend im Kampf gegen die weltweite Erderwärmung. Folgt 

man der Einschätzung des Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC), so muss die 

Spitze der jährlichen Treibhausgasemissionen (THG-Emissionen) in der Periode zwischen 

2020-2030 erreicht werden, damit die Staatengemeinschaft eine reelle Chance hat das 1,5°C-

Ziel einzuhalten (Intergovernmental Panel on Climate Change 2014, 2018). Obwohl mit der 

Implementierung des Kyoto-Protokolls und der Ratifizierung des Pariser Übereinkommens 

erste Anstrengungen zur THG-Reduktion unternommen wurden, bleiben die bisherigen Erfolge 

ernüchternd. Im Zeitraum von 2000-2010 erhöhte sich der jährliche globale THG-Ausstoß 

durchschnittlich um 2,5 Prozent pro Jahr (Intergovernmental Panel on Climate Change 2014: 

46). Auch wenn für die drauffolgenden Jahre im Mittel eine geringere Wachstumsrate von 1,3 

Prozent zu verzeichnen war, so scheint die Spitze des jährlichen THG-Ausstoßes noch nicht 

erreicht. Für das Jahr 2018 wurde ein erneuter Anstieg der Wachstumsrate auf 2,0 Prozent re-

gistriert (Olivier und Peters 2020: 14). Die internationale Gemeinschaft muss daher in den kom-

menden Jahren den globalen THG-Ausstoß drastisch reduzieren, um das 1,5°C-Ziel nicht zu 

verfehlen (Höhne et al. 2020).  

Während weitgehend Einigkeit darüber herrscht, dass eine Reduktion erfolgen muss, debattie-

ren Politiker sowie Forscher darüber, wie der globale THG-Ausstoß reduziert werden soll. Ne-

ben dem Regulieren bzw. Verbieten von klimaschädlichem Verhalten oder dem Subventionie-

ren von grünen Technologien, bieten sogenannte Anreizsysteme eine weitere Möglichkeit der 

THG-Reduktion (Metcalf 2019). Ziel solcher Systeme ist die Induktion einer THG-Reduktion 

durch monetäre Anreize. Die CO2e-Steuer2 und Emissionshandelssysteme (EHS) sind dabei die 

bisher gängigsten Vertreter dieser Kategorie und erfreuen sich zunehmend an Beliebtheit. Ge-

mäß dem Stand vom November 2020, sind weltweit 59 Anreizsysteme implementiert, die zu-

sammen 16 Prozent der globalen THG-Emissionen abdecken (World Bank 2020). Damit hat 

sich die Zahl der Anreizsysteme seit dem Jahr 2000 mehr als verachtfacht. Im Schatten der 

                                                 
2 Die Bezeichnung CO2e umfasst nicht nur das Treibhausgas CO2, sondern auch andere Treibhausgase die als CO2-
Äquivalente gemessen werden.  
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bekannten Anreizsysteme hat sich in den letzten Jahren jedoch eine Vielzahl an experimentellen 

Anreizsystemen entwickelt, die unter dem Label „Personal Carbon Trading“ (PCT) subsumiert 

werden können. Im Gegensatz zu den populären Anreizsystemen, die auf der Ebene von Unter-

nehmen (Makroebene) agieren, adressiert PCT direkt den THG-Fußabdruck von Haushalten 

bzw. Privatpersonen und damit die Mikroebene. Vor dem Hintergrund, dass Haushalte mit ih-

rem Konsumverhalten für etwa 72% der globalen THG-Emissionen verantwortlich sind 

(Hertwich und Peters 2009)3, scheinen diese mikroorientierten Systeme eine überlegenswerte 

Alternative zu den gängigen Anreizsysteme zu sein. Den Nationalstaaten stehen somit eine 

Vielzahl an Optionen zur THG-Reduktion zur Verfügung. Welches der genannten Anreizsys-

teme allerdings etabliert werden kann bzw. etabliert werden sollte, hängt neben der Effektivität 

zur THG-Reduktion auch von politischen Faktoren ab. Dazu zählt neben den politischen Rah-

menbedingungen des jeweiligen Staates auch die politische Umsetzbarkeit der einzelnen An-

reizsysteme. Während die Effektivität im naturwissenschaftlichen Kontext diskutiert wird, 

nimmt die vorliegende Dissertation eine dezidiert politikwissenschaftliche Sichtweise ein. Im 

Mittelpunkt der Arbeit steht daher die Frage nach der Umsetzbarkeit von Anreizsystemen, dabei 

wird der Fokus auf PCT gelegt. Darüber hinaus wird ergründet, unter welchen Bedingungen 

Staaten bereit sind Anreizsysteme zu etablieren.  

Um den oben genannten Fragen nachzugehen, verfährt diese Dissertation wie folgt. Nach einer 

kurzen Einführung zum gegenwärtigen Stand der Literatur, folgt die Beschreibung des in der 

Dissertation verwendeten Analyserasters sowie der angewendeten Methoden. Anschließend 

widmet sich das Rahmenpapier dem ersten thematischen Teilbereich. Im Fokus steht die Frage, 

welche Designelemente die Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen durch private Haushalte 

begünstigen. Basierend auf den Ergebnissen des ersten Teilbereichs wird im zweiten Disserta-

tionsteil diskutiert, ob PCT neben dem augenscheinlichen Effektivitätsvorteil (aufgrund einer 

mehrdimensionale Anreizstruktur) auch in Bezug auf die politische Umsetzbarkeit eine alter-

native zu CO2e-Steuer und Emissionshandel sein kann. Abschließend befasst sich der dritte 

Teilbereich, exemplarisch am Beispiel der Einführung von CO2e-Steuern in europäischen Staa-

ten, mit der Frage, unter welchen Umständen Staaten dazu bereit sind Anreizsysteme einzufüh-

ren. Im Fazit werden die Hauptergebnisse nochmals zusammengefasst sowie ein Ausblick auf 

mögliche zukünftige Forschungsfragen gegeben. 

                                                 
3 Hetwich und Peters (2009) untersuchen in ihrer Studie die mit dem Endverbrauch von Gütern und Dienstleistun-
gen verbundenen THG-Emissionen für 73 Staaten. Dabei betrachten Sie nicht nur direkte, sondern auch indirekte 
Emissionen der Sektoren Bau, Wohnen, Kleidungs-, Güter- und- Nahrungsmittelproduktion sowie Dienstleistung 
und Handel. Im Mittel führen sie 72% der globalen THGs auf das Konsumverhalten privater Haushalte und 10% 
auf Staatsaufwendungen sowie 18% auf Investitionen zurück.  
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2. Bisheriger Forschungsstand und theoretische Verortung der Dissertation 

Die vorgestellten drei Teilbereiche dieser Dissertation adressieren unterschiedliche Ressorts der 

Politikwissenschaft. Der erste Teilbereich dieser Dissertation ist in einem Forschungsfeld an-

gesiedelt, das von den Disziplinen der Umweltsoziologie sowie -psychologie geprägt ist (siehe 

Tanner 1999; Whitmarsh 2009; Whitmarsh und O'Neill 2010; Tobler et al. 2012). Nichtsdes-

totrotz gibt es auch immer wieder politikwissenschaftliche Beiträge, die sich mit der Einstellung 

der Bevölkerung gegenüber dem Klimawandel und Klimaschutz beschäftigen und damit dem 

Ressort der politischen Soziologie zugeordnet werden können (siehe Hammar und Jagers 2006; 

Fielding et al. 2012; Harring et al. 2019). Im Gegensatz zu bestehenden Forschungsarbeiten, 

die sich darauf konzentrieren wie individuelle Eigenschaften privater Haushalte bzw. Indivi-

duen die Einstellung gegenüber Klimaschutzmaßnahmen beeinflussen (Tobler et al. 2012; 

Bichard und Kazmierczak 2012; Schwirplies 2018; Thaller et al. 2020), werden in den ersten 

beiden Artikeln dieser Dissertation auch die Eigenschaften und die Ausgestaltung von Klima-

schutzmaßnahmen berücksichtigt. Dieser Perspektivenwechsel erlaubt es zu ergründen, welche 

spezifischen Eigenschaften von Klimaschutzmaßnahmen zu einer höheren oder niedrigeren Im-

plementierungsbereitschaft und somit Akzeptanz innerhalb der Bevölkerung führen. Bisher fin-

den sich zu diesem Bereich nur wenige Studien, die jedoch häufig in Verbindung mit sogenann-

ten „Co-benefits“ stehen. Diese Studien adressieren meist die sozialen und gesellschaftlichen 

Vorteile von Klimaschutzmaßnahmen („Co-benefits“) aber weniger die Frage, wie sich diese 

„Co-benefits“ auf die Implementierungsbereitschaft von Haushalten auswirken (Schwirplies 

2020: 126ff.). Da die Gestaltung und das Adressieren von Klimaschutzmaßnahmen jedoch nicht 

nur für die Politikwissenschaft von theoretischer, sondern darüber hinaus für politische Ent-

scheidungsträger/innen auch von praktischer Relevanz ist, ist eine tiefergehende Auseinander-

setzung mit diesem Forschungsbereich notwendig.  

Der zweite Teilbereich beschäftigt sich mit Anreizsystemen und deren Evaluation4. Somit ist 

dieser in einem Forschungsfeld angesiedelt, welches stark von der wirtschaftswissenschaftli-

chen Forschung dominiert wird. Häufig wird versucht die Effektivität oder die wirtschaftliche 

Effizienz von Anreizsystemen anhand ausgewählter Beispiele zu belegen bzw. zu widerlegen. 

Es besteht eine weitreichende Debatte darüber, welches Anreizsystem sich besser eignet um 

                                                 
4 In diesem Kontext ist Evaluation nicht im Sinne des Policy-Cycle zu verstehen. Bei diesem wird (unterteilt in 
inner-administrative, politische und wissenschaftliche Evaluation) im Grunde eine Ergebnisevaluation vorgenom-
men (Blum und Schubert 2017: 195 ff.; Gollwitzer und Jäger 2014: 29f.). Für den hier vorliegenden Fall handelt 
es sich um eine prospektive Evaluation, die vor der eigentlichen Implementierung der Politik stattfindet (Gollwit-
zer und Jäger 2014: 29f.).  
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das Problem des übermäßigen THG-Ausstoßes zu adressieren (Avi-Yonah und Uhlmann 2009; 

Haites 2018; Hovi und Holtsmark 2006; Goulder und Schein 2013; Frondel 2019). An diese 

Debatte knüpft die Forschung des zweiten Dissertationsteils an. Im Gegensatz zu der bestehen-

den Literatur werden jedoch zwei Neuerungen vorgenommen. Zum einen wird ein starker Fo-

kus auf das Instrument des PCT gelegt, welches im breiten wissenschaftlichen Diskurs bisher 

noch nicht angekommen ist. Zum anderen nimmt die Dissertation eine dezidiert politikwissen-

schaftliche Sichtweise ein, indem sie sich auf Kriterien für die politische Umsetzung und deren 

Evaluation konzentriert. Hierfür werden Aspekte des Multiple-Streams-Ansatzes (MSA) her-

angezogen. Die Forschung schließt damit an die bestehende Literatur bzgl. der Umsetzbarkeit 

von PCT an (siehe Fawcett 2010, 2012; Parag und Fawcett 2014; Duscha 2014). Anders als bei 

bisherigen Studien, wird jedoch erstmals ein systematischer Literaturüberblick zur politischen 

Umsetzbarkeit von PCT durchgeführt. Der zweite Dissertationsteil steht somit in Verbindung 

zu dem wachsenden politikwissenschaftlichen Forschungszweig, der sich mit der Implementie-

rung von Klimapolitiken bzw. Anreizsystemen befasst. 

Diesem Forschungszweig, der dem Ressort der vergleichenden Politikfeldanalyse angehört, 

lässt sich auch der dritte Teil dieser Dissertation zuordnen. Im Allgemeinen schließt dieser an 

die bisherigen Arbeiten von Forschern/innen wie Fleig et al. (2017), Benson und Lorenzoni 

(2014) oder Fankhauser et al. (2015) an, die sich mit der Einführung von Klimaschutzpolitiken 

auf nationalstaatlicher bzw. europäischer Ebene beschäftigen. In den letzten Jahren hat sich 

zudem ein kleiner, aber wachsender Literaturstamm gebildet, der sich spezifisch mit der Ein-

führung von Anreizsystemen aus einer vergleichenden Perspektive beschäftigt (Andersen 2019; 

Harrison 2010; Skovgaard et al. 2019; Criqui et al. 2019; Steinebach et al. 2021). Diesem Lite-

raturstamm lässt sich der fünfte Dissertationsartikel zuordnen, welcher mit Hilfe des MSA und 

einer Qualitative Comparative Analysis (QCA) zu ergründen versucht, unter welchen Bedin-

gungen europäische Staaten bereit sind nationale CO2e-Steuern einzuführen. Dabei liegt das 

Erkenntnisinteresse auf der sogenannten „second wave“, das heißt, nicht die nordischen Vor-

reiterstaaten (Schweden, Finnland, Dänemark), welche bereits ausgiebig in verschiedenen Stu-

dien behandelt wurden (siehe Andersen 2019; Speck 2013), stehen im Fokus, sondern Staaten, 

die eine Steuer eingeführt haben nachdem das europäische Emissionshandelssystem (EU EHS) 

implementiert wurde. Somit handelt es sich um eine der ersten Studien, welche die Einführung 

der CO2e-Steuer in europäischen Staaten, die unter dem EU EHS agieren, untersucht. Wie 

Engler und Herweg (2019) zeigen, gibt es nur sehr wenige Studien, die den MSA auf eine grö-

ßere Fallzahl anwenden. Auch auf diesem Gebiet leistet der Artikel daher Pionierarbeit indem 
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versucht wird, die verschiedenen Elemente des MSA via eines Mixed-Method-Ansatzes aus 

QCA und Fallstudien zu erfassen.  

 

3. Analyseraster der Dissertation  

Das Problem des Klimawandels stellt aufgrund der komplexen Verursacherstruktur ein 

Mehrebenenproblem dar (Kemmerzell 2017: 245). Eine zielgerichtete Klimaschutzpolitik kann 

daher nicht bei einem Staat, einer Region oder einem Industriezweig ansetzen, sondern braucht 

eine ebenenübergreifende Strategie. Diesem Gedanken folgend, gliedert sich das Analyseraster 

der Dissertation, wie angesprochen, in fünf Artikel die entlang der Mikro-, Meso- und Makro-

ebene in drei Teilbereiche angeordnet werden (siehe Tabelle 1 und Abbildung 1).  

 

Nr. Teilbereich Artikel 
I THG-Reduktionspräferen-

zen privater Haushalte 
1. Explaining climate policies’ popularity – An empirical 

study in four European countries. 
 

2. How can households be encouraged to reduce greenhouse 
gas emissions? – An explorative study on the interplay of 
household characteristics and mitigation action attributes. 
 

II Personal Carbon Trading – 
Ein geeignetes Modell, um 
private Haushalte zu adres-
sieren? 

3. Personal Carbon Trading – Lost in the Policy Primeval 
Soup? 
 

4. Personal Carbon Trading als eine Alternative zu CO2-
Steuer und ETS? Eine Analyse der Verteilungseffekte von 
Personal Carbon Allowances am Beispiel der Bundesre-
publik Deutschland. 

 
III Implementierung von An-

reizsystemen 
5. Never Let a Serious Crisis Go to Waste: The Introduction 

of Supple-mental Carbon Taxes in Europe. Environmental 
Politics. 

Tabelle 2: Teilbereiche und Artikel 
 

Die Mikroebene beschreibt die Ebene der privaten Haushalte, während die Unternehmen einer 

Volkswirtschaft die Mesoebene bilden. Meso- und Mikroebene stehen in direkter Beziehung 

zueinander, da das Konsumverhalten der privaten Haushalte eine Auswirkung auf die Produk-

tion von Gütern und damit den THG-Ausstoß von Unternehmen hat. Die Nationalstaaten bilden 

die Makroebene, auf der die nationalen THG-Reduktionsziele und die Instrumente bzw. Politi-

ken zur Erreichung dieser Ziele festgelegt werden. Die Makroebene steht somit in Wechselwir-

kung zu der Meso- und Mikroebene. Mikro- und Mesoebene bilden den aggregierten THG-

Ausstoß der Makroebene. Darüber hinaus besteht aber auch ein Einfluss der beiden Ebenen im 
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Hinblick auf politische Entscheidungsprozesse; das betrifft sowohl die Wahl der Instrumente 

zur THG-Reduktion als auch die generelle Zielsetzung der Klimaschutzpolitik.  

 

Abbildung 1: Struktur der Dissertation 
 

Wie erläutert, steht die politische Umsetzbarkeit von Anreizsystemen im Fokus der Disserta-

tion. Für die Umsetzbarkeit von klimapolitischen Maßnahmen spielt die Akzeptanz innerhalb 

der Bevölkerung eine entscheidende Rolle. Vor diesem Hintergrund ist es wichtig in einem 

ersten Schritt zu ergründen, welche THG-Reduktionspräferenzen auf der Mikroebene, also der 

Ebene der privaten Haushalte, vorherrschen. Artikel 1 und 2 bilden daher den ersten Teil der 

Dissertation und befassen sich intensiv mit den THG-Reduktionspräferenzen von privaten 

Haushalten. Ziel ist es, aus den gewonnenen Erkenntnissen, Implikationen für die Gestaltung 

von Klimaschutzpolitiken abzuleiten. Diese Erkenntnisse spielen im zweiten Teil der Disserta-

tion eine Rolle, der sich auf das Zusammenspiel von Mikro- und Mesoebene konzentriert. Auf 

Grundlage der Ergebnisse des ersten Teils werden verschiedene Anreizsysteme und deren 
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Wirkmechanismen diskutiert. Hierbei wird kritisch hinterfragt, ob monetäre Anreize (auf wel-

chen der Wirkmechanismus von klassischen Anreizsystemen hauptsächlich beruht) tatsächlich 

ein geeignetes Mittel sind, um die Umsetzungsbereitschaft von privaten Haushalten und damit 

die Bereitschaft zur THG-Reduktion zu gewährleisten. Der besondere Fokus des zweiten Dis-

sertationsteils liegt auf PCT, welches eine neuerliche Entwicklung im Bereich der Anreizsys-

teme darstellt. Artikel 3 befassen sich daher auf Basis des MSA intensiv mit der politischen 

Umsetzbarkeit von PCT. Der dritte Dissertationsteil rückt die Makroebene und die dort statt-

findenden politischen Entscheidungsprozesse in den Fokus. Genauer gesagt, es wird untersucht 

unter welchen Rahmenbedingungen Staaten bereit sind nationale Anreizsysteme einzuführen. 

Mithilfe einer QCA untersucht der fünfte Dissertationsartikel die Einführung der CO2e-Steuer 

in europäischen Ländern. Basierend auf ergänzenden Fallstudien, zeichnet der Artikel die Ent-

scheidungsprozesse auf der Makroebene nach und versucht den Einfluss der Meso- und Mik-

roebene deutlich zu machen.  

 

4. Methodisches Vorgehen 

Aufgrund der Tatsache, dass sich die Datengrundlage für die einzelnen Untersuchungsebenen 

unterscheiden, kommen innerhalb der Dissertation unterschiedliche sozialwissenschaftliche 

Methoden zum Einsatz. 

Sowohl der erste als auch der fünfte Artikel dieser Dissertation bringen eine QCA zur Anwen-

dung. Dabei unterscheiden sich die Artikel jedoch deutlich in der Ausgestaltung und Anwen-

dung der Methode, was auch daran liegt, dass die QCA innerhalb der Sozialwissenschaft eine 

relative junge Methode ist. Die zahlreichen methodischen Debatten rund um die QCA (siehe 

Lucas und Szatrowski 2014; Ragin 2014; Thiem und Baumgartner 2016; Schneider 2018; 

Thiem 2019, Gerrits und Pagliarin 2020) zeigen, dass sich innerhalb der Forschungsgemein-

schaft noch kein einheitliches Vorgehen herauskristallisiert hat; diesem Umstand trägt auch 

diese Dissertation Rechnung. Ergänzend hierzu muss festgehalten werden, dass es nicht „die“ 

eine QCA gibt, sondern dass der Begriff verschiedene Analysetechniken umfasst (Schneider 

und Wagemann 2007: 20). Die zwei prominentesten Ausprägungen sind die Crisp-Set-QCA 

(csQCA) und die Fuzzy-Set-QCA (fsQCA) (Roig-Tierno et al. 2017). Darüber hinaus wurden 

aber noch weitere Verfahren wie die Multi-Value-QCA (mvQCA), die Temporal-QCA (tQCA) 

oder die Time-Series-QCA (tsQCA) entwickelt (Cronqvist 2003; Caren und Panofsky 2005; 

Hino 2009). Unabhängig von den verschiedenen Ausprägungen, ist das Ziel von QCA notwen-

dige und/oder hinreichende Bedingungen für das Auftreten eines Outcomes zu identifizieren 
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(Schneider und Wagemann 2007: 79ff.). Bei QCA handelt es sich um eine mengentheoretische 

Methode, welche soziale Phänomene in Teilmengen untergliedert. Während die ursprüngliche 

csQCA lediglich mengentheoretisch binär zwischen einer vollständigen Zugehörigkeit zu einer 

Teilmenge (1) und einer Nichtzugehörigkeit zu einer Teilmenge (0) unterscheidet, lässt die 

fsQCA eine zusätzliche Differenzierung der Teilmengenzugehörigkeit zu (Vergabe von Werten 

zwischen 0 und 1 mit Ausnahme von 0,5) (Schneider und Wagemann 2007: 85). Sowohl bei 

der csQCA als auch bei der fsQCA ist eine Kalibrierung der Rohdaten notwendig. Das heißt, 

es muss ein Kodierschema entwickelt werden, welches die Vergabe der Teilmengenzugehörig-

keitswerte definiert (Schneider und Wagemann 2007: 180).  

Als große Stärken der QCA gelten die conjunctural causality (kombinatorische Betrachtung 

kausaler Bedingungen) und die Äqufinalitätsannahme (Gerrits und Verweij 2018: 29). Anders 

als bei herkömmlichen Methoden der Inferenzstatistik, wird bei einer QCA der Effekt einzelner 

Variablen nicht isoliert und unter Kontrolle von Drittvariablen betrachtet, sondern das Auftre-

ten eines Phänomens (Outcomes) kann das Ergebnis eines Zusammenspiels von mehreren Er-

eignissen (Bedingungen) sein (Schneider und Wagemann 2009: 388). Hinzu kommt, dass ver-

schiedene Kombinationen von Bedingungen zu ein und demselben Ergebnis führen können und 

es daher für das Auftreten eines Outcomes verschiedene Kombinationen von Bedingungen ge-

ben kann (Schneider und Wagemann 2009: 388ff.).  

Für das Erkenntnissinteresse der Artikel 1 und 5 stellen die kombinatorische Betrachtung kau-

saler Bedingungen und die Äqufinalitätsannahme einen Vorteil der QCA gegenüber anderen 

Methoden dar. So steht im Fokus des ersten Dissertationsartikels die Frage, welche Eigenschaf-

ten von Klimaschutzmaßnahmen die Umsetzungsbereitschaft durch private Haushalte begüns-

tigen. Dabei ist davon auszugehen, dass die Eigenschaften der Maßnahmen nicht unabhängig 

voneinander auf die Haushalte wirken, sondern eine Maßnahme immer als Ganzes wahrgenom-

men wird, also als eine Kombination verschiedener Eigenschaften. Darüber hinaus können un-

terschiedliche Eigenschaftskombinationen die Umsetzungsbereitschaft begünstigen. So ist es 

denkbar, dass Haushalte einen finanziellen Nachteil einer Klimaschutzmaßnahme in Kauf neh-

men, wenn diese dafür eine geringe Verhaltungsänderung notwendig macht. Andersherum kön-

nen Haushalte dazu bereit sein eine einschneidende Verhaltensänderung zu akzeptieren, wenn 

dafür ein großer finanzieller Vorteil mit der Maßnahme einhergeht. Um diesen Umstand zu 

adressieren, spielt die Äqufinalitätsannahme daher eine entscheidende Rolle. In Bezug auf Ar-

tikel 5 eignet sich QCA (trotz seiner deterministisch geprägten Sichtweise), aufgrund der kom-

binatorischen Betrachtung kausaler Bedingungen, gut für eine Verknüpfung mit dem MSA 
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(Engler und Herweg 2019: 919). Der MSA geht explizit von einer Kombination verschiedener 

politischer Faktoren aus. So müssen die in der Theorie beschriebenen Ströme „reif“ sein und 

ein Policy-Unternehmer muss ein sich öffnendes Policy-Fensters nutzen damit eine Politik eine 

erhöhte Chance hat auf die politische Agenda zu kommen (Herweg 2015: 332ff.). Der MSA 

geht somit explizit von einer Kombination verschiedener Faktoren aus, die sich abseits der QCA 

nur schwer mit quantiativen Methoden erfassen lässt. 

Da im Fall von Artikel 1 und 5 ein Großteil der Rohdaten im metrischen Datenformat vorliegen, 

verwenden beide Artikel eine fsQCA, da bei dieser im Vergleich zu einer csQCA die Kalibrie-

rung mit einer geringeren Reduktion von Komplexität und damit einem geringeren Datenverlust 

einhergeht. Wie bereits erwähnt, unterscheiden sich die Artikel deutlich in der Anwendung; so 

kann Artikel 1 nach Greckhamer et al. (2013: 54) eindeutig als eine large-N-QCA klassifiziert 

werden. Auch wenn QCA anfangs besonders auf kleinere Fallzahlen angewendet wurde, haben 

neuere Studien gezeigt, dass auch die Anwendung auf eine größere Anzahl von Beobachtungen 

gewinnbringend sein kann (Greckhamer et al. 2013: 50). Nichtsdestotrotz unterscheidet sich 

das Erkenntnissinteresse zwischen large- und small-N-Anwendungen deutlich. Während bei 

large-N-Applikationen das explorative Identifizieren eines generellen Musters im Vordergrund 

steht, ohne dabei intensiv auf einzelne Fälle einzugehen (so auch bei Artikel 1 der Fall), liegt 

der Fokus bei einer small-N-QCA eher auf einem verstehenden und erklärenden Erkenntnisin-

teresse (Greckhamer et al. 2013: 54ff.). Daher findet bei einer small-N-QCA eine stärkere 

Rückbindung an die einzelnen Fälle statt. Bei Artikel 5 handelt es sich um eine solche small-

N-Anwendung. Um eine Rückbindung an die einzelnen Fälle zu gewährleisten, kommen daher 

neben der QCA auch Einzelfallstudien zum Einsatz. 

In Artikel 2 und 4 werden regressionsbasierte Verfahren verwendet. Diese sind besonders für 

große Datensätze (N >100), die auf einer Zufallsstichprobe beruhen, geeignet (Wenzelburger 

et al. 2014: 8). Ziel solcher Verfahren ist die Identifikation von statistisch signifikanten Korre-

lationen zwischen zwei Variablen. Artikel 4 bedient sich einer multivariaten linearen OLS-Re-

gression. Voraussetzung für die Anwendung einer OLS-Regression sind die sogenannten 

BLUE-Kriterien (Wenzelburger et al. 2014: 27; Urban und Mayerl 2018: 121), die im Folgen-

den aufgelistet sind:  

1. Die Residuen sind um den Wert 0 normalverteilt.  

2. Die Datenstruktur weist keine Heteroskedastizität auf.  

3. Die Beobachtungen sind nicht miteinander korreliert (keine Autokorrelation).  

4. Die Residuen sind nicht mit dem Prädiktor korreliert.  
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Hinzu kommt, dass ein linearer Zusammenhang zwischen der abhängigen Variable (AV) und 

den unabhängigen Variable (UV) vorliegen muss. Sollten die BLUE-Kriterien verletzt sein, 

muss das methodische Vorgehen angepasst werden. Daher kommen bspw. im vierten Disserta-

tionsartikel robuste Standardfehler zum Einsatz, um das Problem der Heteroskedastizität abzu-

mildern. Basierend auf der Kleinst-Quadrat-Schätzmethode (auch Ordinary Least Squares, kurz 

OLS genannt), wird bei einem multivariaten linearen OLS-Modell eine Regressionsgleichung 

bestimmt. Diese Gleichung enthält für jede UV einen Regressionskoeffizienten (Wenzelburger 

et al. 2014: 13), der den Einfluss der UV auf die AV, unter Kontrolle aller im Modell aufge-

nommenen Drittvariablen, quantifiziert (Urban und Mayerl 2018: 75). Um die Regressionsglei-

chung zu bestimmen, wird eine Regressionsfläche (Hyperfläche) durch einen N-Dimensiona-

len-Raum gelegt. Die Regressionsfläche spiegelt die durch die Regressionsgleichung geschätz-

ten Werte der AV wider. Diese Fläche wird so berechnet, dass die quadrierte Differenz der 

empirischen Werte zu den geschätzten Werten der AV möglichst gering ist (Urban und Mayerl 

2018: 77ff.).  

Da im zweiten Dissertationsartikel eine binäre Ausprägung der AV (Wahl einer Klimaschutz-

maßnahme) vorliegt, kann keine lineare OLS-Regression angewendet werden, was daran liegt, 

dass bei einer binären AV weder ein linearer Zusammenhang vorliegt, noch die Residuen nor-

malverteilt sind und zudem Heteroskedastizität auftritt. Hinzu kommt, dass eine sinnvolle In-

terpretation der Ergebnisse nicht möglich ist. Das liegt daran, dass in einer OLS-Regression 

negative Schätzwerte möglich sind, obwohl die AV aufgrund der binären Ausprägung lediglich 

einen Wertebereich von 0-1 aufweist (Wenzelburger et al. 2014: 55ff.). Aus diesen Gründen 

wird für Artikel 2 ein logistisches Modell berechnet, welches die Logit-Funktion verwendet. 

Einfach gesagt, es werden dadurch nicht mehr die Werte der AV vorhergesagt sondern die 

Wahrscheinlichkeit, dass ein Ereignis eintritt (Wenzelburger et al. 2014: 59ff.). Für den zweiten 

Artikel ergibt sich aufgrund der komplexen Datenlage ein weiteres Problem. So sind die ein-

zelnen Beobachtungen miteinander korreliert (Autokorrelation), was im schlimmsten Fall zu 

einem fehlerhaften Schätzverfahren und zu einer Überschätzung der Signifikanz der Effekte 

führt. In der Literatur gibt es verschiedene Möglichkeiten mit Autokorrelation umzugehen 

(Wenzelburger et al. 2014: 94). Eine der populärsten Möglichkeit besteht in der Berechnung 

eines Mehrebenenmodells. Bei diesem Modell wird die Ebene, über die die einzelnen Beobach-

tungen korreliert sind, in die Regressionsgleichung inkludiert. Ein solches Vorgehen erlaubt es 

den Effekt der übergeordneten Ebene zu quantifizieren (Hox et al. 2010; Sommet und Morselli 

2017; Wenzelburger et al. 2014: 91). Daher wird im zweiten Artikel ein logistisches Mehrebe-

nenmodell berechnet.  
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Im dritten Dissertationsartikel wird ein systematischer Literatur-Review entlang der „Preferred 

Reporting Items for Systematic reviews and Meta-Analyse“ (PRISMA) Guidelines durchge-

führt (Moher et al. 2009). Ursprünglich aus der medizinischen Forschung stammend, stellen die 

PRISMA Guidelines eine Weiterentwicklung des „Quality of Reporting of Meta-analyses“ 

(Quorom) Statements dar (Moher et al. 1999). Ziel des PRISMA-Ansatzes ist es, das Vorgehen 

bei der Durchführung eines Literaturüberblicks bzw. einer Meta-Studie zu vereinheitlichen und 

zu systematisieren. Dadurch soll nicht nur die Durchführbarkeit, sondern auch die Qualität sol-

cher Studien verbessert werden. Auch wenn die PRISMA Guidelines ursprünglich für systema-

tische Meta-Studien im medizinischen Bereich und damit vor allem für den Vergleich von ran-

domisierten und Interventionsstudien entwickelt wurden, eignet sich der Ansatz auch für den 

naturwissenschaftlichen und sozialwissenschaftlichen Bereich und findet dort zunehmend An-

wendung (Moher et al. 2009; Kundu et al. 2020). Der PRISMA-Ansatz stellt dabei verschiedene 

Werkzeuge zur Gliederung des Forschungsprozesses zur Verfügung. Im Zentrum steht eine 

Checkliste mit 27 Punkten. Je nach Forschungsinteresse muss die Checkliste jedoch leicht mo-

difiziert werden. Daher wurden verschiedene Erweiterungen der PRISMA Guidelines entwi-

ckelt (siehe PRISMA Group 2021). Unabhängig von den jeweiligen Anpassungen sollte ein 

besonderes Augenmerk auf den Punkten 5-18 liegen, da diese sich explizit der Methodik wid-

men (Liberati et al. 2009). In diesen Punkten wird unter anderem festgelegt, dass ein Review-

Protokoll zu erstellen ist, welches öffentlich zugänglich sein sollte (Punkt 5) (Liberati et al. 

2009). Im Protokoll findet sich auch die Begründung für die Auswahl der Datenquellen (Punkt 

7) und die Beschreibung der Suchstrategie (Punkt 8) (Liberati et al. 2009), des Weiteren eine 

Erläuterung über die Auswahlkriterien und deren Anwendung (Punkt 6 und 9) (Liberati et al. 

2009). Der Prozess der Datenerfassung sowie die Auswahl der zu untersuchenden Studien kann 

in einem sogenannten Flow-Diagramm dargestellt werden (Punkt 10 und 17) (Liberati et al. 

2009). Für Artikel 4 wurde die Checkliste entsprechend des sozialwissenschaftlichen Charak-

ters der Fragestellung angepasst, die Punkte 5-18 wurden jedoch beachtet, sodass die Nachvoll-

ziehbarkeit des Forschungsprozesses gegeben ist.  

Nach der theoretischen Verortung, der Beschreibung des Analyserasters und der kurzen Dar-

stellung der verwendeten Methoden, werden die Teilbereiche in den folgenden Kapiteln näher 

erläutert. Die einzelnen Teilbereiche gliedern sich jeweils nach dem folgenden Schema: Einlei-

tung, Diskussion der Ergebnisse, abschließende Zusammenfassung und Beitrag zur aktuellen 

Forschung. Wo es erforderlich ist, wird dieses Schema noch durch eine kurze theoretische Ein-

führung ergänzt. 
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5. Teil I: THG-Reduktionspräferenzen privater Haushalte 

Um politisch durchsetzbare Instrumente zur Reduktion von THGs zu gestalten, ist es notwendig 

zu ergründen, unter welchen Umständen private Haushalte dazu bereit sind ihren THG-Fußab-

druck zu reduzieren. Hierzu verwenden die ersten beiden Artikel dieser Dissertation die Daten 

des europäischen Forschungsprojekts “Household Preferences for Reducing GHG Emissions 

in four European high-income countries” (HOPE). Die folgenden drei Forschungsfragen stehen 

dabei im Vordergrund: 

1. Welche Eigenschaften von Klimaschutzmaßnahmen führen dazu, dass diese von priva-

ten Haushalten präferiert werden? 

2. Welche Haushaltseigenschaften begünstigen die Bereitschaft Klimaschutzmaßnahmen 

zu implementieren? 

3. Bevorzugen Haushalte mit spezifischen Eigenschaften bestimmte Klimaschutzmaßnah-

men? 

Der Artikel „Explaining climate policies’ popularity - An empirical study in four European 

countries“ fokussiert sich dabei auf die erste Fragestellung und bringt eine Qualitative Compa-

rative Analysis (QCA) zu Anwendung. Der Artikel hat einen explorativen Charakter; die An-

wendung der QCA dient daher vornehmlich der Ordnung der einzelnen Fälle und der Identifi-

zierung eines generellen Musters. Basierend auf den daraus resultierenden Erkenntnissen, er-

weitert der zweite Dissertationsartikel den Untersuchungsrahmen um die zweite und dritte der 

oben genannten Fragestellungen. 

5.1. Diskussion der Ergebnisse  

In Bezug auf die erste Fragestellung (Welche Eigenschaften von Klimaschutzmaßnahmen füh-

ren dazu, dass diese von privaten Haushalten präferiert werden?) zeigen die Ergebnisse der 

beiden Studien, dass finanzielle Anreize nicht zwangsläufig dazu führen, dass Maßnahmen von 

Haushalten präferiert werden. Ob eine Maßnahme einen positiven finanziellen Anreiz bietet, 

scheint nicht der entscheidende Faktor dafür zu sein, dass eine Klimaschutzmaßnahme präfe-

riert wird. Stattdessen zeigen beide Artikel sehr deutlich, dass die Verhaltensänderung, die für 

die Implementierung einer Maßnahme nötig ist, einen Einfluss auf die Bereitschaft hat eine 

solche Maßnahme umzusetzen. Klimaschutzmaßnahmen, die eine große Veränderung des per-

sönlichen Lebensstils erfordern, werden von den privaten Haushalten deutlich weniger häufig 

für die Implementierung in Betracht gezogen als Maßnahmen, die keine oder nur eine geringe 

Verhaltensänderung erfordern. Auch der Sektor, in dem eine Maßnahme angesiedelt ist, scheint 
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einen Einfluss auf die Implementierungsbereitschaft zu haben. Sowohl im Rahmen der QCA 

als auch mithilfe der Regressionsmodelle wird gezeigt, dass Klimaschutzmaßnahmen im Be-

reich Essen und Recycling für die Umsetzung präferiert werden, wohingegen Maßnahmen aus 

dem Mobilitätsbereich eher vermieden werden. Auch der gesundheitliche Nebeneffekt ist für 

die Präferenzen von privaten Haushalten in Bezug auf Klimaschutzmaßnahmen von Bedeutung. 

Die Ergebnisse der Regressionsanalyse zeigen, dass Haushalte, die Informationen bzgl. des ge-

sundheitlichen Nebeneffekts von Maßnahmen erhalten, eine signifikant höhere Implementie-

rungsbereitschaft besitzen.  

Die Ergebnisse der beiden Artikel knüpfen somit an eine Reihe von Studien an, welche eine 

ausschließlich monetäre Strategie zur Reduktion von THGs kritisch sehen und stattdessen eine 

Kombination von verschiedenen Anreizmechanismen als notwendig erachten (Thaller et al. 

2020; Bolderdijk et al. 2013; Gsottbauer und van den Bergh 2011; Baranzini et al. 2017). So 

untersuchen beispielsweise Thaller et al. (2020) mithilfe eines Online-Fragebogens welche Fak-

toren klimafreundliches Verhalten begünstigen, dabei kommen sie zu dem Schluss: 

„In a domain such as climate-friendliness, extrinsic rewards, such as monetary incentives, may 

not suffice (Bothner et al., 2019) and may under certain circumstances turn out to be problematic 

in that they crowd out the essential, intrinsic or reputational, background values (Bénabou and 

Tirole, 2003, 2006; Gneezy and Rustichini, 2000; Promberger and Marteau, 2013). […] An 

elaborated mix of regulations, incentives and activation of intrinsic values might turn out to be 

the most promising […]” (Thaller et al. 2020: 12) 

In eine ähnliche Richtung deuten die Ergebnisse von Bolderdijk et al. (2013), die in ihrer Studie 

zeigen, dass im Bereich der Umweltpolitik nicht der Appell an die wirtschaftlichen Eigeninte-

ressen eines Individuums (betonen von monetären Einsparungen) zu einem umweltfreundlichen 

Verhalten führt, sondern die Betonung des positiven umweltspezifischen Aspekts einer Maß-

nahme. Dahingegen versuchen Gsottbauer und van den Bergh (2011) mit ihrer Arbeit eine 

grundsätzliche Diskussion zu initiieren. Gsottbauer und van den Bergh plädieren für eine Ab-

kehr vom theoretischen Konzept des homo economicus und fordern eine realistischere Sicht-

weise auf das individuelle Umweltverhalten. Dabei betonen sie, dass nicht nur finanzielle An-

reize, sondern auch psychologische Faktoren wie soziale Interaktion, Verlustangst und Glück 

das individuelle Umweltverhalten beeinflussen. 

Nichtsdestotrotz kann nicht gänzlich ausgeschlossen werden, dass monetäre Effekte einen Ein-

fluss auf die Implementierungsbereitschaft privater Haushalte haben. Hierfür gibt es zwei 

Gründe: Erstens, die HOPE-Daten basieren nicht auf einer Zufallsstichprobe. Zwar entsprechen 
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wesentliche Merkmale wie Alter und Geschlecht der Befragten der Verteilung in der Grundge-

samtheit, trotzdem sollte dieser Umstand bei der Interpretation der Ergebnisse berücksichtig 

werden. Zweitens, zeigen Herrmann et al. (2020), welche eine qualitative Nachbefragung aus-

gewählter Studienteilnehmer des HOPE-Projektes durchführen, dass die Befragten die Kosten 

von Klimaschutzmaßnahmen als hinderlich für deren Umsetzung ansehen. Das deutet darauf-

hin, dass die Befragten sich nicht im gleichen Maße auf die finanziellen Kosten und den finan-

ziellen Nutzen von Klimaschutzmaßnahmen konzentrieren, vielmehr scheint der Kostenfaktor 

für die Umsetzungsbereitschaft eine größere Rolle zu spielen. Somit würde ein nicht-linearer 

Effekt bestehen, was gegen die Annahmen der berechneten Regressionsmodelle sprechen 

würde.   

Für die zweite Fragestellung (Welche Haushaltseigenschaften begünstigen die Bereitschaft Kli-

maschutzmaßnahmen zu implementieren?) kann auf Grundlage der Ergebnisse davon ausge-

gangen werden, dass das Alter, das Geschlecht und der Lebensstil einen Einfluss auf die Im-

plementierungsbereitschaft haben. Die Regressionsmodelle zeigen, dass die Bereitschaft zur 

Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen mit zunehmendem Alter sinkt. Dieser Befund steht 

damit im Widerspruch zu den Ergebnissen von Thaller et al. (2020) und Tobler et al. (2012), 

bestätigt aber die Ergebnisse von Alvi et al. (2020) sowie Semenza et al. (2008). Im Zuge der 

Beantwortung der dritten Fragestellung wird gezeigt, dass dieser vermeintliche Widerspruch 

teilweise dadurch aufgelöst werden kann, dass Interaktionsterme berechnet werden. In Bezug 

auf das Geschlecht kann gesagt werden, dass Frauen eine höhere Implementierungsbereitschaft 

besitzen als Männer. Die Arbeiten von Korkala et al. (2014), Semenza et al. (2011) und Agho 

et al. (2010) deuten darauf hin, dass dieses Ergebnis darauf zurückzuführen ist, dass Frauen im 

Vergleich zu Männern ein höheres Umweltbewusstsein besitzen. Wie bereits von Whitmarsh 

und O'Neill (2010) gezeigt, scheint sich das Umweltbewusstsein auch in den Essgewohnheiten 

widerzuspiegeln. Vegetarier besitzen im Mittel eine deutlich höhere Bereitschaft Klimaschutz-

maßnahmen zu implementieren als Nicht-Vegetarier. Für die Variablen Einkommen und Bil-

dung können keine signifikanten Effekte gefunden werden.  

Die Forschungsfrage, ob Haushalte mit spezifischen Eigenschaften bestimmte Klimaschutz-

maßnahmen bevorzugen, wird im zweiten Artikel dieser Dissertation erörtert. Hierfür werden 

Interaktionsterme in die Regressionsmodelle eingeführt. Zwei signifikante Interaktionsterme 

sind hierbei von besonderem Interesse. Zum einen deutet eine signifikante Interaktion zwischen 

den Variablen „Alter der Haushalte“ und „Grad der Verhaltensänderung“ darauf hin, dass Kli-

maschutzmaßnahmen, die eine starke Verhaltensänderung notwendig machen, eher von älteren 
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Haushalten präferiert werden. Zum anderen zeigt die Interaktion zwischen dem Geschlecht und 

der Maßnahmenkategorie, dass Frauen Klimaschutzmaßnahmen des Konsumbereichs bevorzu-

gen. Diese Befunde relativieren die Ergebnisse, die im Rahmen der zweiten Forschungsfrage 

diskutiert werden. So kommen beispielsweise auch Tobler et al. (2012) zu dem Ergebnis:  

„The willingness to avoid cars and planes was further influenced by the respondents’ age and 

education. Participants of a higher age were more willing to avoid cars and planes, probably 

because elderly people are less mobile” (Tobler et al. 2012: 205). 

Da der Komplettverzicht beziehungsweise das starke Reduzieren des Straßen- und Flugver-

kehrs beides Maßnahmen sind, die eine starke Verhaltensänderung notwendig machen, wider-

sprechen die Ergebnisse von Tobler et al. (2012) somit nicht gänzlich den Befunden der hier 

berechneten Regressionsmodelle. Auch in Bezug auf die Implementierungsbereitschaft von 

Frauen revidieren die Ergebnisse der Interaktionsterme die ursprüngliche Einschätzung. So ha-

ben Frauen im Vergleich zu Männern nicht generell eine höhere Implementierungsbereitschaft, 

sondern lediglich in Bezug auf Klimaschutzmaßnahmen des Konsumsektors. 

5.2. Zusammenfassung & Beitrag zur Forschung 

Der erste Teil dieser Dissertation und die darin enthaltenen zwei Artikel befassen sich mit der 

Mikroebene und der übergeordneten Frage, unter welchen Umständen private Haushalte dazu 

bereit sind ihren THG-Fußabdruck zu reduzieren. Wie gezeigt werden konnte, spielen dabei 

sowohl die Eigenschaften von Klimaschutzmaßnahem als auch die Haushaltseigenschaften eine 

wichtige Rolle. Die beiden ersten Dissertationsartikel leisten insbesondere durch zwei Neue-

rungen einen Beitrag zur wissenschaftlichen Debatte. Zum einen konnte aufgrund der vorlie-

genden Datenstruktur der Fokus auf Klimaschutzmaßnahmen und deren Eigenschaften gelegt 

werden. Wie beschrieben konzentrieren sich bisherige Studien darauf wie individuelle Eigen-

schaften privater Haushalte deren Einstellung gegenüber Klimaschutzmaßnahmen beeinflussen 

(Tobler et al. 2012; Bichard und Kazmierczak 2012; Schwirplies 2018; Thaller et al. 2020). 

Durch den Perspektivwechsel wird es möglich nicht nur den Einfluss der Eigenschaften von 

Klimaschutzmaßnahmen auf die Implementierungsbereitschaft systematisch zu untersuchen, 

sondern darüber hinaus die Wechselbeziehungen, die zwischen der Ebene der Haushalte und 

der Ebene der Klimaschutzmaßnahmen bestehen, aufzuzeigen. Zum anderen handelt es bei die-

ser Dissertation um eine der wenigen politikwissenschaftlichen Arbeiten, die sich mit der Mik-

roebene beschäftigen. Da private Haushalte für die Ausgestaltung von Klimaschutzmaßnahmen 
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und einer übergreifenden Klimaschutzpolitik von zentraler Bedeutung sind, sollte die Mikro-

ebene von der Politikwissenschaft nicht systematisch vernachlässigt werden. Daher versucht 

diese Dissertation hier einen Beitrag zu leisten und dieses Forschungsfeld für die Politikwis-

senschaft zu öffnen.  

Neben der forschungstheoretischen ist der erste Teilbereich der Dissertation auch von prakti-

scher Relevanz; so lassen sich aus den dargelegten Befunden Implikationen für die Gestaltung 

von Klimaschutzmaßnahmen bzw. -politiken ableiten. Da positive finanzielle Anreize nicht 

zwangsläufig eine hohe Implementierungsbereitschaft innerhalb der Bevölkerung gewährleis-

ten, erscheint es sinnvoll verschiedene Anreizmechanismen zu kombinieren. Besonders für den 

Mobilitätssektor scheint dies ein notwendiger Schritt zu sein, da private Haushalte generell eine 

geringe Bereitschaft besitzen in diesem Sektor Klimaschutzmaßnahmen zu implementieren. 

Wie gezeigt, könnte das Hervorheben der gesundheitlichen Vorteile von Klimaschutzmaßnah-

men dazu führen, dass diese eher umgesetzt werden. Im Mobilitätsbereich betrifft das Maßnah-

men, die darauf abzielen, dass Haushalte motorisierte Fortbewegungsmittel durch andere Fort-

bewegungsarten wie Fahrradfahren oder Laufen ersetzen. Es würde sich daher anbieten, diese 

Fortbewegungsarten weiter zu fördern. Gerade im urbanen Raum könnte das durch den Ausbau 

des Fuß- und Radwegenetzes erreicht werden.  

Ein großes Potential besteht im Bereich Essen und Recycling, da Haushalte in diesem Bereich 

generell eher bereit sind Klimaschutzmaßnahmen umzusetzen. Viele dieser Maßnahmen besit-

zen zudem einen positiven gesundheitlichen Nebeneffekt, was sich zusätzlich günstig auf die 

Implementierungsbereitschaft auswirkt. Gerade im Essensbereich können Synergieeffekte zwi-

schen dem Klima- und Gesundheitsbereich genutzt werden. So könnte ein verpflichtendes Pro-

duktlabel, eine Art Nurti-Score+, welches Konsumenten über die gesundheitlichen sowie kli-

maspezifischen Folgen eines Produkts informiert, bereits eine THG-Reduktion hervorrufen.  

Die Ergebnisse der beiden Artikel deuten aber auch darauf hin, dass der Grad der Verhaltens-

änderung, die eine Maßnahme bedingt, ein großer Faktor für die Implementierungsbereitschaft 

darstellt. Daher sollten Maßnahmen möglichst einfach in das Alltagsleben integriert werden 

können, um einen hohe Umsetzungsbereitschaft zu gewährleisten. Hier kann es unter Umstän-

den zu Zielkonflikten kommen, die sich nur schwer auflösen lassen. Maßnahmen könnten even-

tuell gezielt für spezielle gesellschaftliche Gruppen konzipiert werden, um diesen Konflikt zu 

entschärfen. Hierzu besteht jedoch weiterer Forschungsbedarf. Generell kann festgehalten wer-

den, dass eine einseitige Anreizstruktur und das Fokussieren auf einzelne Sektoren die Imple-

mentierungsbereitschaft privater Haushalte nicht begünstigt. 



24 
 

6. Teil II: Personal Carbon Trading – Ein geeignetes Modell, um private 

Haushalte zu adressieren? 

Nachdem im ersten Teil der Dissertation die Reduktionspräferenzen privater Haushalte unter-

sucht wurden, nimmt der zweite Teil das Zusammenspiel von Mikro- und Mesoebene stärker 

in den Fokus. Dabei werden auf Grundlage der Ergebnisse des ersten Teils verschiedene An-

reizsysteme und deren Wirkmechanismen diskutiert. Ein besonderes Augenmerk liegt dabei auf 

PCT, welches aufgrund seiner mehrdimensionalen Anreizstruktur von einigen Forschenden als 

eine Alternative zu gängigen Anreizsystemen gesehen wird (Woerdman und Bolderdijk 2017; 

Parag und Strickland 2009; Lewis und Capstick 2008; Capstick und Lewis 2010). Um zu er-

gründen ob PCT tatsächlich eine Alternative zu CO2e-Steuer und Emissionshandel sein kann, 

wird in Artikel 3 ein systematischer Literaturüberblick vorgenommen. Ziel des Artikels ist es 

zu untersuchen, ob PCT die im MSA definierten „Überlebenskriterien“ erfüllt und somit eine 

Chance hat auf die politische Agenda zu gelangen. Während in Artikel 3 die politische Umsetz-

barkeit von PCT im Fokus steht, konzentriert sich der vierte Artikel speziell auf den vertei-

lungsspezifischen Effekt der mit der Implementierung eines Personal Carbon Trading Systems 

(PCTS) einhergehen würde. Auch hier steht die Frage im Zentrum, ob PCT aufgrund seines 

progressiven Charakters eine Alternative zu gängigen Anreizsystemen darstellt. 

Bevor sich das Rahmenpapier im Folgenden der Diskussion der Artikelergebnisse widmet, wer-

den vorab die bisher gängigsten Anreizsysteme sowie PCT näher erläutert.  

6.1. Anreizsysteme und ihre Wirkmechanismen 

Betrachtet man den derzeitigen wissenschaftlichen Diskurs bzgl. Anreizsystemen, so ist dieser 

besonders stark von der Idee geprägt, dass eine kosteneffektive THG-Reduktion erreicht wer-

den kann indem für den Ausstoß von THGs ein Preis festgesetzt wird (Haites 2018; High-Level 

Commission on Carbon Prices 2017; Metcalf 2019). Zwei Anreizsysteme stehen dabei im be-

sonderen Fokus der wissenschaftlichen Debatte. Zum einen die CO2e-Steuer und zum anderen 

der Emissionshandel (Haites 2018). Mit der Implementierung der ersten CO2e-Steuern in den 

1990er Jahren und des ersten überregionalen EHS 2005 (Skovgaard et al. 2019; Ellerman und 

Buchner 2007) ist eine intensive Debatte über die Wirksamkeit dieser Instrumente entstanden, 

die bis heute anhält (Hovi und Holtsmark 2006; Avi-Yonah und Uhlmann 2009; Andrew et al. 

2010; Baranzini et al. 2017; Tvinnereim und Mehling 2018).  

Im Schatten dieser großen Debatte haben sich eine Vielzahl an experimentellen Anreizsystemen 

entwickelt, die unter dem Label PCT zusammengefasst werden können (Fawcett 2010). Im 
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breiten wissenschaftlichen und öffentlichen Diskurs spielen diese bisher jedoch noch keine 

Rolle. Das liegt unter anderem daran, dass viele der Systeme sich noch in der Ideenphase be-

finden und noch nicht weiter ausgearbeitet wurden. Ausnahmen bilden die Systeme der Perso-

nal Carbon Allowances (PCA) und der Tradable energy quotas (TEQs), beide sind in Großbri-

tannien von radikalen Ideen zu ernstzunehmenden Politikvorschlägen gereift (Fawcett 2010: 

6868).  

Im Folgenden werden die gängigen Anreizsysteme (CO2e-Steuer und Emissionshandel) sowie 

die zwei Varianten von PCT (PCA und TEQs) näher beschrieben.  

6.1.1. CO2e-Steuer 

Die Grundidee einer CO2e-Steuer besteht darin, negative Externalitäten, die durch klimaschäd-

liches Verhalten entstehen, zu internalisieren. Negative Externalitäten entstehen dann, wenn 

soziale Kosten (Gesamtkosten einer Handlung) und private Kosten (Kosten, die ein Akteur für 

seine Handlung trägt) auseinanderfallen. Das heißt, der Verursacher trägt nicht die vollen Kos-

ten seiner Handlung, sondern ein Teil der Kosten wird von anderen nicht beteiligten Akteuren 

getragen (Metcalf 2019: 36). So führt beispielsweise die Nutzung von fossilen Brennstoffen zu 

einem erhöhten THG-Ausstoß, was wiederum den weltweiten Klimawandel vorantreibt. Die 

Kosten des Klimawandels werden jedoch nicht nur vom Verursacher getragen, sondern von der 

Gesellschaft im Allgemeinen und treten zudem zeitlich verzögert auf. Anders ausgedrückt, die 

derzeitigen Kosten für die Nutzung von fossilen Brennstoffen spiegeln nicht die Gesamtkosten 

der Handlung wider. An diesem Punkt setzt die Idee der CO2e-Steuer an. Um die negativen 

Externalitäten eines erhöhten THG-Ausstoßes zu internalisieren, wird eine Steuer auf den Aus-

stoß von THGs erhoben. Ziel ist es, das Ungleichgewicht zwischen sozialen und privaten Kos-

ten zu verringern bzw. aufzulösen. Um bei unserem Beispiel zu bleiben, durch die Besteuerung 

von THGs wird die Nutzung von fossilen Brennstoffen teurer, was nach der klassischen Theorie 

von Angebot und Nachfrage zu einem Nachfragerückgang und somit zu einem verringerten 

THG-Ausstoß führen sollte (Metcalf 2019: 45; International Bank for Reconstruction and De-

velopment 2017: 36).  

Aus theoretischer Sicht wäre es möglich jegliche Art des THG-Ausstoßes zu besteuern, aber 

aus administrativen Gründen werden in der Regel fossile Energieträger in Abhängigkeit vom 

jeweiligen THG-Gehalt besteuert. Dabei wird der Steuersatz meistens pro Tonne CO2e erhoben 

(Flues und van Dender 2020: 44). Auch in Bezug auf den Preis weicht die Realität vom theo-

retischen Ideal ab. Diesem Ideal folgend, sollte die Höhe des Steuersatzes so gewählt werden, 



26 
 

dass dieser sämtliche negative Externalitäten einpreist. Da die Kosten des Klimawandels jedoch 

nur sehr schwer zu beziffern sind, gestaltet sich die Festsetzung der Steuerhöhe als schwierig 

(International Bank for Reconstruction and Development 2017: 89). Eine Option besteht darin, 

die Steuerhöhe an ein bestimmtes Reduktionsziel zu koppeln; mithilfe statistischer Modelle 

wird dann die Steuerhöhe ermittelt. Weitere Möglichkeiten bestehen darin, die Höhe der Steuer 

anhand von gewünschten Staatseinahmen zu bestimmen oder sich an Staaten zu orientieren, die 

bereits eine Steuer eingeführt haben (Haites 2018: 956).  

6.1.2. Emissionshandelssysteme (EHS)  

Obwohl beide Instrumente einen Preis auf den Ausstoß von THGs erheben, unterscheidet sich 

der Emissionshandel bereits im Grundgedanken von der CO2e-Steuer. Während bei der Besteu-

erung von THGs ein Preis festgesetzt wird, der zur Internalisierung von Externalitäten führt, 

werden beim Emissionshandel handelbare THG-Zertifikate eingeführt. Diese Zertifikate be-

rechtigen Unternehmen eine gewisse Menge an THGs auszustoßen (International Bank for 

Reconstruction and Development 2016: 3). Somit ändert sich der Charakter des THG-Aussto-

ßes von einem Allmendegut zu einem privaten Gut5. Zwar besteht weiterhin eine Rivalität um 

den Ausstoß von THGs, jedoch können nun Akteure von der Nutzung ausgeschlossen werden; 

genauer gesagt, die Unternehmen, die keine oder nicht genügend Zertifikate besitzen und somit 

nicht zum Ausstoß berechtigt sind (Rinderle 2013: 14ff.). Da die Zertifikate frei handelbar sind, 

entwickelt sich ein Preis für den Ausstoß von THGs. Unternehmen, die mehr THGs emittieren 

als sie Zertifikate halten, müssen Zertifikate von Unternehmen kaufen, die infolge eines nied-

rigen THG-Ausstoßes einen Überschuss an Zertifikaten besitzen (International Bank for 

Reconstruction and Development 2016: 4ff.).  

Auch wenn sich die jeweiligen EHS bei ihrer Ausgestaltung im Detail unterscheiden, so besit-

zen diese in der Regel folgende Eigenschaften: 

1. Es wird eine Obergrenze an Emissionen etabliert. Diese Festlegung kann entweder auf 

der Ebene der Unternehmen, für einzelne wirtschaftliche Sektoren oder auf der gesamt-

wirtschaftlichen Ebene erfolgen (International Bank for Reconstruction and 

Development 2016: 3ff.). Bei einem Baseline-Credit-System erfolgt die Festsetzung 

dieser Obergrenze meist anhand einer unternehmensspezifischen Baseline für den Aus-

stoß von THGs. Unternehmen, die die Baseline unterschreiten, erhalten Credits und 

                                                 
5 Allmendegüter zeichnen sich durch eine Rivalität im Konsum und der Nicht-Ausschließbarkeit von Akteuren 
aus, was häufig zu einer Übernutzung des Gutes führt. Bei privaten Gütern gibt es zwar ebenfalls Rivalität um den 
Konsum, jedoch ist es sehr einfach Akteure von der Nutzung des Gutes auszuschließen (Rinderle 2013: 4ff.).  
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können diese an Unternehmen verkaufen, die ihre Baseline überschreiten (Haites 2018: 

957). Bei einem Cap-and-Trade-System wird dagegen eine Gesamtmenge an Zertifika-

ten festgelegt (der sogenannte Cap). Die Zertifikate werden dann an die einzelnen Un-

ternehmen verteilt, die als Gegenwert zu ihren ausgestoßenen THGs, Zertifikate halten 

müssen (International Bank for Reconstruction and Development 2016: 3)6.  

2. Es gibt ein Verfahren, das die Zuteilung der Zertifikate/Credits regelt. Dieses ist vor 

allem für Cap-and-Trade-Systeme von großer Bedeutung. Im Grunde gibt es zwei Mög-

lichkeiten: entweder eine kostenlose Zuteilung (free allocation) oder eine Versteigerung 

der Zertifikate (International Bank for Reconstruction and Development 2016: 67ff.).   

3. Es besteht ein Plan über die Reduktion der Gesamtemissionen und somit über die Ver-

ringerung der Zertifikate/Credits. Um eine Anreizwirkung zu erzielen, muss die Ober-

grenze der Emissionen über die Zeit kontinuierlich reduziert werden (Haites 2018: 957). 

Im Fall von Cap-and-Trade wird der Cap reduziert, während bei einem Baseline-Credit-

System die jeweilige Baseline der Unternehmen angepasst wird.  

4. Es gibt eine Plattform über die die Zertifikate/Credits gehandelt werden können. 

5. Es ist ein System zur Überprüfung der Compliance implementiert.  

6.1.3. Personal Carbon Trading (PCT) 

Wie bereits erläutert, werden unter dem Begriff des Personal Carbon Tradings (PCT) verschie-

dene experimentelle Systeme zusammengefasst. Die Gemeinsamkeit dieser Systeme besteht 

darin, die Idee des Emissionshandels auf die Ebene der Haushalte zu übertragen. Das heißt, 

allen Individuen werden handelbare Emissions-Zertifikate zugeteilt. Eine Person muss dann 

prinzipiell für jede Tätigkeit die THGs ausstößt, einen Teil der Zertifikate aufwenden (Fawcett 

2010: 6868; Fawcett und Parag 2010: 329). Somit findet, wie beim Emissionshandel, eine Um-

wandlung von einem Allmendegut zu einem privaten Gut statt. Personal Carbon Allowances 

(PCA) und Tradable enery quotas (TEQs) sind die bekanntesten und ausgereiftesten Systeme 

im Bereich von PCT (Duscha 2014: 12; Fawcett 2010: 6869; Lockwood 2010: 448), daher wird 

auf diese im Detail eingegangen.  

6.1.3.1. Personal Carbon Allowances 

Das Konzept von PCA wurde 1998 von Mayer Hillman entwickelt. In seinem Artikel 

„Carbon budget watchers“ stellt er die Idee eines individuellen CO2e-Budgets auf der 

                                                 
6 Sowohl Credits als auch Zertifikate spiegeln zumeist den Gegenwert von einer Tonne THGs wieder (International 
Bank for Reconstruction and Development 2016: 3). 
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Ebene von Privatpersonen vor (Hillman 1998). Hillmans Idee wurde im Laufe der Jahre 

von verschiedenen Forschenden weiterentwickelt (Hillman und Fawcett 2004; Raux 

und Marlot 2005; Niemeier et al. 2008). Die derzeitige Konzeption von PCA sieht vor, 

dass jede Person unabhängig von ihren persönlichen Eigenschaften (z.B. Alter, Ge-

schlecht, Bildung usw.) eine identische Anzahl an handelbaren CO2e-Zertifikaten zuge-

teilt bekommt, dabei bildet die Gesamtzahl an Zertifikaten einer Person ihr CO2e-

Budget. Das CO2e-Budget, das jeder Person zusteht, wird zumeist über den mittleren 

THG-Ausstoß aller Bürger/innen bestimmt und über die Zeit reduziert. Die Reduktion 

richtet sich an den nationalen Klimaschutzzielen des jeweiligen Staates aus (Fawcett 

2010: 6869). Wie bereits erläutert, muss eine Person für jede Tätigkeit die THGs aus-

stößt einen Teil ihrer Zertifikate aufwenden7. Wird das persönliche CO2e-Budget über-

schritten, müssen CO2e-Zertifikate nachgekauft werden. Emittiert eine Person mehr 

THGs als sie Zertifikate besitzt, muss sie Zertifikate von einer Person nachkaufen, die 

ihr Budget unterschreitet (Fawcett 2010: 6868ff.). Auf diese Weise bildet sich über den 

Markt ein Preis für den Ausstoß von THGs.  

6.1.3.2. Tradable energy quotas  

Die Idee von TEQs teilt viele zentrale Eigenschaften mit PCA, geht aber in ihrer Kon-

zeption über die Einbeziehung von privaten Haushalten hinaus. Es sollen nicht nur Pri-

vatpersonen durch das System erfasst werden, sondern auch andere Organisationen wie 

Unternehmen und Behörden (Duscha 2014: 13). Die jährliche Gesamtmenge an Zerti-

fikaten wird dabei vom Staat festgesetzt. Während Individuen 40 Prozent dieser Zerti-

fikate kostenlos zugeteilt bekommen, müssen Organisationen ihre Zertifikate in natio-

nalen Auktionen ersteigern (Fawcett und Parag 2010: 330). Ziel ist es, einen ganzheit-

lichen THG-Markt zu schaffen. Das bedeutet, sowohl Organisationen wie auch Privat-

personen können ihre Zertifikate auf ein und demselben Markt untereinander handeln. 

Das Konzept von TEQs konzentriert sich in seiner ursprünglichen Form vor allem auf 

Energieträger, so wird für alle Brennstoffe eine Treibhausgasbewertung erstellt8. Käufer 

dieser Brennstoffe müssen Zertifikate im Gegenwert des THG-Ausstoßes abgeben 

(Fawcett 2010: 6869). Eine Erweiterung von TEQs auf THGs, die aus anderen Quellen 

                                                 
7 Da in der empirischen Realität aus administrativen Gründen nicht alle Emissionen einer Privatperson erfasst 
werden können, konzentrieren sich die meisten konkreten Ausarbeitungen von PCA auf einzelne Teilbereiche wie 
z.B. Strom- und Warmwassererzeugung oder Personenverkehr (Duscha 2014: 18; Fawcett 2010: 6868).  
8 Eine solche Treibhausgasbewertung geht über den eigentlichen THG-Gehalt eines Brennstoffes hinaus, vielmehr 
werden auch die Emissionen miteinbezogen, die durch die Gewinnung, Verarbeitung und den Transport des Brenn-
stoffes anfallen (Duscha 2014: 13).  
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stammen, ist aber durchaus möglich (Duscha 2014: 13). Auch wenn es bei der detail-

lierten Ausgestaltung wiederum Unterschiede gibt, stellt ein System der TEQs im 

Grunde eine Symbiose aus EHS und PCA dar.  

6.2. Diskussion der Ergebnisse  

Wie erläutert, soll im zweiten Teil dieser Dissertation die Frage diskutiert werden, ob PCT im 

Vergleich zu CO2e-Steuer und EHS eine Alternative sein kann. Die Diskussion gliedert sich 

dabei in drei Abschnitte. Erstens, der Diskussion des Wirkmechanismus von CO2e-Steuer, EHS 

und PCT. Zweitens, einer Erörterung bzgl. der Umsetzbarkeit von PCT und drittens, dem Auf-

zeigen von Vorteilen und Nachteilen die mit einem PCTS verbunden sind.  

Wirkmechanismus  

In Hinblick auf die Wirkmechanismen der einzelnen Systeme, zeigen die Ergebnisse aus dem 

ersten Dissertationsteil, dass monetäre Anreize die Umsetzungs- und Implementierungsbereit-

schaft von privaten Haushalten nur bedingt beeinflussen. Sowohl die CO2e-Steuer als auch ein 

EHS setzen auf der Ebene der Unternehmen und damit auf der Mesoebene an und beeinflussen 

private Haushalte nur indirekt über monetäre Anreize. Sowohl bei einer CO2e-Steuer als auch 

bei einem EHS wird die Produktion von THG-intensiven Produkten teurer. Diese Mehrkosten 

werden an die privaten Haushalte in Form von Preissteigerungen weitergegeben (Frondel 2019: 

152; Ramseur und Parker 2010: 1; Mathur und Morris 2014). Es gibt drei Szenarien wie auf 

diese Preissteigerung reagiert wird: 

1. Die Unternehmen versuchen den THG-Ausstoß ihrer Produkte zu senken, bspw. durch 

innovative THG-ärmere Produktionsprozesse. Ein solches Vorgehen ist aber nur denk-

bar, wenn die Innovationskosten, die für eine THG-ärmere Produktion anfallen, gerin-

ger sind als die Gewinneinbußen, die zu erwarten sind, wenn die Unternehmen keine 

Maßnahmen zur THG-Reduktion realisieren und in Folge dessen die Nachfrage auf-

grund des gestiegenen Produktpreises sinkt.  

2. Die privaten Haushalte nehmen Substitutionshandlungen vor, das heißt, die Haushalte 

ersetzen THG-intensive durch günstigere THG-arme Produkte. Das ist jedoch nur mög-

lich, wenn entsprechende Ersatzprodukte zur Verfügung stehen. 

3. Die privaten Haushalte reduzieren in Reaktion auf den gestiegenen Preis ihre Nachfrage 

ohne Substitutionshandlungen vorzunehmen. Dies ist jedoch vor allem im Bereich der 

Luxusgüter zu erwarten.  
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Die Wirkmechanismen von CO2e-Steuer und EHS beruhen somit in Bezug auf private Haus-

halte lediglich auf monetären Anreizen. Wie bereits angesprochen ist es jedoch fraglich, ob ein 

solcher Anreiz für sich allein dazu führt, dass private Haushalte Klimaschutzmaßnahmen um-

setzen. Auch ist nicht klar, ob sich bei notwendigen Gütern eine Reduktion der Nachfrage ein-

stellt oder ob private Haushalte die Mehrkosten, die durch eine CO2e-Steuer entstehen, in Kauf 

nehmen. 

Im Gegensatz zu CO2e-Steuer und EHS, setzt PCT (sowohl PCA als TEQs) mit seinem Wirk-

mechanismus direkt auf der Ebene der Haushalte, also der Mikroebene, an. Während CO2e-

Steuer und EHS die Nachfrage nach THG-intensiven Produkten, wie dargestellt, durch eine 

Preiserhöhung verringern, wird bei PCT der Nachfragerückgang durch das Setzen einer Ober-

grenze für den THG-Ausstoß erreicht. Da jedem Bürger nur ein bestimmtes Budget zur Verfü-

gung steht, sinkt die Nachfrage nach THG-intensiven Produkten. Auf den ersten Blick erscheint 

es so, dass es sich bei der Einführung eines CO2e-Budgets auch um eine „versteckte“ Preiser-

höhung handelt. Haushalte können weiterhin THG-intensive Produkte konsumieren solange sie 

ihr Budget durch den Zukauf von Zertifikaten ausgleichen. Die verursachten Mehrkosten durch 

den Kauf von Zertifikaten stellen dann die Preiserhöhung dar, die automatisch von den Haus-

halten antizipiert wird. Dieses Argument ist in Bezug auf einzelne Haushalte valide. Insgesamt 

betrachtet gilt dies aber nicht, da gesamtgesellschaftlich nur eine bestimmte Menge an Zertifi-

katen zur Verfügung steht (Woerdman und Bolderdijk 2017: 567). Da dem System im Laufe 

der Zeit Zertifikate entzogen werden, muss die gesamtgesellschaftliche Nachfrage nach THG-

intensiven Produkten über die Zeit sinken. Das hat zur Folge, dass der Preis für THG-intensive 

Produkte sinkt, wodurch deren Produktion unrentabel wird. Da die Nachfrage unweigerlich zu-

rückgeht, haben Unternehmen im Grunde nur zwei Möglichkeiten: Ersten, sie gestalten die 

Produktion THG-effizienter oder zweitens, sie müssen die Produktion auf THG-arme Substitu-

tionsprodukte umstellen (Woerdman und Bolderdijk 2017: 568f.; Parag und Strickland 2010). 

In Bezug auf private Haushalte arbeitet PCT somit nicht nur mit finanziellen Anreizen (was 

nicht bedeutet, dass diese gar keine Rolle spielen), sondern setzt klare Grenzen in Bezug auf 

den Ausstoß von THGs. Neben einem monetären Anreiz und dem regulativen Ansatz über die 

Setzung einer Obergrenze, spielen bei PCT aber auch psychologische Faktoren eine entschei-

dende Rolle. Aus der Literatur lassen sich drei Faktoren ableiten, die für die THG-Reduktion 

von besonderer Bedeutung sind (Parag und Strickland 2009, 2010; Woerdman und Bolderdijk 

2017): 
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1. Sichtbarkeit von klimaschädlichem Handeln 

Durch die Zuteilung eines persönlichen CO2e-Budgets und das Aufwenden von Zertifikaten, 

werden die Auswirkungen klimaschädlichen Handelns für die privaten Haushalte sichtbar 

(Parag und Strickland 2009: 11). Anders als bei einer CO2e-Steuer oder bei einem EHS, 

welche die Auswirkungen individuellen Handels lediglich über den Preis kommunizieren, 

können private Haushalte bei PCT genau nachvollziehen wie viel THGs sie ausstoßen und 

welche Handlungen besonders THG-intensiv sind. Somit entsteht eine persönliche Betrof-

fenheit, welche eine Verhaltensänderung unterstützt und zur THG-Reduktion beitragen 

kann (Woerdman und Bolderdijk 2017: 568; Parag und Strickland 2009: 11). 

2. Feedback 

Ein weiterer Faktor, der im Zusammenhang mit der Sichtbarkeit steht, ist der Feedbackme-

chanismus (Lewis und Capstick 2008: 6ff.). Wird das CO2e-Budget anhand des mittleren 

THG-Ausstoßes der Bevölkerung bestimmt, findet eine automatische Einordung des indi-

viduellen THG-Ausstoßes statt. Private Haushalte die weniger Zertifikate verbrauchen als 

ihnen zur Verfügung stehen, liegen unter dem Durchschnitt und erhalten positives Feedback 

in Form von Zertifikatserlösen. Private Haushalte, die über dem Durchschnitt liegen, erhal-

ten ein negatives Feedback in Form von zusätzlichen Kosten. Der Feedbackmechanismus 

besteht bei PCT somit aus zwei Komponenten. Zum einen, der generellen Einordung im 

Vergleich zum Mittelwert und zum anderen einer ökonomischen Komponente, die spar-

same Haushalte belohnt und verschwenderische Haushalte bestraft (Woerdman und 

Bolderdijk 2017: 568). Bisherige Studien im Bereich des Energieverbrauchs haben gezeigt, 

dass Feedbackmechanismen zu Einsparungen führen können (siehe van Houwelingen und 

van Raaij 1989; McClelland und Cook 1979) 

3. Budgetierung  

Im Zusammenhang mit PCT tritt ein sogenannter Budgetierungseffekt auf (Lewis und 

Capstick 2008: 15). Das bedeutet, durch die Zuweisung eines CO2e-Budgets wird den pri-

vaten Haushalten bewusst, dass die Emissions-Ressourcen endlich sind und daher Budge-

tierungsentscheidungen getroffen werden müssen (Lewis und Capstick 2008: 15ff.). Ein-

fach formuliert, müssen private Haushalte ihr CO2e-Budget im Auge behalten und Entschei-

dungen die Zertifikate verbrauchen, gegeneinander abwägen (Lewis und Capstick 2008: 

15). Dies führt zu einem besseren Bewusstsein gegenüber klimaschädlichem Verhalten und 

trägt zur Einsparung von THGs bei. So konnten beispielsweise Capstick und Lewis (2010) 
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in einer experimentellen Studie zeigen, dass innerhalb eines Systems der PCA eine restrik-

tivere Zuteilung von Zertifikaten zu größeren THG Einsparungen führt und somit ein 

Budgetierungseffekt auftritt. Zudem betonen Capstick und Lewis (2010: 381): 

„The implication of these findings is that PCT as a policy may promote advantageous shifts in 

individual decision-making over and above those expected from price signals alone.”  

Zusammenfassend kann in Bezug auf den Wirkmechanismus gesagt werden, dass sowohl bei 

der CO2e-Steuer als auch beim einem EHS, die privaten Haushalte über eine eindimensionale 

Anreizstruktur (monetäre Anreize) adressiert werden. PCT hingegen fungiert über eine mehr-

dimensionale Struktur, welche monetäre, regulative sowie psychologische Faktoren verbindet. 

Somit scheint PCT im Vergleich zu den gängigen Anreizsystemen, bezogen auf den Wirkme-

chanismus, einige Vorteile zu haben. Dem gegenüber stehen jedoch auch einige grundsätzliche 

Probleme in Bezug auf die Umsetzbarkeit, wie der dritte Dissertationsartikel zeigt. 

Umsetzbarkeit 

Um die Umsetzbarkeit von PCT näher zu untersuchen, werden in Artikel 3 die „Überlebenskri-

terien“ des MSA für einen systematischen Literatur-Review herangezogen. Die folgenden sechs 

„Überlebenskriterien“ beleuchtet der Artikel näher: 

1. Technische Machbarkeit 

2. Finanzierbarkeit 

3. Öffentliche Zustimmung 

4. Normative Akzeptanz 

5. Empfänglichkeit von politischen Entscheidungsträgern/innen 

Wie die Ergebnisse zeigen, gelten technische Aspekte nicht grundsätzlich als Hindernis für die 

Umsetzung eines PCTS. Die Finanzierbarkeit eines PCTS wird von Forschenden dagegen häu-

fig als Problem benannt. So äußern sich 79% der untersuchten Studien positiv im Hinblick auf 

die technische Umsetzbarkeit von PCT, während 71% die Finanzierbarkeit eines PCTS als Hin-

dernis für dessen Implementierung sehen. In Bezug auf die öffentliche Zustimmung zu PCT 

zeigt sich die Forschungsgemeinschaft gespalten. Zwar widmen sich diesem Kriterium zahlen-

mäßig die meisten Studien, trotzdem ergibt sich kein eindeutiges Bild. Während 42% der Stu-

dien die öffentliche Zustimmung nicht als Problem oder sogar als Vorteil für die Einführung 

eines PCTS sehen, äußern sich 33% eher negativ und 21% der Studien können keine abschlie-

ßende Bewertung abgeben. Dabei scheint die Bewertung der öffentlichen Zustimmung sehr 



33 
 

stark vom Forschungsdesign und dem Untersuchungsland abzuhängen. Mit Ausnahme von Pa-

rag und Eyre (2010), werden alle Studien, die eine negative Einschätzung in puncto öffentliche 

Zustimmung abgeben, außerhalb von Großbritannien durchgeführt, während viele Studien, die 

das Kriterium der öffentlichen Zustimmung positiv sehen, hingegen im Kontext von Großbri-

tannien erstellt werden. In Bezug auf die Kriterien der normativen Akzeptanz (d.h. der Akzep-

tanz innerhalb der Policy-Community) und der Empfänglichkeit von politischen Entschei-

dungsträgern/innen gibt es nur wenig Forschung. Eine Ausnahme bildet wiederum die Studie 

von Parag und Eyre (2010), welche für Großbritannien sogenannte advocacy coalitions (ein 

Konzept, welches mit dem der Policy-Communities stark verwandt ist) betrachtet. Parag und 

Eyre (2010) kommen dabei zu dem Schluss, dass die Unterstützung für PCT in der dominie-

renden advocacy coalition und damit in der Policy Community nicht sehr groß ist (Parag und 

Eyre 2010: 354). Jedoch lässt sich das Ergebnis der Studie nicht generalisieren. Um das Krite-

rium der normativen Akzeptanz trotzdem approximativ zu erfassen, wird die Einstellung der 

verwendeten Artikel zu PCT untersucht. Es zeigt sich, dass die Forschungsgemeinschaft ein 

uneinheitliches Bild gegenüber der Idee des PCT hat. Lediglich drei Studien befassen sich mit 

dem Kriterium der Empfänglichkeit von politischen Entscheidungsträgern/innen. So zeichnen 

Fawcett und Parag (2010: 334) in Bezug auf das Kriterium generell ein negatives Bild, auch 

Parag und Eyre (2010: 358) kommen zu einem ähnlichen Resultat. Lediglich Niemeier et al. 

(2008: 3446), welche ihre Studie in Kalifornien durchführen, sehen PCT als politisch durch-

setzbar an.  

Bezüglich der Überlebenskriterien kann somit zusammenfassend festgestellt werden, dass die 

technische Umsetzbarkeit von PCT im Allgemeinen nicht als größeres Problem angesehen 

wird. Für die öffentliche Zustimmung ergibt sich dagegen kein eindeutiges Bild, diese scheint 

von den jeweiligen nationalen Umständen abhängig zu sein. Selbiges gilt für das Kriterium der 

normativen Akzeptanz. Für das Kriterium inwieweit politische Entscheidungsträger/innen für 

die Idee des PCT empfänglich sind, kann kein abschließendes Fazit gezogen werden. Somit ist 

die Finanzierbarkeit das eindeutigste und größte Hindernis für die Umsetzung von PCT.  

Nichtsdestotrotz sollte beachtet werden, dass der dritte Dissertationsartikel nur einen groben 

Eindruck bzgl. der Bewertung der Überlebenskriterien geben kann. Das liegt vornehmlich an 

zwei Gründen. Zum einen wurden im Rahmen der vorgenommenen Meta-Studie keine länder-

spezifischen Rahmenbedingungen beachtet. Wie angesprochen, spielen diese jedoch speziell 

für die Überlebenskriterien der öffentlichen Zustimmung, der normativen Akzeptanz sowie der 

Empfänglichkeit politischer Entscheidungsträger/innen eine wichtige Rolle. So können diese 
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Kriterien von unterschiedlichen nationalen Umständen, wie z.B. dem politischen System, der 

Parteienzusammensetzung der Regierung, den bisher eingeführten Klimaschutzmaßnahmen so-

wie den Partizipationsmöglichkeiten der öffentlichen Gesellschaft, beeinflusst werden. Zum 

anderen muss der zeitliche Kontext der untersuchten Forschungsartikel beachtet werden. So 

wurden viele Artikel als Reaktion auf die politischen Diskussionen um PCT in Großbritannien 

(siehe Fawcett 2010), im Zeitraum von 2006-2010 verfasst. Somit sind viele der Artikel aus 

heutiger Sicht bereits mehr als 10 Jahren alt, was eine nicht zu unterschätzende Auswirkung 

auf die Bewertung der einzelnen Überlebenskriterien hat. In der vergangenen Dekade hat sich 

nicht nur eine zunehmende Digitalisierung erreignet, die sich unter Umständen positiv auf die 

Kosten eines PCTS auswirken könnte, sondern auch die generelle Aufassung gegenüber dem 

Klimawandel sowie die politsche Landschaft hat sich in vielen Staaten verändert. Diese 

zeitliche Ambivalenz der einzelnen Kriterien spricht dafür, dass spezifische Einzelfallstudien 

durchgeführt werden sollten um die politische Durchsetzbarkeit eines PCTS weiter zu 

ergründen.  

Weitere Vorteile und Nachteile von PCT 

Wie im vierten Dissertationsartikel gezeigt, besteht ein großer Vorteil von PCT darin, dass es 

sich um ein progressives Anreizsystem handelt. Wie bereits dargestellt, wird bei der CO2e-

Steuer und einem EHS die Nachfrage nach THG-intensiven Produkten durch eine Preiserhö-

hung gesenkt. Prozentual gesehen verteilt sich die Preisehöhung jedoch nicht auf alle privaten 

Haushalte gleich, sondern niedrige bis mittlere Einkommen werden stärker belastet 

(Congressional Budget Office 2000; Wier et al. 2005; Grainger und Kolstad 2010). Bei einem 

PCTS hingegen tritt dieses Problem nicht auf, da jeder Privatperson die gleiche Anzahl an han-

delbaren Zertifikaten zur Verfügung steht. Darüber hinaus entwickelt ein PCTS sogar eine pro-

gressive Verteilungswirkung, wenn ein signifikanter Zusammenhang zwischen dem THG-Aus-

stoß von Haushalten und deren Einkommen besteht. Wird das jährlich THG-Budget über den 

mittleren THG-Ausstoß aller Bürger/innen berechnet, dann gibt es sowohl Personen mit einem 

THG-Fußabdruck über dem Mittelwert als auch Personen mit einem THG-Fußabdruck unter 

dem Mittelwert. Besteht eine positive Korrelation zwischen dem Einkommen und dem THG-

Fußabdruck, überschreiten Haushalte statistisch gesehen ab einem gewissen Einkommen ihr 

jährliches THG-Budget. Diese Haushalte haben dann entweder die Wahl ihren THG-Fußab-

druck zu reduzieren oder Zertifikate bei Haushalten nachzukaufen, die ihr Budget nicht auf-

brauchen. Kommt es zu einem Kauf von Zertifikaten, findet automatisch eine Umverteilung 
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von einer höheren zu einer niedrigeren Einkommensschicht statt. Sköld et al. (2018) haben ge-

zeigt, dass ein solcher Zusammenhang zwischen den Einkommen und dem THG-Fußabdruck 

in mehreren europäischen Ländern besteht. Nochmals spezifischer untersucht wird der Zusam-

menhang im Rahmen des vierten Dissertationsartikels für die Bundesrepublik Deutschland. So 

zeigt sich ein Zusammenhang zwischen Einkommen und THG-Fußabdruck nicht nur generell, 

sondern auch für die Bereiche, die klassischerweise durch ein PCTS abgedeckt werden, wie 

Stromverbrauch, Warmwassererzeugung und Mobilität (Duscha 2014: 18). In Bezug auf die 

Bundesrepublik Deutschland kann somit gesagt werden, dass PCT aus verteilungspolitischer 

Sicht eine Alternative zu gängigen Anreizsystemen darstellt.  

Neben dem progressiven Charakter von PCT besteht ein weiter Vorteil darin, dass das Problem 

des Carbon Leakage (also der Verlagerung von Produktionsstätten in Staaten mit geringen Kli-

maschutzauflagen) reduziert wird. Wie beschrieben, setzen CO2e-Steuer und EHS bei Unter-

nehmen an; je höher der Preis auf THGs desto reizvoller ist es für Unternehmen die Produkti-

onsstätten in Staaten zu verlagern die keinen Preis auf THGs erheben. Für PCT ist diese Gefahr 

deutlich reduziert, da das System nicht bei den Produzenten, sondern direkt bei den Konsumen-

ten ansetzt. Unternehmen sind somit nur indirekt betroffen, was dazu führt, dass das System 

nicht durch eine Verlagerung der Produktion umgangen werden kann. Ein PCTS, das alle Per-

sonen umfasst, die ihren Hauptwohnsitz im jeweiligen Land haben, kann nur umgangen wer-

den, wenn eine Person ihren Hauptwohnsitz ins Ausland verlegt (mit der Konsequenz, dass der 

tatsächliche Lebensmittelpunkt dann im Ausland liegen muss, ist das nicht der Fall, zieht das 

rechtliche Konsequenzen nach sich). Es ist daher eher unwahrscheinlich, dass eine große An-

zahl von Personen ihren Hauptwohnsitz aufgrund eines PCTS ins Ausland verlegt. 

Neben den bereits im Zuge der Umsetzbarkeit angesprochenen Problemen von PCT, gibt es 

noch einige weitere spezifische Nachteile, die mit Emissionshandel im Allgemeinen in Verbin-

dung stehen und somit PCT und EHS in ähnlicher Weise betreffen. So kommen der Bestim-

mung und Zuteilung der Zertifikate eine besondere Rolle zu. Wie das Beispiel des europäischen 

Emissionshandelssystems (EU EHS) zeigt, führt eine Überallokation, also das Ausgeben von 

zu vielen CO2e-Zertifikaten, zu einem Überangebot, was sich in einem niedrigen Preis nieder-

schlägt (De Perthuis und Trotignon 2014). Ein niedriger THG-Preis hat wiederum zur Folge, 

dass es kaum Anreize zur Emissionsreduktion gibt. Mehr noch, bei einem PCTS wird somit der 

Umverteilungsmechanismus außer Kraft gesetzt, da ein Nachkaufen von Zertifikaten für die 

meisten Personen nicht mehr nötig ist. Wird die Gesamtanzahl der Zertifikate falsch bestimmt, 
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kann das drastische Auswirkungen auf die Effektivität des Systems haben (De Perthuis und 

Trotignon 2014). 

Ein weiterer Punkt betrifft die Erhebung von personenspezifischen Daten. Je nach Ausgestal-

tung eines PCTS müssen eine Vielzahl an persönlichen Daten erhoben und ausgewertet werden. 

Speziell im Kontext der Bundesrepublik Deutschland könnte dies zu datenschutzrechtlichen 

Problemen führen. 

6.3. Zusammenfassung & Beitrag zur Forschung 

Der zweite Teilbereich dieser Dissertation befasst sich mit den verschiedenen Anreizsystemen 

und deren Wirkmechanismen. Ein besonderes Augenmerk liegt dabei auf dem neuen Instrument 

des PCT und ob dieses eine Alternative zu CO2e-Steuer und EHS sein kann. Hierfür werden der 

Wirkmechanismus, die Umsetzbarkeit sowie weitere Vor- und Nachteile von PCT diskutiert. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass PCT in Bezug auf den Wirkmechanismus eine 

Alternative zu gängigen Anreizsystemen sein kann, darüber hinaus zeigt PCT Stärken in Bezug 

auf die Belastung von niedrigen und mittleren Einkommen. Auch das Problem des Carbon 

Leakage wird verringert. Nachteile entstehen besonders aus der Komplexität eines PCTS. Un-

bestritten stellt ein PCTS im Vergleich zu einem EHS und speziell zu einer CO2e-Steuer das 

aufwändigere und damit teurere System dar. Zudem besteht innerhalb der Forschungsgemein-

schaft keine Einigkeit bzgl. der normativen Akzeptanz sowie der öffentlichen Zustimmung ge-

genüber PCT. Hinzu kommen Fragen in Bezug auf den Datenschutz sowie Probleme, die im 

Allgemeinen mit Emissionshandel in Verbindung stehen. All dies macht die schnelle Einfüh-

rung eines PCTS schwierig. Vor dem Hintergrund, dass in diesem Jahrzehnt gehandelt werden 

muss, ist es daher fraglich, ob die vermeidlich höhere Effektivität (in Bezug auf private Haus-

halte) und der Umverteilungseffekt eines PCTS die Mehrkosten sowie eine Verzögerung durch 

den zeitlichen Aufwand rechtfertigen.  

Durch die systematische Evaluation des relativ neuen Instruments des PCT, leistet dieser Teil-

bereich einen wichtigen Beitrag zur bisherigen Forschungsliteratur. Zwar wird PCT in der For-

schungsgemeinschaft inzwischen häufiger diskutiert (siehe Fawcett 2010, 2012; Parag und 

Fawcett 2014), jedoch konzentrieren sich die Forschungsartikel entweder auf einzelne Teilas-

pekte von PCT oder es wird keine systematische Evaluation vorgenommen. Eine Verknüpfung 

mit den Elementen des MSA, insbesondere den Überlebenskriterien des Policy-Stroms, ist in 

der bisherigen Literatur noch nicht bekannt, hier betritt diese Dissertation Neuland. Wie ge-
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zeigt, eignen sich die Überlebenskriterien sehr gut für die Bewertung der Umsetzungswahr-

scheinlichkeit von Politiken, da diese in einem größeren theoretischen Rahmen eingebettet sind. 

Bisher wird der Policy-Strom und die darin enthaltenen Elemente in der MSA-Literatur beson-

ders vor dem Hintergrund der Operationalisierung diskutiert. Nicht selten wird der Policy-

Strom dabei als Problem, speziell für Studien mit einer größeren Fallzahl, angesehen (Engler 

und Herweg 2019: 913). Dies mag durchaus begründet sein, wie diese Dissertation jedoch zeigt, 

bietet sich der Policy-Strom als exzellenter theoretischer Ausgangspunkt für übergreifende Li-

teratur- und Meta-Studien an.  

 

7. Teil III: Implementierung von Anreizsystemen  

Nachdem in den ersten beiden vorangegangenen Teilbereichen dieser Dissertation die Mikro- 

und Mesoebene behandelt werden, wird im dritten Teilbereich auf die Makroebene eingegan-

gen. Im Fokus steht die Frage, unter welchen Umständen Staaten dazu bereit sind Anreizsys-

teme einzuführen. Zunächst wird hierzu eine Übersicht über die Etablierung von Anreizsyste-

men im Zeitverlauf gegeben. Es folgt der fünfte Dissertationsartikel, dessen Ergebnisse im 

Licht der bisherigen Literatur diskutiert werden.  

7.1. Übersicht Implementierung von Anreizsystemen im Zeitverlauf 

Seit der Einführung der ersten CO2e-Steuer in Finnland 1990, haben Anreizsysteme zunehmend 

an Popularität gewonnen (siehe Abbildung 2), so sind im November 2020 weltweit 59 regio-

nale, nationale und supranationale System implementiert. Von diesen 59 Systemen können 32 

als CO2e-Steuer und 27 als EHS klassifiziert werden (World Bank 2020).  

Der Argumentation von Thisted und Thisted (2020) folgend, lässt sich die Implementierung 

von Anreizsystemen in drei historische Phasen gliedern. Die erste Phase, die sogenannte „first 

wave“ beschreibt die Periode von 1990-2000, die stark von den nordeuropäischen Staaten 

(Finnland, Norwegen, Schweden, Dänemark) geprägt ist, die vorwiegend nationale CO2e-Steu-

ern einführen (Thisted und Thisted 2020: 814; Andersen 2019). Die nordeuropäischen Staaten 

gelten im Allgemeinen als Vorreiterstaaten, da sich das internationale Bewusstsein für Klima-

schutz zu diesem Zeitpunkt erst allmählich entwickelt und die THG-Bepreisung zu dieser Zeit 

eher als ein Policy-Vorschlag und nicht als eine tatsächliche Politik gilt (Thisted und Thisted 

2020; Skovgaard et al. 2019: 1179; Harrison 2010: 515ff.; Mol 2012). Die zweite Phase, die 

„intermission“ oder „transition phase“ (2000-2008) kennzeichnet sich dadurch aus, dass nur 

sehr wenige nationale Anreizsysteme implementiert werden (Thisted und Thisted 2020; 
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Skovgaard et al. 2019). Hierfür gibt es verschiedene Gründe. Zum einen wird auf europäischer 

Ebene über die Einführung eines supranationalen Systems verhandelt, was dazu führt, dass sich 

Staaten mit der Implementierung von nationalen Systemen zurückhalten (Thisted und Thisted 

2020: 818ff.). Zum anderen benötigt es eine gewisse Zeit bis sich die Idee der THG-Bepreisung 

auch auf der internationalen Ebene durchsetzt, sodass neben den europäischen Vorreiterstaaten 

auch andere Staaten bereit sind Anreizsysteme zu implementieren (Thisted und Thisted 2020: 

819; Skovgaard et al. 2019). Ab 2008 wird im Allgemeinen von der „second wave“ gesprochen. 

Wie in Abbildung 2 zu sehen ist, zeichnet sich diese durch eine sprunghafte nahezu exponenti-

elle Zunahme an implementierten Anreizsystemen aus. 

 

Abbildung 2: Implementierung von Anreizsystemen im Zeitverlauf 
 

Der fünfte Dissertationsartikel befasst sich mit der zweiten Implementierungswelle (second-

wave) und nimmt dabei europäische Staaten, die ein Anreizsystem (ausschließlich CO2e-

Steuern) eingeführen, in den Fokus. Ziel ist es zu ergründen, welche Elemente des MSA bei der 

Einführung kopplungsbereit sind. Für die Fokussierung auf europäische Staaten der second-

wave gibt es mehrere Gründe: Einerseits werden die Vorreiterstaaten bereits ausgiebig in der 

Literatur diskutiert (siehe Kasa 2000; Sterner 1994; Sairinen 2003), sodass eine erneute 

Untersuchung dieser Staaten keinen relevanten Beitrag zur Forschungsliteratur leisten würde, 

andererseits, zeigen Skovgaard et al. (2019), dass sich die Rahmenbedinungen, unter denen 

Staaten Anreizsysteme etablieren, im Zeitverlauf verändern. Wie bereits beschrieben, wandelt 

sich die internationale Auffassung bzgl. THG-Bepreisung in der Zeit zwischen der ersten und 

der zweiten Implementierungswelle. Hinzu kommt, dass mit dem Kyoto-Protokoll und dem 
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Pariser Übereinkommen verbindliche internationale Abkommen geschaffen werden, die eine 

Reduktion des THG-Ausstoßes vorsehen. Die Nationalstaaten unterliegen somit einem 

internationalen Druck, der die Einführung von Anreizsystemen begünstigt. Zudem sind in 

einigen Staaten supranationale Systeme eingeführt (siehe Europa und Nordamerika), welche 

bei der Implementierung von zusätzlichen nationalstaatlichen Anreizsystemen berücksichtigt 

werden müssen. Um intervenierende Faktoren möglichst Konstant zu halten, bietet es sich daher 

an die zwei Wellen getrennt voneinander zu analysieren. Der Fokus liegt auf europäischen 

Staaten, da diese unter dem bereits eingeführten EU-Emissionshandelssystems (EU-EHS) 

agieren, was aus theoretischer Sicht die Einführung zusätzlicher Anreizsysteme behindert. Im 

Gegensatz zu anderen Regionen der Welt haben europäische Staaten auf nationaler Ebene aus-

schließlich CO2e-Steuern eingeführt. Eine Ausnahme bildet die Bundesrepublik Deutschland 

(BRD), die 2021 ergänzend zum EU EHS ein nationales EHS einführt. Da dieses jedoch zum 

Zeitpunkt der Untersuchung noch nicht vollständig etabliert ist, wird die BRD im Weiteren 

nicht als Fall berücksichtigt. 

7.2. Diskussion der Ergebnisse  

Die Ergebnisse des fünften Dissertationsartikels zeigen, dass insbesondere die Staaten Island, 

Irland, Großbritannien und Frankreich im Einklang mit den theoretischen Erwartungen des 

MSA stehen und somit die Wichtigkeit der Kombination von verschiedenen Faktoren für die 

Einführung der CO2e-Steuer unterstreichen. Wie die QCA in Verbindung mit den Einzelfallstu-

dien zeigt, kommt dabei dem Problem-Strom in Form von hoher Staatsverschuldung eine be-

sondere Rolle zu. So scheitert diese Kondition nur sehr knapp an den Kriterien einer notwendi-

gen Bedingung. Der deskriptive Teil sowie die Fallstudien zeigen aber, dass kein Fall vorliegt, 

in dem eine Steuer implementiert wird, ohne dass eine hohe Staatsverschuldung und somit fi-

nanzieller Druck vorliegt. Betont werden muss auch, dass die Kondition aufgrund ihrer schiefen 

Verteilung, unter Umständen als trivial notwendig klassifiziert werden kann. Eine trivial not-

wendige Bedingung liegt dann vor, wenn es nur wenige Fälle gibt in denen die Kondition nicht 

auftritt (Schneider und Wagemann 2007: 98). Jedoch belegen weitere Studien die Wichtigkeit 

des Faktors Staatsverschuldung. Steinebach et al. (2021) zeigen in einer umfangreichen Studie 

von über 200 Staaten, dass Finanzkrisen und die damit zusammenhängende Staatsverschuldung 

eine Verabschiedung von Anreizsystemen begünstigt. Zu einem ähnlichen Ergebnis kommen 

Skovgaard et al. (2019), die ebenfalls eine größer angelegte Studie mittels Cluster-Analyse 

durchführen. Skovgaard und Kollegen unterscheiden zwischen der ersten und der zweiten 
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Welle und sehen die Relevanz von Finanzkrisen vor allem für die erste Welle als gegeben an. 

Nichtsdestotrotz betonen sie aber auch:  

„In this case, cluster analysis allows us to identify different sets of variables that correlate with 

clusters of cases. Hence, it does not assume that the same variables correlate equally with all 

cases, but facilitates future studies of different constellations of variables (or causal pathways) 

to the adoption of carbon pricing policies” (Skovgaard et al. 2019: 1175 f.). 

Diesem Aufruf folgend, zeigt der fünfte Dissertationsartikel, dass die Einschätzung von 

Skovgaard et al. (2019) im Mittel zwar richtig sein kann, speziell aber für die europäischen 

Staaten der second-wave, spielt finanzieller Druck, ausgelöst durch die Finanzkrise 2008/2009, 

eine große Rolle für die Einführung der CO2e-Steuer. Darüber hinaus betonen auch Harrison 

(2010) sowie Speck (2013) in ihren vergleichenden Fallstudien die Wichtigkeit von finanziellen 

Überlegungen in Bezug auf die CO2e-Steuer. Daher kann finanzieller Druck, für die im Disser-

tationsartikel untersuchten Staaten, durchaus als eine quasi-notwendige Bedingung angesehen 

werden.  

Das Auftreten von finanziellem Druck führt jedoch für sich allein noch nicht zur Einführung 

einer CO2e-Steuer. Erst die Kombination mit anderen Faktoren, meist in Form eines Policy-

Windows oder der Regierungsbeteiligung einer grünen Partei, ermöglichen es eine CO2e-Steuer 

zu implementieren. Wie dargestellt, entsprechen viele der untersuchten Fälle den theoretischen 

Erwartungen, das heißt die Anzahl der Elemente die zum Koppeln bereit sind nimmt über die 

Zeit zu, in Folge dessen kommt es zu einer Implementierung einer CO2e-Steuer. Portugal und 

Spanien widersprechen jedoch den Erwartungen. Bei beiden kommt es im Zeitverlauf zu einer 

Abnahme der koppelbaren Elemente. Eine Untersuchung des portugiesischen Falls zeigt, dass 

dort die Einführung auf einen äußerst starken Policy-Unternehmer zurückzuführen ist. Der As-

pekt des Policy-Unternehmers kann im Rahmen der QCA nicht berücksichtigt werden, da eine 

Erfassung aller Fälle für den gesamten Zeitraum aufgrund von zeitlichen und sprachlichen Rest-

riktionen nicht möglich ist. Dies ist eine Limitierung des Artikels, stellt aber in der allgemeinen 

Forschungsliteratur keine Ausnahme dar (siehe Engler und Herweg 2019: 915). Spanien bleibt 

der einzige Fall, der nicht abschließend geklärt werden kann und daher eine tiefergehende Ein-

zelfallstudie rechtfertigen würde. Grundlegend muss zudem festgehalten werden, dass die Er-

gebnisse des Artikels sich nur auf die untersuchten europäischen Staaten beziehen, die eine 

CO2e-Steuer eingeführt haben und daher nur eine begrenzte Generalisierbarkeit gegeben ist. 

Nichtsdestotrotz weisen neuerliche Einzelfallstudien wie die von Ryan und Micozzi (2021), 
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welche im Rahmen von Argentinien durchgeführt wurden, darauf hin, dass finanzielle Überle-

gungen auch außerhalb Europas eine wichtige Rolle für die Einführung von Anreizsystemen 

spielen.  

7.3. Zusammenfassung & Beitrag zur Forschung  

Wie dargelegt, befasst sich der fünfte Dissertationsteil mit der Implementierung von Anreizsys-

temen. Dabei legt dieser einen besonderen Fokus auf die sogenannte „second-wave“, welche 

durch einen sprunghaften Anstieg von Anreizsystemen ab 2008 geprägt ist. Im Rahmen dessen 

werden europäische Staaten untersucht, die eine CO2e-Steuer einführen. Ziel ist es, zu ergrün-

den welche Elemente des MSA bei der Einführung kopplungsbereit sind. Die Ergebnisse zei-

gen, dass die Implementierung der CO2e-Steuer weitgehend den grundlegenden Erwartungen 

des MSA entspricht (Zunahme der kopplungsbereiten Elemente). Darüber hinaus scheint dem 

Problem-Strom in Form von hoher Staatsverschuldung eine wichtige Rolle zuzukommen, da 

das Auftreten von hoher Staatsverschuldung eine quasi-notwendige Bedingung darstellt.  

Der dritte Teilbereich leistet somit zwei essenzielle Beiträge zur bisherigen Forschungsliteratur. 

Zunächst wird die bisher noch wenig thematisierte zweite Implementierungswelle mit Hilfe 

eines klaren theoretischen Rahmens untersucht. Bisherige vergleichende Studien verwenden 

uneinheitliche Erklärungsfaktoren für die Einführung von Anreizsystemen. Während beispiels-

weise Thisted und Thisted (2020) besonders Diffusionsmechanismen hervorheben, führen 

Steinebach et al. (2021) die Implementierung maßgeblich auf Handelsbeziehungen zurück; 

Levi et al. (2020) wiederum betonen die öffentliche Einstellung als wichtigen Erklärungsfaktor. 

Besonders im Kontext von large-N-Studien, die auf statistischen Methoden beruhen, fehlt häu-

fig ein übergreifender theoretischer Rahmen der glaubhaft darlegt, welche Faktoren für die Ein-

führung von Anreizsystemen essenziell sind. Insbesondere für statistische Verfahren ist ein sol-

cher theoretischer Rahmen unabdingbar, da eine Korrelation noch nicht bedeutet, dass ein kau-

saler Zusammenhang besteht. Wie gezeigt, bietet die Verwendung des MSA eine Möglichkeit 

der Harmonisierung. Durch die Gliederung des politischen Prozesses in verschiedene Ströme, 

stellt der MSA einen übergreifenden Rahmen zur Verfügung, um die Einführung von Politiken 

zu erklären. In Einklang mit Engler und Herweg (2019) sind hierfür jedoch einige Zugeständ-

nisse nötig. So gibt es einige Elemente des MSA die in einer large-N-Studie nur schwer opera-

tionalisierbar sind. Wie im fünften Dissertationsartikel beschrieben, betrifft das vor allem den 

Policy-Unternehmer, der im Grunde nur über eine Einzelfallstudie operationalisiert werden 

kann (Engler und Herweg 2019: 915). Allerdings hat sich aber auch gezeigt, dass die anderen 

Elemente insbesondere der Problem- und Politics-Strom sowie das Policy-Window sehr wohl 
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operationalisiert werden können. Somit bietet sich der MSA auch für zukünftige Studien im 

Bereich von Anreizsystemen und darüber hinaus an. 

Des Weiteren, handelt es sich bei dem fünften Dissertationsartikel um eine der wenigen For-

schungsarbeiten die QCA und MSA verbinden. Bisher gibt es nur sehr wenige Studien, die eine 

Kombination dieser beiden Ansätze versuchen (siehe Sager und Rielle 2013; Sager und 

Thomann 2017). Einerseits liegt das daran, dass sich die grundlegenden Kausalitätsbegriffe un-

terscheiden. Während der MSA eine probabilistische Logik vertritt, handelt es sich bei QCA 

um einen deterministisch geprägten Ansatz. Anderseits, wird der MSA wie beschrieben, bisher 

häufig nur in Einzelfallstudien zur Anwendung gebracht (Engler und Herweg 2019). Auch 

wenn diese Umstände die Verwendung des MSA innerhalb einer QCA schwierig machen, gibt 

es zwei Argumente die für eine Kombination sprechen. So teilen MSA und QCA die Vorstel-

lung, dass nicht nur ein Faktor für sich allein ein Phänomen bedingt, sondern, dass das gemein-

same Auftreten von Faktoren dazu führt, dass ein Phänomen beobachtet werden kann (Engler 

und Herweg 2019: 919). Hinzu kommt, dass QCA im Gengensatz zu regressionsbasierten Ver-

fahren sowohl für small-N-Anwendungen als auch für large-N-Anwendungen geeignet ist. So-

mit kann wie gezeigt, bei Bedarf eine qualitative Rückkopplung an die Fälle via Einzelfallstu-

dien vorgenommen werden. Auch wird mit Einführung der fsQCA das streng deterministische 

Weltbild der ursprünglichen csQCA aufgegeben, was den Kritikpunkt des unterschiedlichen 

kausalen Verständnisses zwischen QCA und MSA teilweise entkräftet (Engler und Herweg 

2019: 919). 

Abschließend muss festgehalten werden, dass es sich bei der Implementierungsforschung zu 

Anreizsystemen um ein junges Forschungsfeld handelt, welches zunehmendes Interesse erfährt. 

In diesem Kontext wurde jedoch bisher kaum die Einführung subnationaler Systeme behandelt. 

Hierfür bietet das im fünften Dissertationsartikel vorgestellte Forschungsdesign Anknüpfungs-

punkte, speziell wenn eine mittlere Fallzahl analysiert werden soll. 

 

8. Fazit und Ausblick für weitere Forschung  

Die vorliegende Dissertation befasst sich mit der politischen Umsetzbarkeit von Anreizsyste-

men und legt dabei den Fokus auf das Instrument des PCT. Darüber hinaus wird der Frage 

nachgegangen, unter welchen Rahmenbedingungen Staaten bereit sind Anreizsysteme einzu-

führen. Hierfür gliedert sich die Arbeit in drei thematische Teilbereiche. Der erste Teilbereich 
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befasst sich mit der Mikroebene und der Frage welche Designelemente von Klimaschutzmaß-

nahmen deren Umsetzung durch private Haushalte begünstigen. So wird gezeigt, dass finanzi-

elle Anreize nicht zwangsläufig eine hohe Implementierungsbereitschaft nach sich ziehen. Von 

entscheidender Bedeutung sind hingegen der Grad der Verhaltensänderung, der durch eine 

Maßnahme bedingt wird, sowie der Bereich, in dem eine Maßnahme umgesetzt werden soll. 

Des Weiteren scheinen auch positive gesundheitliche Nebeneffekte von Klimaschutzmaßnah-

men eine höhere Umsetzungsbereitschaft hervorzurufen. Die Arbeit liefert zudem Hinweise 

darauf, dass Haushalte mit spezifischen Eigenschaften spezifische Maßnahmen präferieren. Das 

deutet darauf hin, dass die Akzeptanz von Klimaschutzmaßnahmen durch die Fixierung auf 

spezifische Bevölkerungsgruppen erhöht werden kann. Generell kann aber festgehalten werden, 

dass eine einseitige Anreizstruktur und das Fokussieren auf einzelne Sektoren die Implemen-

tierungsbereitschaft privater Haushalte nicht begünstigt.  

Basierend auf diesen Ergebnissen werden im zweiten Dissertationsteil die einzelnen Anreizsys-

teme kritisch diskutiert. Es zeigt sich, dass PCT in Bezug auf den Wirkmechanismus und die 

verteilungsspezifischen Auswirkungen sowohl einer CO2e-Steuer als auch einem EHS überle-

gen ist, jedoch einige grundlegende Probleme im Hinblick auf die (politische) Umsetzbarkeit 

aufweist. Während ein Großteil der Forschenden zwar generell keine Probleme hinsichtlich der 

technischen Machbarkeit sieht, werden häufig die großen finanziellen Kosten eines PCTS, ins-

besondere im Vergleich zu gängigen Anreizsystemen, bemängelt. Hinzu kommt, dass Unsi-

cherheit bezgl. der datenschutzrechtlichen Bestimmungen bestehen. Darüber hinaus stellt PCT, 

wie bereits angesprochen, ein Sammelsurium von möglichen Ausgestaltungsoptionen dar, was 

dazu führt, dass es innerhalb der Forschungsgemeinschaft kein einheitliches Bild von PCT gibt. 

Dies schlägt sich unter anderem in der normativen Akzeptanz der Policy-Community nieder, 

die ein geteiltes Bild in Bezug auf PCT zeigt. Ebenso kann die Forschung für das Kriterium der 

öffentlichen Akzeptanz derzeit keine klare Antwort geben. Auch wenn es bisher wenig For-

schung bzgl. der Empfänglichkeit von politischen Entscheidungsträgern/innen gibt, stehen die 

vorherigen Kriterien in direkter Beziehung zur Empfänglichkeit. Vor dem Hintergrund, dass 

Entscheidungsträger/innen häufig als vote-seeker agieren, ist fraglich, ob diese trotz der großen 

finanziellen Kosten und der Unsicherheiten von PCT bereit sind, das Risiko einer Einführung 

einzugehen. Daher muss festgehalten werden, dass PCT vom heutigen Standpunkt aus, trotz 

seiner mehrdimensionalen Anreizstruktur, aufgrund der fehlenden politischen Umsetzbarkeit 

derzeit keine Alternative zu gängigen Anreizsystemen darstellt. Aufgrund der aufgeführten 

Vorteile sollte die Idee des PCT jedoch nicht gänzlich verworfen werden. Für Nichtregierungs-
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organisationen (NROs), Umweltschützer und Politiker, welche die Idee von PCT weiterentwi-

ckeln möchten, ergeben sich aus den Ergebnissen der Dissertation folgende Empfehlungen. Zu-

nächst ist weitere Grundlagenforschung zur Umsetzbarkeit von PCT erforderlich. Dies könnte 

durch ein in Zusammenarbeit mit Expert/innen erstelltes Konzept, welches im Rahmen eines 

Pilot-Projekts umgesetzt wird, ermöglicht werden (ähnlich wie bei den Pilot-EHSs in China). 

Im Zuge des Projekts können wichtige Daten bzgl. der öffentlichen Akzeptanz, Effektivität, 

technischen Machbarkeit sowie Finanzierung erhoben werden. Die Ergebnisse eines solchen 

Pilot-Projekts könnten zeigen ob die dargelegten Hindernisse auch unter den Vorzeichen der 

zunehmenden Digitalisierung weiter bestehen oder ob PCT in Zukunft eine Option im Kampf 

gegen die globale Klimaerwärmung sein kann. 

Der dritte Teilbereich der Dissertation befasst sich abschließend mit der Frage, unter welchen 

Umständen Staaten bereit sind Anreizsysteme zu etablieren. Weltweit wurden bisher 59 An-

reizsysteme eingeführt, die in drei historische Implementierungsphasen („first wave“, „transi-

tion phase“ und „second wave“) gegliedert werden können. In dieser Dissertation wird sich auf 

die „second wave“ in Europa konzentriert. Die Ergebnisse des fünften Dissertationsartikels zei-

gen, dass finanzieller Druck in Form von Staatsverschuldung politischen Akteuren die Mög-

lichkeit gibt eine CO2e-Steuer einzuführen. Häufig wird eine solche Steuer dann als Konsoli-

dierungsinstrument eingesetzt. Zudem hat sich gezeigt, dass eine Einführung wahrscheinlicher 

wird, wenn push- und pull-Faktoren zusammenkommen, sprich wenn ein hoher Problemdruck 

auf eine umweltaffine Regierung trifft.  

Während somit wichtige Forschungsfragen in Bezug auf Anreizsysteme beantwortet werden, 

besteht in einigen Bereichen weiterer Forschungsbedarf. Das betrifft die Mikroebene der Haus-

halte und deren Klimaschutzpräferenzen, die im Rahmen der Politikwissenschaft bisher nur 

wenig Beachtung findet, die aber für die Gestaltung von Klimaschutzmaßnahmen wichtig ist. 

So befasst sich die politikwissenschaftliche Forschung zwar häufig mit der übergeordneten 

Frage welche individuellen Eigenschaften und politischen Vorstellungen im Allgemeinen zu 

einer Ablehnung oder Zustimmung zum Klimaschutz führen, Grundlagenforschung in Bezug 

auf die tatsächliche Ausgestaltung von Klimaschutzmaßnahmen findet aber kaum statt. Beson-

ders wenn es um die politische Umsetzbarkeit von Klimaschutzmaßnahmen geht, sind jedoch 

die Präferenzen der privaten Haushalte von entscheidender Bedeutung, um Akzeptanz gegen-

über Klimaschutzmaßnahmen zu erreichen. Neben der generellen Frage wie Maßnahmen ge-

staltet sein sollten, um eine hohe Umsetzungsbereitschaft bzw. Akzeptanz innerhalb der Bevöl-

kerung zu erzielen, eröffnet die Frage, ob Haushalte mit spezifischen Eigenschaften bestimmte 
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Klimaschutzmaßnahmen bevorzugen, ein breites Forschungsfeld. So könnte die politische Um-

setzbarkeit von Klimaschutzmaßnahmen unter Umständen durch das gezielte Ansprechen spe-

zifischer Bevölkerungsgruppen erhöht werden.   

Darüber hinaus zeigen sich erhebliche Forschungslücken im Kontext von PCT und dessen Um-

setzung. So stammt ein Großteil der bisherigen Forschung, die sich mit den technischen und 

administrativen Kosten von PCT befasst, aus der Pre-Smartphone-Ära und kann damit als ver-

altet gelten. Nicht zuletzt die Corona-Pandemie hat gezeigt, dass Staaten immer häufiger dazu 

bereit sind digitale Lösungen einzusetzen um Krisen zu begegnen. Unter diesen neuerlichen 

Vorzeichen bedarf es weiterer Forschung inwieweit technische Lösungen die Kosten von PCT 

senken können und somit die Umsetzbarkeit steigern. In diesem Zusammenhang ist auch von 

Interesse, ob eine Teilanwendung von PCT z.B. auf den Luftverkehr, die Wahrscheinlichkeit 

einer Implementierung erhöht. Wie bereits erwähnt, gibt es zudem wenig Forschung in Bezug 

auf die normative Akzeptanz sowie die Empfänglichkeit von politischen Entscheidungsträ-

gern/innen. Beide Kriterien sind jedoch von großer Relevanz für die politische Umsetzbarkeit 

von PCT und bedürfen daher einer detaillierten Untersuchung. Da sich die Rahmenbedingun-

gen sowie Policy-Communities von Staat zu Staat unterscheiden können, bietet es sich an sol-

che Untersuchungen länderspezifisch vorzunehmen, ähnliche wie es Parag und Eyre (2010) 

exemplarisch für Großbritannien tun. In Verbindung damit steht der Umstand, dass ein Großteil 

der Forschung zu PCT im Kontext von Großbritannien vorgenommen wurde. Übergeordnete 

Studien, im Style von Thisted, und Thisted (2020), die untersuchen inwieweit die Idee des PCT 

außerhalb Großbritanniens verbreitet ist und wie diese in unterschiedlichen Staaten aufgenom-

men wird, fehlen bislang.   

Abgesehen von PCT eröffnet die sich global beschleunigende Einführung von Anreizsystemen 

ein weiteres Forschungsfeld. Während die „first wave“ bereits ausgiebig untersucht ist, beste-

hen noch erhebliche Forschungslücken in Bezug auf die Implementierung von Anreizsystemen 

im Rahmen der „second wave“. Das betrifft in großem Maße subnationale Systeme, die in ver-

gleichenden Studien bisher nicht adressiert werden. Speziell die Einführung von subnationalen 

EHS, wie sie in den USA und Kanada aber auch in China und Japan zu finden sind, wurde 

bisher kaum erforscht. Gerade diese sind jedoch interessante Untersuchungsobjekte, da subna-

tionale Regionen häufig als Vorreiter agieren (speziell im amerikanischen Raum) und somit 

einen Diffusionsprozess anstoßen können. Umso spannender ist daher die Frage unter welchen 

politischen Rahmenbedingungen solche Regionen ein EHS etablieren und wann Diffusion statt-

findet.  
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Auch wenn diese Dissertation einige Fragen in Bezug auf die politische Umsetzbarkeit von 

PCT beantwortet und darauf eingeht welche politischen Rahmenbedingungen eine Implemen-

tierung von Anreizsystemen begünstigen, gibt es noch viele unbeantwortete Forschungsfragen. 

Das betrifft alle drei Teilbereiche der Dissertation. Somit beantwortet die Dissertation nicht nur 

wichtige Forschungsfragen, sondern versucht aufzuzeigen, in welche Richtung sich die politik-

wissenschaftliche Forschung in Bezug auf Anreizsysteme in den nächsten Jahren entwickeln 

könnte.  
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approved of the study (44003). In Germany the Institutional Review Board of the Medical 
Faculty by the University of Heidelberg approved of the study (S-611/2015). In Sweden the 
study was approved by the Regional Ethical Review Board in Umeå (2015/357-31Ö). In France 
the project needed to fulfil the obligations of the CNIL (Commission nationale informatique et 
libertés), no specific ethical approval was necessary.  

 

Data Availability 

The dataset and R-code used are available in full as electronic supplementary material to this 
publication.
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Explaining climate policies’ popularity – An 
empirical study in four European countries 

The contribution of household consumption to national CO2e-emissions  
At the 21st Conference of Parties to the United Nations Framework Convention on Climate 
Change, member states agreed to the goal of limiting global warming to 2.0°C of pre-industrial 
levels and to strive for 1.5°C. To reach this goal, every sector of society has to reduce its 
greenhouse gas (GHG) emissions. Increasingly attention is devoted to the fact that households 
are directly or indirectly responsible for a large portion of high-income countries’ GHG-
emissions (Dietz, Gardner, Gilligan, Stern, & Vandenbergh 2009; IPCC 2014). They play a key 
role if rich countries want to reach their nationally determined contributions (NDC) (e.g. Millar 
et al. 2017; IPCC 2014: 66; Rogelj et al. 2015). The industry’s mitigation potential has been 
discussed very frequently, but private citizens and households have received less systematic 
attention. At the same time, poverty alleviation leads to higher GHG-emissions for households 
from low- and middle-income economies (Rosa & Dietz 2012; Sadorsky 2014; Tilman & Clark 
2014). This paper focuses on climate change mitigation actions that are available to households 
to reduce their CO2-equivalents (CO2e) footprint. 

The analysis addresses the question: What attributes of mitigation actions lead households to 
select them? Qualitative Comparative Analysis (QCA) was used, specifically fuzzy-set QCA 
(fsQCA). It has been suggested that “[e]nvironmentally significant behavior depends on a broad 
range of causal factors, both general and behavior-specific. A general theory of 
environmentalism may therefore not be very useful for changing specific behaviors” (Stern 
2000: 421; Whitmarsh 2009: 22). QCA can make a valuable contribution to solving this puzzle 
because it structures and analyses problems differently than traditional research approaches. 
Charles Ragin argued that, “[w]hen an outcome results from several different combinations of 
conditions; it is not easy to identify the decisive causal combinations across a range of cases, 
especially when the patterns are confounded” (1987: 20). QCA works under the assumption of 
equifinality, allowing researchers to test for conjectural causation when comparing cases. 
Different combinations of conditions can result in the same outcome. This perspective helps 
understand empirical observations that are difficult to explain with more established methods 
while retaining the ability to compare a large number of cases in a more concise fashion than 
individual case studies. In addition, the majority of studies investigated the socio-economic or 
psychological characteristics of individuals (e.g. Tanner 1999; Lorenzoni et al. 2007; Bichard 
& Kazmierczak 2012; Drews & van den Bergh 2015). The present study analyses specific 
climate mitigation actions and their attributes, approaching the issue of policies’ popularity 
from a new perspective. 

The paper is based on data gathered for an interdisciplinary investigation into HOusehold 
Preferences for reducing greenhouse gas emissions in four European high-income countries 
(HOPE) (Herrmann et al., 2017). 309 households were interviewed between June and 
November 2016 in one city per country (Communauté de Pays d’Aix, France; Mannheim, 
Germany; Bergen, Norway; Umeå Sweden). The participating households were presented with 
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up to 65 action-cards that included information on the reduction of CO2e-emissions in kilogram 
per year and costs or savings of actions. Lastly, half the participants received information on 
the health effects of specific actions. Per household, one member rated these climate-change-
mitigation actions on a five-item Likert scale in the consumption sectors Food & Recycling, 
Housing, Other Consumption, and Mobility. 

The paper is divided into five sections. We first present a summary of the theoretical literature 
on the determinants of mitigation behavior. Then, we describe QCA as a method. This is 
followed by description of the data collection and the data used. Afterwards, the calibration 
process will be outlined. The next two parts present the results of the fuzzy-set-QCA and discuss 
the findings followed by the conclusion. 

Theoretical Background  
Many disciplines have contributed to our understanding of how individuals perceive climate 
change and act, or do not act, to mitigate it. In a large overview of the literature on public policy 
and climate change, three concepts emerged that are relevant when studying climate policy: 1) 
Socio-political factors and perceptions of climate change; 2) perceptions of climate policies; 
and 3) contextual factors (Drews & van den Bergh 2015). 

Psychological studies have demonstrated that household’s willingness to reduce emissions may 
depend on several factors: cutting emissions, costs or savings, health benefits, or feasibility. A 
study on car use by Swiss consumers showed that perceived barriers significantly reduced the 
willingness to engage in mitigation behavior (Tanner 1999 153). Others found that respondents 
were most willing to accept low-cost climate-friendly behaviors, but that the perceived climate-
friendliness of the low-cost behavior is most important for predicting respondents’ willingness 
(Toberl, Visschers, & Siegrist 2012). In a Basque sample, respondents were on average willing 
to pay 132 Euros to support energy efficient measures at home (Longo, Hoyos & Markandya, 
2012). But in a sample of homeowners in England and Wales, over a third were not willing to 
pay anything for energy-saving measures in their home. However, over ten percent were willing 
to pay over 1,000 pounds to render their houses more energy-efficient (Bichard & Kazmierczak 
2012). Simply focusing on economic arguments seems too simple of an answer (Gowdy 2008). 
Among members of the UK public, a significant barrier to taking action on climate change was 
meaningful changes to behavior (Lorenzoni Nicholson-Cole & Whitmarsh 2007). Residents of 
Hampshire reduced energy consumption at home or during travels mostly for non-
environmental reasons, such as saving money or fostering health (Whitmarsh 2009). The 
HOPE-project itself contributes the perspective that health may be a factor in encouraging more 
climate-friendly behavior. By using the actions and not the households as units of analysis, we 
can contribute to the debate on what factors make policies feasible in the eyes of the public. 

How the conditions influence the household’s willingness to adopt a climate 
mitigation action 
As described in the introduction, different factors influence people’s willingness to adopt 
climate mitigation actions. This analysis focused on four of these conditions. 
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The first factor, the Economic Benefit of an action, referred to whether or not households saved 
money with the mitigation actions they selected. From an economics perspective, people should 
have rationally maximized their advantages when selecting actions (e.g. Buchanan & Tullock 
1962; Kirchgässner 2014). Given specific constraints, they should try to optimise utility. They 
are also cognisant of their intentions. Thus, they should choose actions that come closest to their 
intentions given specific constraints (Kirchgässner, 2013). In the HOPE-study, households had 
to choose climate mitigation actions to halve their current CO2e-emissions by 2030. If people’s 
intentions were determined by economic factors, households should have chosen actions that 
maximized savings. In this case, the benefits of an action would be described by the formula: 

𝐸𝑖 ⇒ 𝐵𝑖 

Bi stood for a person’s whole benefit and Ei for the cost savings of an action. Studies have 
shown that people’s intentions are not only driven by economic factors (e.g. Tanner 1999; 
Toberl, Visschers & Siegrist 2012). 

Proceeding beyond classical economic arguments, other motivations appear to co-determine 
people’s intentions (Gowdy, 2008; Homans 1961). Thus, values like climate protection or 
biodiversity could have driven choices. In this case, the CO2e-Reduction (COi) potential would 
be important for the willingness to choose a mitigation action. A combination of factors can 
drive intentions.  

𝐸𝑖  ∨  𝐶𝑂𝑖  ⇒ 𝐵𝑖 

The third factor covers the necessity and the strength of a Behavioral Change when carrying 
out an action. For example, switching from a conventional car to an electric car requires limited 
behavioral change by still providing the means to travel longer distances quickly. But giving 
up your car completely will require more adjustments on a larger scale. It may involve more 
planning for trips and more dependence on services provided by others. Thus, behavioral 
change could be a factor in determining people’s intentions to act climate friendly (e.g. Toberl, 
Visschers & Siegrist 2012). We include it as BCi in the formula: 

𝐸𝑖 ⋁ 𝐶𝑂𝑖 ⋁ ¬𝐵𝐶𝑖 ⇒ 𝐵𝑖 

Previous research demonstrated that health could be an important argument for mitigation. 
Some mitigation actions have a positive impact on people’s health. If they implemented them, 
they could potentially increase their life expectancy and quality. There are differences in the 
strength of health effects of actions, just like there are differences in the savings, behavioral 
change required, or CO2e-reductions achieved. An increased life expectancy could also 
influence intentions (Whitmarsh, 2009). The Health Effect is included as 𝐻𝐵𝑖: 

𝐸𝑖 ⋁ 𝐶𝑂𝑖 ⋁ ¬𝐵𝐶𝑖 ⋁ 𝐻𝐵𝑖 ⇒  𝐵𝑖 

The formula above assumed that everyone reacts equally to every attribute of climate mitigation 
actions. However, it is reasonable to expect that the importance of a specific condition could 
differs from person to person. Thus, the condition Ij, is included. It would cover importance 
each household could put on any of the conditions presented above.  

𝐼1𝑗 ∗ 𝐸𝑖 ⋁ 𝐼2𝑗 ∗ 𝐶𝑂𝑖 ⋁ 𝐼4𝑗 ∗ 𝐻𝐵𝑖 ⋀ 𝐼3𝑗 ∗ 𝐵𝐶𝑖  ⇒  𝐵𝑖 

Individual characteristics like socioeconomic status or socialisation would determine Ij. How 
important these individual characteristics of households are is not the question at hand here. 
This paper is an exploratory analysis of the question: What attributes of mitigation actions lead 
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households to select them? If the QCA-results presented researchers with one or more sufficient 
solution paths for the occurrence of a High Willingness to Implement an Action, then policy-
makers would have to consider this solution path when designing of mitigation policies for 
households. 
Based on existing research, households should select mitigation actions that accrue high 
Economic Benefits, a high CO2e-Reduction and Health Benefits but do not require strong 
Behavioral Change. However, this combination of attributes is very rare in current mitigation 
actions available to households. Thus, people should prefer one or two factors or a combination 
of the factors. The question was: Which of the actions’ attributes did our households favour?  
In addition to the attributes listed in the formula, we included four dummy conditions that cover 
the each actions consumption sectors as conditions. We do not have theoretical assumptions 
about these conditions. Nevertheless, it is possible that people are more willing to adopt actions 
that belong to Mobility instead of Food & Recycling or Other Consumption and it is possible 
that people preferred different conditions within a single consumption sector. 

Qualitative Comparative Analysis 
QCA helps its users understand social phenomena in ways that differ substantially from 
traditional quantitative or qualitative approaches (e.g. Ragin 1987: 2f; Schneider & Makszin 
2014: 449). Instead of focusing on the influence of one variable or an in-depth study of a single 
case, QCA treats cases as combinations of attributes (Fiss 2011: 401). For example, 
modernization theory predicts that high-income countries democratize while low-income 
countries do not. However, there are low-income countries that democratized (e.g. Burundi, 
Mali, or Zambia). The set-relational perspective suggests that a condition’s effect on the 
outcome may differ depending on the combination of conditions of a specific case. The 
perspective is deterministic, not probabilistic. The idea of complex outcomes is fundamental to 
QCA. Different causal conjectures can lead to the same result – equifinality (Marx, Rihoux, & 
Ragin 2014: 120). It also implies that absent conditions or combinations do not necessarily lead 
to the absence of an outcome – asymmetry (Fiss 2011: 394).  

The most popular versions are crisp- and fuzzy-set QCA (csQCA / fsQCA).1 Both deal with 
subset relations to identify necessary and sufficient condition for the occurrence of an outcome 
(Schneider & Wagemann 2012: 13; Marx, Rihoux, & Ragin 2014: 124).2 Set-membership 
scores between 0 (non-membership) and 1 (full-membership) are used to describe if cases 
present attributes and a result. Assigning membership scores allows researchers to use truth 
tables to display information and compare cases concisely. Solution terms present researchers 
with a good overview over different combinations of conditions (Schneider & Wagemann 2010: 
404). 

Data Description  
This paper analyzes data from HOPE. The full study protocol of the HOPE research project is 
described by Herrmann et al. (2017). From June to November 2016, the HOPE-Team 

                                                           
1 Marx, Rihoux, & Ragin 2014 offer a good short introduction to the method. For detailed explanations of QCA 
see Ragin 1987 or Schneider & Wagemann 2012. 
2 The outcome is comparable to the dependent variable and the conditions are the independent variables. 
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interviewed 309 households in four cities: Communauté-de-Pays-d’Aix (France), Mannheim 
(Germany), Bergen (Norway), and Umeå (Sweden). The households rated individual climate 
change mitigation actions in four sectors of CO2e-emissions: Food & Recycling, Housing, 
Mobility and Other Consumption. The climate change mitigation actions were presented on 
action cards. These action cards described the mitigation action and contained three additional 
information boxes. First, they informed the households how much CO2 equivalents in kilogram 
per year the household could save if they implemented the action. Second, they informed the 
household about monthly savings/expenses in Euro (or Norwegian/Swedish Kronor). Third, 
half of the households received information on what effect the mitigation measure would have 
on the households’ health. While this did not mean that the households without the Health 
Information could not have known about these effects, the idea was that pointing out the health 
impacts could influence their rating of actions. 

The CO2e-savings and each households’ financial costs/savings were calculated individually. 
The HOPE-team gathered the base data through a detailed questionnaire about their 
consumption habits, income and expenditure before interviewers visited them. The information 
on the cards was individualized based on the online questionnaire before the interview. 
Interviewers presented households with their initial carbon footprint and the action cards 
(Herrmann et al. 2017: 5).  

The Health Information was not individualized. 11 out of 65 actions had an immediate positive 
health effect, ranging from moderate to high, one action had a negative health effect and 53 
actions did not have a proven immediate health effect. ‘Immediate’ refers to health effects that 
people would experience personally and directly even if other people chose not to mitigate. 

Before households received the action cards, interviewers instructed them to, “Imagine you 
would be required to reduce your carbon footprint by 50% by 2030. To reach this goal, how 
willing are you to implement the following actions.” Then, households rated the action-cards 
on a five-item Likert scale from 1 = very willing to 5 = not willing. Up to 65 action cards were 
available. Depending on the household, some actions were not applicable and coded as such. 
For instance, a vegetarian household did not have the option to reduce meat consumption. 

Calibration of Conditions and Outcome 
The calibration process is one of the most important parts of any QCA. During the data 
calibration, it was important to remain transparent about how variables were transformed into 
membership scores between 0 and 1.  

“In order to be analytically fruitful, calibration requires the following: (a) a careful definition of the relevant 
population of cases; (b) a precise definition of the meaning of all concepts (both the conditions and the 
outcome) used in the analysis; (c) a decision on where the point of maximum indifference about 
membership versus non-membership is located […]” (Schneider & Wagemann 2012: 32).  

The willingness of participants to adopt a climate mitigation action was the outcome based on 
the Likert scale presented during the interview. Eight conditions were used for the analysis. 1) 
the Economic Benefit/cost of a climate mitigation action; 2) the CO2e-Reduction of an action; 
3) the degree of Behavioral Change that it required; 4) and if households received Health 
Information. Conditions 5-8 were dummies for the consumption sectors Food & Recycling, 
Housing, Mobility, and Other Consumption. Table 1 summarizes the calibration. 
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Table 1: Calibration of outcome and conditions 

Outcome & Conditions Method of 
calibration 

Fuzzy-Set-Values 

Outcome:  
Willingness to Implement an 
Action 

Indirect 0 = 5 not willing 
0.25 = 4  
0.5 = 3 (coded as missing) 
0.75 = 2 
1 = 1 very willing 
 

Condition 1: Economic Benefit Direct Threshold 
0 = 0 
0.5 = -0.05 
1 = -1.6 
 

Condition 2: CO2e-Reduction  Direct Threshold 
0 = 0 
0.5 = -1.34 
1 = -5.46 
 

Condition 3: Behavioral Change 
 
 

Indirect 0.1 = action replaces 
0.6 = action reduces 
1 = action renounces 
 

Condition 4: Health Information Indirect 0 = households did not get Health Information 
1 = households received Health Information 
 

Condition 5: Household Indirect 0 = action of another category 
1 = action of the category Household 
 

Condition 6: Food & Recycling Indirect 0 = action of another category 
1 = action of the category Food & Recycling 
 

Condition 7: Mobility Indirect 0 = action of another category 
1 = action of the category Mobility 
 

Condition 8: Other Consumption  Indirect 0 = action of another category 
1 = action of the category Other Consumption 

Outcome: Rating Mitigation Actions 

The action cards’ five-item Likert scale ratings were used to calculate the outcome as can be 
seen in Table 1. The Likert score 5 became the set-membership score 0, the Likert score 4 
turned into 0.25 and so on. Thus, all participants who rated an action with a Likert score of 1 
were full members of the subset ‘willing to implement the action’. In the Models reported here, 
the Likert scores of 3 were coded as missing because there was no way of knowing if a person 
was part of the subset ‘willing to implement the action’ or not based on the data available. To 
make sure that other options were considered, robustness tests were conducted with Likert 
scores of 3 coded as 0.4 or 0.6. Results did not change substantially. 

Condition 1: Economic Benefit of an Action 

The monthly costs or savings for every mitigation action were calculated based on the responses 
from the initial survey. The absolute cost reduction per month might not be very meaningful 
when comparing households because of variations in income. Therefore, the analysis included 
a condition that showed the cost reduction of an action as percent of a household’s monthly 
income.  
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Figure 1: Distribution of actions’ cost reduction 

 
Note: Figure 1 shows the cost-reduction of the actions as percent of the household’s monthly income. The four 
diagrams visualize the same distribution but at different scaling. 

Source: Own calculation based on HOPE data 

Because of the high number of cases, it was impossible to have detailed information about all 
of them and there is no straightforward theoretical argument for calibration. Therefore, the 
condition was calibrated directly (Schneider & Wagemann 2012: 35ff.). This means that cut-
off points mirrored large drops observed in the distribution of the relative costs/savings (Figure 
1). 

Condition 2: CO2e-Reduction  

The condition CO2e-Reduction was calibrated directly as well. A variable was calculated that 
included the reduction of all actions as percent of the initial CO2e-footprint of each household. 
Again, drops in the distribution served as the basis for cut-offs for the set-membership scores 
(Figure 2). 
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Figure 2: Distribution of actions’ CO2e-Reduction 

 
Note: Figure 2 shows the CO2e-Reductions of the actions as percent of the household’s initial footprint. The four 
diagrams visualize the same distribution but at different scaling. 

Source: Own calculation based on HOPE data 

Condition 3: Behavioral Change  

Behavioral Change generally described the degree to which households would have to change 
their current consumption behavior. It was divided into three categories that indicated how 
meaningful behavioral hurdles for the realization of an action were. The first category only 
required households to ‘replace’ a household item with something that offered equal services 
with lower GHG-emissions, e.g. buy a more energy efficient TV. These actions should have 
been the most popular because it was not necessary to change consumption behavior. There are 
of course differences in degree (i.e. more expensive replacements like buying an electric car). 
These actions had a fuzzy-set score of 0.1. 

The second category of actions required households to reduce an activity. It included actions 
that lead to a reduction of climate-unfriendly behavior like flying or using a car. All actions in 
this category were set at the value 0.6, because participants needed to change their current 
behavior to some degree. Intercontinental vacations might have to be cut or planned differently 
if a household reduced flights. However, they did not need to renounce these things completely.  

The third category included actions that made households ‘renounce’ a specific behavior 
completely, e.g. stop using a personal car (car sharing was still possible).These actions required 
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substantial adaptation in everyday behavior from households to find new routines. Thus, these 
actions got the membership score of 1. 

Condition 4: Health Information 

The HOPE-team 

“estimated the individual health impact of each mitigation measure in terms of quality adjusted life years 
(QALYs). QALYs are computed by examining the effect on age-specific mortality from the change in 
exposures or health-related behaviors associated with an estimate of the decrease in the quality of life for 
the additional years lived with a disease or disability” (Herrmann et al. 2017: 8).  

The estimation of the health co-benefits was based on published results for the United Kingdom. 
They classified the impact on life expectancy using five categories: “[no effect]; −1 month, < 
+1 month (small effect); +1–3 months (moderate effect); and > +3 months (substantial effect); 
[as well as > + 0 months (negative effect)]” (Herrmann et. al. 2017: 8-9). 

The Health Information described above was transformed into a dummy-condition. If a 
household received Health Information, their membership score was set to 1. Households that 
did not receive Health Information had a membership score of 0. 

Conditions 5-8: Dummy-Conditions for Consumption Sectors 

The last four conditions were dummy-conditions for the consumption sectors Food & 
Recycling, Housing, Mobility, and Other Consumption. Whenever an action has a value of 1 for 
one action it automatically has a value of 0 for the other three sectors. In other words, an action 
could only be part of one dummy-condition. For example if an action had a value of 1 for the 
dummy-condition Household, the action is uniquely and exclusively part of the category 
Household. Table 1 offers a summary for the calibrations of all conditions and the outcome. 

QCA and Results 

R and the R-package “QCA” were used to run the analysis (Dusa 2017). As was highlighted in 
the methods section, a QCA requires consistency values for sufficient and necessary conditions. 
The consistency levels of 0.75 for sufficient conditions and the consistency value of 0.9 for 
necessary conditions are commonly used (Schneider & Wagemann 2010: 406). After 
consulting, the truth table (Appendix; Table 5) it was decided to use the consistency value 0.74 
for sufficient conditions and a consistency value of 0.9 for necessary conditions. Using 0.74 
instead of the usual 0.75 as threshold for sufficiency was based on three arguments. First, in a 
large-N-design consistency values of the analysis tend to be lower (Greckhamer et al., 2013, 
pp. 61–65). Second, the truth table contains a solution path that has a consistency close to 0.75 
(0.747) that includes 1324 observations. Third, the PRI-value of 0.682 was quite high. The 
solution path was included in the minimization process based on best practices for QCA. To 
avoid that one household alone could lead to a solution path, the frequency threshold was set to 
66 actions. This decision was based on the fact that each household could rate up to 65 action 
cards.  

The analysis was split in two sections. First, the whole sample of actions was analyzed for all 
participants (Model 1). Not all households received information about the health effect of the 
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actions. Thus, the health effect condition was excluded from this model. As a complement, 
Model 2 only included actions that had a health effect, thus including the condition Health 
Information. The intention behind Model 2 was to answer the question if Health Information 
determined households’ Willingness to Implement an Action. 

For the entire sample, no single condition was necessary for the occurrence of the outcome. 
Table 2 shows the sufficient solution path for the whole sample (11841 observations). The 
complex, parsimonious, and intermediate solution paths were identical for sufficient conditions.  

Table 2: Model 1 – solution path for the whole sample (N=11841)

P1

Attributes of actions
Economic Benefit W

CO2e-Reduction
Behavioral Change W

Control Variables
Household W

Food & Recycling l

Mobility W

Consumption W

Covered Obersvations 1872
Consistent Cases 75.48%
Consistency 0.75
PRI-Value 0.70
Raw Coverage 0.24

Overall Solution 
Consistency 0.75

Overall PRI-Value 0.67
Overall Solution 
Coverage 0.24

Solution

 

Note: Black dots indicate the absence of a condition and circles with an “┼” indicate its presence (e.g. Fiss 2010) 
The solution path (P1) shows that households were very willing to implement an action if it did 
not offer Economic Benefits, did not necessitate strong Behavioral Change, and was part of the 
category Food & Recycling. The path has a raw coverage of 0.244, it applies to 1872 
observations. 75.5 percent of these observations are consistent which means that this solution 
path explains 75.5 percent of the observations.3  

The condition Food & Recycling was exclusive. The solution term refers only to actions in the 
consumption category Food & Recycling. The same is true for the other dummy conditions 
(Household, Mobility and Other Consumption). As will be shown below, including these 
mutually exclusive conditions in Model 1 of the QCA led to the same results as if a subsample 

                                                           
3 The consistency is not a percentage value. To calculate the percentage of cases explained by a solution path the 
explained observations must be shared by all observations the solution path includes. 
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analysis for each of the four consumption categories was run (Food & Recycling, Household, 
Mobility and Other Consumption).  

However, the model shows that the other categories did not display general patterns 
(Household, Mobility and Other Consumption). In accordance with Meuer et al. 2015, a one-
sample-t-test was run to further analyse if people were more willing to adopt actions of the 
Food & Recycling category.  

The results of the t-test are displayed in Table 3. When the analysis was limited to actions from 
the Food & Recycling category, participants on average demonstrated a significantly higher 
willingness for implementation (64.1 percent) in comparison to the analysis that included all 
actions (50.4 percent). A logistic regression model supports this finding (Appendix; Table 6). 
Additionally the t-test shows that there were significant differences between the Food & 
Recycling actions and the other conditions. For example, only 33.3 percent of the Food actions 
made behavioral change necessary versus 45.3 percent for the entire sample. The authors also 
compared the means of the Food & Recycling subsample with the subsample of P1 from Table 
2. The observations included in P1 had a higher Willingness to Implement an Action (75.5 
percent), which is 11.4 percentage points more than for the Food & Recycling subsample and 
24.8 percentage points higher than for the entire sample. It follows that Food & Recycling had 
an effect on the willingness but not all of the variance could be attributed to this single 
condition. It was the combination of conditions in the solution path that lead to higher 
willingness for mitigation. No action in P1 provided economic benefits. Moreover, there was 
no condition that required extreme behavioral change. For the entire sample, 50.7 percent of 
actions led to economic benefits and for the Food & Recycling subsample 38.6 percent accrued 
savings. The same is true for behavioral change. In the full sample 45.3 percent of actions 
necessitated Behavioral Change. Only 33.33 percent of actions in the subsample Food & 
Recycling required Behavioral Change. 

Because the dummy-conditions were mutually exclusive a separate QCA was run for every 
consumption category. The QCA for the Food & Recycling actions lead to the same solution 
path as in Model 1(Appendix; Table 7). At the same time, the coverage of the solution paths is 
higher because there are fewer observations. It is clear that the solution paths could only cover 
actions that are part of the Food & Recycling category. Thus, Model 1 underestimated the 
coverage of the solution paths. For the sample of Food & Recycling actions, the solution path 
(FP1) has a raw coverage of 0.753. It applies to 1872 observations and explains 75.5 percent. 
For the other categories (Household, Mobility and Other Consumption), the analysis did not 
yield sufficient solution paths with a consistency above the threshold of 0.74.
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Table 3: T-test for independent samples, unequal variance 

 Entire sample Household Food & Recycling Mobility Other Consumption Solution Path 

Conditions Mean  Mean Diff. Mean Diff. Mean Diff. Mean Diff. Mean Diff 

Willingness  0.507 0.460 -0.048*** 0.641 0.134*** 0.427 -0.080*** 0.482 -0.025*** 0.755 0.248*** 
0.114*** 

Economic Benefit 0.507 0.419 -0.088*** 0.386 -0.121*** 0.706 0.199*** 0.568 0.061*** 0.000 0.507 
0.307 

CO2e- 
Reduction 

0.472 
 

0.437 -0.035*** 0.699 0.226*** 0.743 0.271*** 0.105 -0.367*** 0.707 0.235*** 
-0.008 

Behavioral Change 0.453 0.488 0.035*** 0.333 -0.120*** 0.452 0.001 0.533 0.080*** 0.000 0.453 
0.333 

*p < 0.1; **p < 0.05; ***p < 0.01 

Note: Table 3 shows the difference in means between the entire sample and the groups of actions that belong to the four consumption categories. It also includes the actions that 
belong to a solution path. The mean is based on the observations with a fuzzy-set value above 0.5.
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The second part of the analysis focused on the question if the Health Information had an impact 
on a households’ willingness to rate an action higher. Therefore, the analysis only included 
actions with a health effect. A new dummy-condition was introduced to indicate whether 
households received information about the health co-benefits of an action (1) or not (0). 1,935 
observations were left. While some participants might have been aware of health co-benefits of 
specific actions prior to the simulation (e.g. cycling or walking instead of using the car or bus 
as healthy alternatives), the HOPE-team expected that visually emphasizing the health impact 
would change the participants’ ratings of those actions. Due to the smaller sample, the authors 
set the consistency value to 0.75 for sufficient conditions and to 0.9 for necessary conditions. 
The frequency cut off was set to 11, because each household had to rate up to 11 actions that 
potentially had a positive impact on health. One condition with a negative impact on health was 
excluded from the analysis.  

Table 4: Model 2 – solution paths for the subsample only includes actions with health indicator 
(N=1935) 

HP1 HP2

Attributes of actions
Economic Benefit W l

CO2e-Reduction W W

Behavioral Change W W

Health Information W l

Control Variables
Household W W

Food & Recycling W W

Mobility l l

Consumption W W

Covered Obersvations 18 65
Consistent Cases 78.70% 76.47%
Consistency 0.76 0.76
PRI-Value 0.67 0.66
Raw Coverage 0.04 0.08
Unique Coverage 0.04 0.08

Overall Solution Consistency
Overall PRI-Value
Overall Solution Coverage

Solution

0.76

0.11
0.67

 

Note: Black dots indicate the presence of a condition and circles with “┼” indicate its absence (e.g. Fiss 2010). 

For this subsample the non-occurrence of the condition Other Consumption was necessary for 
a high willingness in the Likert-rating. This was a foregone conclusion because were no actions 
with a health effect in the category Other Consumption. Overall, two sufficient solution paths 
were found (Table 4). 

The first solution path in this model (HP1) indicates that participants chose actions if they 
offered no Economic Benefits, no CO2e-Reduction, no Health Information, required no 
Behavioral Change, and were related to Mobility. HP1 has a consistency value of 0.760. The 
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raw and unique coverages are 0.035 each. It applies to 18 observations and explains 78.7 percent 
of them. 

The second solution path (HP2) applies to 68 observations. It has a raw coverage of 0.077. With 
a consistency, value of 0.762 it explains 76 percent of the observations it covers (52 of 68 
observations). For HP2, households were very willing to implement an action with health co-
benefits if they received Health Information and the action had a positive economic impact, did 
not necessitate strong Behavioral Change, and was part of the Mobility category. A substantial 
decrease in a household’s CO2e-footprint was not required. 

The whole solution term has a consistency of 0.767 and a coverage of 0.181. It applies to 98 
observations and explains 74 of the 98 observations (75.5 percent).  

The authors ran separate QCA analyses for the different consumption categories to compare 
them to Model 2 (Food & Recycling, Household, Mobility and Other Consumption). Only the 
category Mobility included sufficient solution paths. As before, the coverage increased slightly 
for the solution paths of the separate models. Thus, results were not reported separately but are 
displayed in the appendix (Table 8). For the solution path (HP1) the coverage increased from 
0.035 to 0.084. Additionally, for HP2 the coverage increased from 0.077 to 0.187. 

Discussion  

The discussion will first focus on methodological contributions and limitations and then move 
to highlight the importance of the results. Given the low coverage of all solution terms, there 
have to be unobserved conditions that explain the households’ Likert ratings. The analyses 
excluded conditions like socioeconomic characteristics, which may have influenced 
households’ ratings. This is due to the different perspective of this paper. Instead of using 
households as the unit of analysis, it focused on the individual actions. Moreover, there are 
methodological reasons for the low coverage. The formula for the coverage of sufficient 
conditions is the same formula as for the calculation of the consistency for a necessary 
condition. This means a condition with a high consistency and coverage value for sufficiency 
tends to be a sufficient and necessary condition. In addition to that, the dummy-conditions for 
the consumption categories (Food & Recycling, Household, Mobility and Other Consumption) 
lead to an underestimation of the coverage, because the solution paths can only cover actions 
that are exclusively part of one of these categories. For example, a solution path that contains 
the dummy-condition Household only covers Household actions. Food & Recycling, Mobility, 
and Other Consumption actions cannot be part of the same solution path. Therefore, the 
coverage declines when these conditions are included. The fact that the separate QCAs for each 
consumption category led to identical solution paths compared to the whole sample shows that 
mutually exclusive conditions can be used to integrate a subsample analysis in a single QCA-
model. This makes it quite similar to a multi-value QCA. 

The results from the QCA, the t-test (Table 3), and the logistic regression (Appendix; Table 6) 
suggest that the consumption category influenced the willingness to implement an action in this 
sample. The majority of households (290) are very willing to implement an action if it does not 
lead to Economic Benefits, does not necessitate strong Behavioral Change, and is part of the 
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category Food & Recycling. The willingness to realise dietary changes and recycle more can 
be attributed to the fact that drastic behavioural change is not necessary. Alternatives to meat 
are often readily available and many European cities use different recycling systems. 
Additionally, marketing towards locally produced and organic food have spread throughout the 
food industry over the past few years. 

The fact that the negation of Behavioral Change is part of P1 is in line with observations from 
qualitative studies. They suggest that Behavioral Change is met with scepticism (Fischer et al. 
2011: 1028; Shwom & Lorenzen 2012: 386). In combination with existing research on the 
influence of information about negative environmental impacts (Graham & Abrahamse 2017) 
or threats to others (Hunter & Röös, 2016) it emphasizes the need for more policies in the areas 
of food and waste management targeting households. 

According to different studies, actions incurring high economic costs are generally associated 
with lower acceptance by participants (e.g. von Borgstede, Andersson & Johnsson, 2013: 190-
91; Drews & van den Bergh, 2016: 13; de Groot & Schuitema, 2012: 105-06; Fischer et al., 
2011: 1029; Tobler et al., 2012: 203-04). The design used in this paper was built around 
financial savings. But the fact that Economic Benefits were not determining households’ choices 
does show that financial incentives should not be seen as the most important element of 
mitigation policies. 

The analysis of the health information demonstrates that it can cause households to display a 
high willingness to implement climate mitigation polices if financial incentives exist. Changing 
behaviour or large CO2e-reductions are included as negated conditions. Highlighting the health 
co-benefits of behaviour must be considered in future policies. There are marketing strategy 
that already do this. A campaign on non-motorised mobility in Mannheim used positive imaging 
about health benefits to encourage people to give up their cars. Contrasting this with the usual 
strategy of deterring unhealthy behaviour opens up new avenues of addressing households as 
consumers. Combined with results from a Basque sample on ancillary benefits of mitigation 
(Londo, Hoyos, & Markandya 2012: 134-35), health co-benefits deserve a closer look in future 
research and policy designs. 

Several conclusions can be drawn: First, Households can potentially realize dietary changes 
rather quickly and thus contribute to the urgently needed (Bryngelsson, Wirsenius, Hedenus, & 
Sonesson 2016; Schleussner et al. 2016) reductions in GHG-emissions to meet NDCs. Second, 
current structures of consumption and living in developed countries do not make changes in 
consumption behavior attractive. Third, initiatives that make it possible for households to limit 
the extent of behavioral change like car, scooter, or bike sharing, an improved public-transport 
systems, or affordable low-energy housing alternatives can contribute to limit the extent of 
required behavioral change. Ultimately, policies cannot be limited to financial incentives 
because it is not the core condition for a willingness to mitigate. 
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Conclusion 
This paper investigated necessary and sufficient conditions for European households to adopt 
climate change mitigation actions and successfully used a mixed-methods design to highlight 
the strengths and weaknesses of QCA. 

It demonstrates how QCA can be used to run a subsample analysis within a single model. 
Beyond that, it shows that it is reasonable to use different methods as robustness tests instead 
of only relying on robustness tests within one method. This makes it easier to interpret the 
results of the QCA. Therefore, future studies are needed to develop a better understanding of 
best-practices to combine QCA with other methods. 

Some solution paths are sufficient for the presence of the outcome Willingness to Implement an 
Action. It is unsurprising that the coverage of the solution paths is low. The authors deliberately 
did not include most socioeconomic characteristics of people in this study to reduce complexity. 

Food & Recycling leads to a higher willingness to mitigate in this sample from four countries. 
The general pattern that was found shows that people prefer actions that are easy to implement 
even though they often do not reduce the CO2e-Footprint by much. Therefore, the condition 
Behavioral Change is the most important lever in improving households’ willingness to act on 
climate change. 

Moreover, the analysis of Health Information suggests that there is an urgent need to go beyond 
financial arguments in future research. For example, different ways of visually presenting health 
co-benefits may result in changing willingness to adopt mitigation actions by households. 
Because HOPE was the first study to display this information alongside economic impacts and 
CO2e-Reductions, other studies will hopefully, incorporate this approach to help develop new 
mitigation policies. 
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Appendix 

Table 5: Truth table 

No. Cost-reduction CO2e-Reduction Behavioral Change Housing Food & Recycling Mobility Other Consumption Consistency PRI-Value n 

1 0 0 0 0 1 0 0 0.844 0.793 548 
2 0 0 1 0 1 0 0 0.829 0.719 34 
3 0 1 1 0 1 0 0 0.818 0.675 1 
4 1 0 0 0 1 0 0 0.781 0.673 31 
5 0 1 0 0 1 0 0 0.747 0.682 1324 
6 0 1 0 0 0 0 1 0.726 0.563 114 
7 1 1 0 0 1 0 0 0.72 0.605 170 
8 1 0 1 0 1 0 0 0.718 0.612 324 
9 1 0 0 0 0 1 0 0.682 0.564 234 
10 0 1 0 0 0 1 0 0.669 0.541 85 
11 0 1 1 0 0 0 1 0.668 0.424 15 
12 0 0 0 0 0 1 0 0.66 0.567 177 
13 0 0 0 0 0 0 1 0.633 0.54 1036 
14 0 1 1 1 0 0 0 0.629 0.446 5 
15 0 0 1 1 0 0 0 0.628 0.521 396 
16 1 1 0 0 0 0 1 0.616 0.378 6 
17 0 0 0 1 0 0 0 0.609 0.519 629 
18 1 0 1 0 0 1 0 0.609 0.389 50 
19 1 1 0 0 0 1 0 0.588 0.496 751 
20 0 0 1 0 0 1 0 0.578 0.431 125 
21 0 0 1 0 0 0 1 0.574 0.378 251 
22 1 1 1 0 0 0 1 0.568 0.355 210 
23 0 1 0 1 0 0 0 0.543 0.445 809 
24 1 0 0 0 0 0 1 0.534 0.384 378 
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25 1 0 1 0 0 0 1 0.509 0.381 1276 
26 1 0 0 1 0 0 0 0.507 0.369 23 
27 1 0 1 1 0 0 0 0.492 0.38 736 
28 1 1 1 0 1 0 0 0.442 0.316 676 
29 0 1 1 0 0 1 0 0.428 0.281 283 
30 1 1 1 1 0 0 0 0.424 0.285 407 
31 1 1 0 1 0 0 0 0.414 0.279 161 
32 1 1 1 0 0 1 0 0.361 0.219 572 
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Table 6: Logistic Regression Model 

N 11841 

LR Chi² (309) 3261.76 

Prob > Chi² 0.000 

Pseudo R² 0.1987 

Log likelihood -6575.382 

Modell Specification Fixed Effects 

Variable Odds Ratio Standard errors z P>|z| 

Economic Benefit 1.009* 0.005 1.87 0.061 

CO2e-Reduction 1.089*** 0.008 11.53 0.000 

Behavioral Change 2 0.392*** 0.019 -19.27 0.000 

Behavioral Change 3 0.125*** 0.012 -21.12 0.000 

Household  0.974 0.057 -0.44 0.658 

Food & Recycling 2.334*** 0.145 13.67 0.000 

Mobility 1.18** 0.083 2.31 0.021 

Constant 2.981*** 1.056 3.08 0.002 

*p < 0.1; **p < 0.05; ***p < 0.01 

Note: Table 6 shows a binary logistic regression model. The willingness to adopt an action was transformed into 
a binary variable. The variables for Economic Benefit and CO2e-Reduction remained uncalibrated. For the variable 
Behavioral Change was included as a categorical variable. 
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Table 7: Solution path for the subsample Food 

FP1

Attributes of actions
Economic Benefit W

CO2e-Reduction
Behavioral Change W

Control Variables
Household W

Food & Recycling l

Mobility W

Consumption W

Covered Obersvations 1872
Consistent Cases 75.48%
Consistency 0.75
PRI-Value 0.70
Raw Coverage 0.75

Overall Solution 
Consistency 0.75

Overall PRI-Value 0.67
Overall Solution
Coverage 0.75

Solution

 
Note: Black dots indicate the presence of a condition and circles with “┼” indicate its absence. 
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Table 8: Solution paths Health Information subsample for the category Mobility 

HP1 HP2

Attributes of actions
Economic Benefit W l

CO2e-Reduction W W

Behavioral Change W W

Health Information W l

Control Variables
Household W W

Food & Recycling W W

Mobility l l

Consumption W W

Covered Obersvations 18 65
Consistent Cases 78.70% 76.47%
Consistency 0.76 0.76
PRI-Value 0.67 0.66
Raw Coverage 0.08 0.19
Unique Coverage 0.08 0.19

Overall Solution Consistency
Overall PRI-Value
Overall Solution Coverage

Solution

0.76

0.27
0.67

 

Note: Black dots indicate the presence of a condition and circles with “┼” indicate its absence. 
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Table 9: Whole sample (Table 2, Model 1) calibration willingness 3 = 0.4 

 

Note: Black dots indicate the presence of a condition and circles with “┼” indicate its absence. 

 

Table 10: Whole sample (Table 2, Model 1) calibration willingness 3 = 0.6 

1 2 3 4

Attributes of actions
Economic Benefit W l W

CO2e-Reduction l W l

Behavioral Change W W l l

Control Variables
Household W W W W

Food & Recycling l l l W

Mobility W W W W

Consumption W W W l

Consistency 0.74 0.74 0.77 0.78
PRI-Value 0.67 0.65 0.63 0.57
Raw Coverage 0.24 0.19 0.05 0.05
Unique Coverage 0.06 0.02 0.01 0.05

Overall Solution Consistency
Overall PRI-Value
Overall Solution Coverage

Solution

0.83
0.64
0.32  

Note: Black dots indicate the presence of a condition and circles with “┼” indicate its absence. 

 

1 2 3

Attributes of actions
Economic Benefit W l W

CO2e-Reduction W l l

Behavioral Change W W W

Control Variables
Household W W W

Food & Recycling l l W

Mobility W W W

Consumption W W l

Consistency 0.85 0.75 0.77
PRI-Value 0.75 0.58 0.56
Raw Coverage 0.14 0.06 0.06
Unique Coverage 0.10 0.02 0.06

Overall Solution Consistency
Overall PRI-Value

Solution

0.79
0.67
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Abstract  

Although households contributes to 72% of global greenhouse gas (GHG) emissions, when 

assigning to categories of consumption, effective policy interventions to reduce households’ 

GHG emissions that meet mitigation targets of the Paris Agreement are lacking. Research has 

investigated socioeconomic patterns of carbon footprints, household preferences for mitigation 

actions and framing effects of mitigation actions, (e.g. information provision on health co-ben-

efits), separately. So far, studies of the interplay between these factors remain largely absent. 

We conducted an innovative serious gaming simulation with 309 households in France, Ger-

many, Norway and Sweden. We asked participants to choose concrete actions to mitigate cli-

mate change and provided information on the net costs, the GHG savings and the consumption 

sector of each action. In addition, half of the households received information about health co-

benefits and half of them did not. We used multi-level regression models to investigate prefer-

ences for mitigation actions and how they are influenced by the characteristics of mitigation 

action as well as by the socioeconomic characteristics of the households. We found that regard-

less of the socioeconomic status, participants preferred actions of the food and recycling sector 

and actions requiring low to medium behaviour change. The probability that actions were cho-

sen increased when participants were informed about health co-benefits. Furthermore, we found 

some significant interactions: Older participants were more likely to select mitigation actions 

requiring strong behaviour change and women were more likely to choose actions in the other 

consumption sector (e.g. buy 30% less cosmetics or buy 30% more second-hand clothes).  
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1 Introduction 
When assigning GHG emissions to consumption, households control up to 72% of GHG emis-

sions globally (the remaining share is allocated to public consumption) (Hertwich and Peters, 

2009). However, policy interventions, which are effective enough to mitigate households’ GHG 

emissions to meet the Paris agreement are lacking. Implementing effective mitigation policies 

requires knowledge of the best incentives for promoting change at the household level, i.e. 

through monetary savings, appealing to people’s desire to be green/reduce GHG emissions, or 

to lessen the required degree of behaviour change to facilitate mitigation. Although there is no 

clear empirical evidence that monetary savings are drivers of households mitigation choices 

(Bothner et al., 2019; Gowdy, 2008; Sköld et al., 2018), they are often used as a persuasive tool 

for the uptake of climate mitigation measures (Borgstede et al., 2013; Drews and van den Bergh, 

2016; Lange et al., 2017; Schwirplies and Ziegler, 2016). However, it seems that other factors 

like offering information on health co-benefits associated with actions and lessening the re-

quired level of behavioural change of households could also play important role in promoting 

mitigation (Schwirplies, 2020; Tobler et al., 2012). In addition to incentives, there is controver-

sial evidence in the literature linking socioeconomic characteristics (income, age, gender, envi-

ronmental behaviour and education) to the uptake of mitigation actions. Akter and Bennett (Ak-

ter and Bennett, 2011) found that the higher the income, the greater the  household’s willingness 

to reduce their carbon footprint. In the same study, female respondents were more likely to 

reduce their footprints than men, however, higher education attainment was found to be nega-

tively correlated with the willingness to reduce carbon footprints. In contrast, O'Connor et al. 

(2002) found no significant effect of income or gender, but that being more educated led to 

greater support for mitigation actions, while Whitmarsh and O'Neill (2010) could not find sig-

nificant correlations for income nor for gender or age but for the environmental behaviour of 

their participants.  

Current literature either highlights, which incentives households prefer for mitigating their 

GHG emissions or examines, which socioeconomic groups should be most effectively targeted 

to reduce GHG emissions.  However, little evidence exists on understanding the combined in-

fluence (i.e. the interactions) of these two factors. By considering interactions, for example, we 

can quantify whether monetary savings arising from an action is more relevant for low-income 

households than for high-income households. Such evidence can assist policy makers in de-

signing mitigation policies targeted at relevant groups, rather than applying a blanket approach 

across populations.  
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The aim of our study is to investigate whether socioeconomic household characteristics, country 

of residence or information provision about health-co benefits of mitigation actions influence 

the type of mitigation actions households choose. The choice of mitigation actions was obtained 

in a serious gaming study. More specifically, our study addresses the following research ques-

tions (with a special focus on question number 3): 

1. Which characteristics of mitigation actions impact households’ stated mitigation 

choices? (including; i) the choice of consumption sector: in particular food and recy-

cling, housing, mobility or other consumption, (ii) level of required behaviour change: 

low to high, (iii) the size of GHG emissions reduction, and iv) net monetary effects). 

2. Which households’ characteristics influence households’ stated mitigation choices? 

(including; i) age, ii) income, iii) gender, iv) education, v) vegetarian vs. non-vegetarian, 

vi) country-location, vii) receiving information on health co-benefits)  

3. What are the interaction effects of 1) and 2), i.e. characteristics of mitigation actions 

and characteristics of households’?  

The study proceeds as follows: In the next section, we describe the used dataset as well as the 

method in detail. This is followed by a description and interpretation of the calculated models. 

Afterwards we discuss our findings in the light of the current literature. The conclusion sum-

marizes our results.  

2 Methods 
We applied multilevel logistic modelling to data gathered from the study on “Household Pref-

erences for Reducing GHG Emissions in four European high-income countries” (HOPE).  

2.1 Data collection  

We used data from the HOPE project collected through on-site simulation of 309 urban house-

holds in Communauté-de-Pays-d’Aix (France), Mannheim (Germany), Bergen (Norway), and 

Umeå (Sweden) between June 2016 and June 2017. We describe below only the procedures, 

which are important for this analysis. The detailed study protocol was published elsewhere 

(Herrmann et al., 2017). 

Following a baseline carbon footprint analysis of each household, we asked participants to re-

view up to 65 mitigation options in the four consumption sectors: food and recycling, housing, 

mobility, and other consumption. We then asked participants to reduce their carbon footprint 

by 50% by 2030, an estimation of what would be necessary at least to reach the 1,5° goal of the 
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Paris Agreement. We then requested study participants to choose mitigation actions, which they 

would actually like to implement in their daily lives, even if they would not reach 50% yet. This 

“voluntary reduction” data was used for the analysis presented here, as it reflects households 

actual preferences. In another round of simulation, we asked participants to choose more actions 

until they reached a 50% reduction. This data is analysed elsewhere (Sköld et al.,2018), as it 

reflects “forced reduction”, which is not suitable for the analysis in the context of this paper.  

We used a footprint calculation and simulation (FCS) tool 1 to quantify the resulting carbon 

footprint reduction and the net costs. Eleven of the 65 actions generated health co-benefits, 

which we communicated to half of randomly chosen households and withheld this health infor-

mation from the remaining half2.  

In addition to the simulation exercises, we collected comprehensive data on household charac-

teristics such as age, education and socioeconomic status. These level-2-predictors were 

normed in such a way that they presented a single-person-household. We applied the “modified 

scale” approach of the OECD, in which consumption units (CUs) are used to norm the level-2-

predictors. The CUs were calculated as follows: The first adult of a household was counted with 

a 1, for each following adult a value of 0.5 was added (OECD, 2013). Children were counted 

with a value of 0.3. For example, a three-person-household consisting of two adults and one 

child gets a CU-value of 1.8 (1 + 0.5 + 0.3). For some of the level-2-predictors (e.g. gender, 

education) the modified scale approach was not suitable, instead we often used the value of the 

person which performed the simulation as spokesperson of the household. An overview of the 

variables we used and their operationalization are presented in Table 1. 

 

 

 

 

 

 

                                                           
1 The FCS-Tool simulates the initial footprint and the emission reduction as well as the cost development and 
health effects of households mitigation choices (Hermann et al. 2017). 
2 The health co-benefits were classified based on a study about the United Kingdom. They classified the impact 
on life expectancy using four categories: [1 “no effect”] <= 0 months; [2 “small effect”] < +1 month; [3 “moder-
ate effect”] +1-3 months; [4 “substantial effect”] > + 3 months (see Hermann et al. 2017).   
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Theoretical con-
struct 

Operationalization  

Dependent variable 

Households          
mitigation choices  

The data of the HOPE scenario was used, in which participants chose actions which they 
would like to implement in their daily life. Hence, we have a binary data structure which con-
tains information on whether a household choose a mitigation (1) or not (0). 

Level-1-predictor (Mitigation action characteristics) 

Monetary effects  The monetary effects of a mitigation action was calculated for each household individually as 
saving or costs in euros per month. The absolute savings or cost, however, was not meaning-
ful when comparing households because of the variations in income. We therefore used the 
monetary savings or costs of an action as a percent of a household’s total monthly income. 

GHG-reduction The GHG-reduction of an action was calculated as percent of a household’s initial carbon 
footprint. 

Behaviour Change This variable is an indicator of the degree to which households would have to change their 
current consumption behaviour. We used dummies related to three categories (strong, me-
dium, low) based on Bothner et al. (2019).  

Consumption           
Sectors 

The mitigation actions were divided into four different consumption sectors; food and recy-
cling, housing, mobility or other consumption. We built a dummy-variable for each sector.  

Level-2-predictor (Households’ characteristics) 

Households’            
Income 

The income of a household was measured as monthly per capita income in Euro to ensure 
comparability. As described earlier we used CUs to calculate the households’ capita income.  

Age We used the age of the person who had participated in the simulation to represent the house-
hold’s age. 

Gender We used the gender of the person who had participated in the simulation to represent the 
household’s gender respectively. 

Vegetarian Being a vegan or vegetarian is associated with being more concern about the environment 
(Janssen et al., 2016; Mullee et al., 2017; Pribis et al., 2010; Radnitz et al., 2015). We there-
fore used a vegetarian diet as an indicator for greenness and built a dummy-variable to spec-
ify whether the majority of the household was vegetarian or not. 

Education  

 

To operationalize the factor education the highest education attainment within the household 
was divided into three categories based on the International Standard Classification of Educa-
tion (ISCED). Our first category included all household up to the ISCED-level 2 (lower sec-
ondary school). All households with ISCED-level 3 (upper secondary education) or 4 (post-
secondary non-tertiary education) were part of the second category. The last category in-
cluded all households with ISCED-level 5 or higher (Bachelor degree or equivalent and be-
yond).  

Health-Information Half of the participants received information about health effects the mitigation measure would 
have for the household. We included a dummy variable in the analysis that indicating if a 
household did or did not received health information.  

Country-location To control for country specific effects, we constructed dummies for each country; France, Ger-
many, Norway, and Sweden.  

Table 1: Operationalization of outcome and predictor variables.                   
The given table provides an overview about the outcome and predictor variables used for the regression models.  
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2.2 Statistical modelling 

We applied logistic regression models to estimate the effect of different predictors on the prob-

ability that a mitigation action was chosen (Sommet and Morselli, 2017). The hierarchical data 

means the climate mitigation actions (level-1 units) are nested within households (level-2 units). 

We had 300 households participating in the simulation, with each household given a choice of 

65 mitigation actions resulting in 19,650 level-1 units (302*65 mitigation actions) and 302 

level-2 units (households). Since not all households were able to choose all actions (e.g. they 

do not have a car or live for rent), the original number of level-1 units decreased to 15,146. 

Standard logistic regression, however, was incompatible with our hierarchical dataset as the 

assumption that observations are independent was violated. The resultant average correlation 

between variables measured on level-1 units from the same level-2-unit (cluster) would there-

fore be higher than the average correlation between variables measured on level-1-units from 

different level-2-units (Hox, 2010) . This would lead to an underestimation of the standard error 

and an overestimation of significance. This is especially relevant for our study where the large 

samples with small dependence can lead to a large bias (Hox, 2010). We therefore applied 

multi-level logistic regression. In contrast to other methods for handling hierarchical data struc-

tures (such as using dummies for the superordinate level), multi-level-models allow us to esti-

mate the relationship between level-1 and level-2-predictors. In comparison to a standard lo-

gistic regression model, we assumed that the intercept and thus the log odds for the outcome 

variable varied between the level-2-units (Hox, 2010) enabling us to use the following formula: 

(1) 𝐿𝑜𝑔𝑖𝑡(𝑜𝑑𝑑𝑠) =  𝐵00 + 𝑢0𝑗  (Sommet and Morselli, 2017) 

Where B00 is the fixed intercept estimated through all level-1-units, u0j estimated the variation 

of the intercept for each cluster (level-2-units).  

The formula above (1) represented a random-intercept-model, which we expanded to a random-

slope-model to account for the cluster to cluster variation of a level-1-predictor (Hox, 2010; 

Sommet and Morselli, 2017): 

(2) 𝐿𝑜𝑔𝑖𝑡(𝑜𝑑𝑑𝑠) = 𝐵00 +  𝑢0𝑗 + (𝐵10 + 𝑢1𝑗) ∗  𝑥𝑖𝑗 (Sommet and Morselli, 2017) 

Where B00 is the fixed intercept, B10 which is estimated for all level-1-units is the general effect 

(fixed slope) of predictor xij, and u1j accounts for the effect variation through the level-2-units 

(Sommet and Morselli, 2017). Considering we wanted to estimate the effect of level-2-predic-

tors we have expanded the formula (2) to include level-2-variables: 
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(3) 𝐿𝑜𝑔𝑖𝑡(𝑜𝑑𝑑𝑠) =  𝐵00 + 𝑢0𝑗 + (𝐵10 + 𝑢1𝑗) ∗ 𝑥𝑖𝑗 + 𝐵01 ∗ 𝑍𝑗 (Sommet and Morselli, 

2017) 

Here, B01 is the general effect of the level-2-variable (Zj,) which we calculated through the level-

2-units.  

Our use of multi-level analysis prompted us to decide between group-mean-centring, where the 

group’s mean was subtracted from the individual scores and grand-mean-centring where the 

mean of all individuals is calculated and subtracted from the individual scores (Hox, 2010). 

Nevertheless, both options have different interpretations requiring us to have an explicit link to 

the research question (Hox, 2010). We conducted grand-mean-centring of level-2-variables be-

cause some level-2-predictors in our data cannot be subject to numeric centring at 0, for exam-

ple the age of interviewed household member (Enders and Tofighi, 2007). 

3 Results 

3.1 Descriptive statistics 

The distributions and descriptive statistics of our outcome and predictor variables are presented 

in Table 2. From the overall 15,146 available actions the households chose 3,926 actions (ap-

proximately 25% of all mitigation action and around 13 actions per household). Our graphical 

representation of the predictors (Figure 1) showed that the variable GHG-reduction, was 

skewed requiring a log transformation. We found that monetary effects and income per capita 

showed a wide range. For monetary effects, we observe that values ranged from -105.2% to 

99.8%, however, 98% of the observations fell between -11.5% to 20.7%. We therefore only 

included monetary effects observations between the 1st and 99th percentile to eliminate potential 

bias from the extreme values. We found that income per capita ranged between zero and 

10,000€ per month – excluding these two extremes revealed that income per capita was nor-

mally distributed around a mean of 2216€ per month. Binary/categorical variables in our dataset 

included behaviour change, consumption categories, education, gender, being vegetarian and 

country of residence. 

 

 

 

 



8 
 

 

L
ev

el
-1

-P
re

di
ct

or
s 

Variables Class Mean Variance Std. Dev. 

Mitigation action chosen nominal 0.25 - - 

Monetary effects metric 0.66 29.57 5.44 

GHG-reduction metric 2.53 16.90 4.11 

Behavioural change - low nominal 0.60 - - 

Behavioural change - medium nominal 0.32 - - 

Behavioural change - strong nominal 0.08 - - 

Mobility nominal 0.20 - - 

Housing nominal 0.34 - - 

Food and Recycling nominal 0.23 - - 

Other Consumption nominal 0.23 - - 

L
ev

el
-2
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di
ct
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Income per Capita metric 2216.03 986323.3 993.14 

Age households metric 46.21 244.91 15.65 

Vegetarian nominal 0.09 - - 

Education low nominal 0.08 - - 

Education medium nominal 0.43 - - 

Education great nominal 0.49 - - 

Health Information nominal 0.50 - - 

France nominal 0.23 - - 

Germany nominal 0.35 - - 

Norway nominal 0.23 - - 

Sweden nominal 0.19 - - 

Table 2: Descriptive statistics for outcome and predictor variables.              
The class, mean, variance and standard deviation, split by level-1 (mitigation actions) and level-2 (household char-
acteristics) predictors. For nominal predictors only the mean was calculated.  
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Figure 1: Distributions of metric predictors.                      
The figure depicts the distribution of the metric predictors GHG-reduction, income and age. Based on the distri-
butions we decided to do a log transformation of the predictor GHG-reduction. For income we limited the range 
to between the 1st and 99th percentile. 

3.2 Model interpretation 

The results of our four different random-intercept-models are presented in Table 3. Model (M1) 

and model (M2) comprised purely of level-1-predictors, however, GHG-reduction is log trans-

formed in model 2. Model 3 (M3) and model 4 (M4) additionally include level-2-predictors. 

We grand-centred household income and age in model 4, which led to the respective mean 

values, and not zero being used as the intercept. Details on model 5 and 6 are presented in Table 

5. Model 5 (M5), represented a random-slope model where the effects of behaviour change-

strong and other consumption varied across households. Model 6 (M6), also a random-slope 

model included cross-level-interactions for the behavioural change, other consumption, age, 

health information and the country dummy France.  

The monetary effects of an action in model 1 had no significant influence on the probability 

that an action was chosen. We found that the odds ratio of GHG-reduction, behaviour change, 

housing, food and recycling and other consumption did significantly affect choice of action. 
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Using M2, we found that actions which require medium and strong behavioural change had a 

lower chance of being chosen by households relative to actions which require low behavioural 

change. In comparison to the mobility sector, we observed that participants were more likely to 

choose mitigating their carbon footprints in the housing, food and recycling and other consump-

tion sectors. For example, food actions had a 139.4% higher chance of being selected in com-

parison to a mobility action. Model 2 built on model 1 by taking the log of GHG-reduction. 

Here, we found that the effect of GHG-reduction became insignificant and the odds ratio for 

consumption became significant (p=0.10). 

 



11 
 

 

 Mixed-effect logistic Regression Models 
 M1 M2 M3 M4 
Level-1-Predictors      
Monetary effects 1.009 1.005 1.004 1.004 
 (p=0.211) (p=0.462) (p=0.558) (p=0.558) 
GHG-reduction 0.972***    
 (p=0.000)    
GHG-reduction  
(log transformed) 
 

 0.971 
(p=0.341) 

0.963 
(p=0.221) 

0.963 
(p=0.221) 

Behavioural Change - me-
dium 

0.598*** 0.612*** 0.614*** 0.614*** 

 (p=0.000) (p=0.000) (p=0.000) (p=0.000) 
Behavioural Change - strong 0.158*** 0.150*** 0.152*** 0.152*** 
 (p=0.000) (p=0.000) (p=0.000) (p=0.000) 
Housing 1.216*** 1.224*** 1.234*** 1.234*** 
 (p=0.003) (p=0.002) (p=0.002) (p=0.002) 
Food and Recycling 2.394*** 2.402*** 2.428*** 2.428*** 
 (p=0.000) (p=0.000) (p=0.000) (p=0.000) 
Other consumption 1.073 1.122* 1.120* 1.120* 
 (p=0.287) (p=0.084) (p=0.093) (p=0.093) 
Level-2-Predictors      
Households’ Income    1.000  
   (p=0.871)  
Households’ Income (grand-
mean-centered) 

   1.000 
(p=0.871) 

Age   0.992***  
   (p=0.002)  
Age 
(grand-mean-centered) 

   0.992*** 
(p=0.002) 

Gender (male)   0.818** 0.818** 
   (p=0.012) (p=0.012) 
Vegetarian   1.315* 1.315* 
   (p=0.051) (p=0.051) 
Education low   1.035 1.035 
   (p=0.834) (p=0.834) 
Education medium   0.960 0.960 
   (p=0.623) (p=0.623) 
Health information   1.153* 1.153* 
   (p=0.062) (p=0.062) 
Norway   0.999 0.999 
   (p=0.991) (p=0.991) 
France   1.213* 1.213* 
   (p=0.074) (p=0.074) 
Sweden   1.089 1.089 
   (p=0.428) (p=0.428) 
     
Constant 0.324*** 0.307*** 0.422*** 0.288*** 
 (p=0.000) (p=0.000) (p=0.000) (p=0.000) 
Variance Constant 0.346 0.345 0.295 0.295 
     
Observations 15,146 15,146 14,706 14,706 
Numbers of groups 302 302 293 293 

Table 3: Random-Intercept-Models.                      
The effect of the level-1 and level 2 predictors is given as an odds ratio for models 1, 2, 3 and 4. An odds ratio 
(OR) smaller 1.0 means that the probability that an action was chosen decreased. An odds ratio greater 1.0 means 
that the probability increased. * refers to 10% significance level, ** refers to 5% significance level and *** refers 
to 1% significance level. The p-values are presented below the ORs.  
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In model 3, which included level-2-predictors we found significant effects for age, gender and 

being vegetarian as well as for provision of health information and the country dummy France3. 

Younger people had a higher chance of choosing mitigation actions compared to older persons, 

resulting in younger participants selecting more mitigation actions than older ones. We found 

that a with every one-year increase in age the probability of choosing a mitigation action de-

clining by 0.8%. This effect was homogenously detected across the entire age range. A 40-year-

old, for example, has on average an eight percent lower chance of selecting mitigation actions 

compared to a 30-year-old person (this is also true, if we compared a 20-year-old-person with 

a 30-year-old person and other decade age gaps). Moreover, men compared to women had an 

18.9% reduced probability of choosing a mitigation action, which means men chose fewer ac-

tions than women. Vegetarians had a 28.0% higher chance of choosing a mitigation action com-

pared to non-vegetarians. Participants that received information about the health co-benefits of 

mitigation actions had a 15.3% higher chance of selecting a mitigation option. Moreover, we 

found an effect where French households relative to German households had a 21% higher 

chance of choosing a mitigation action. The odds ratios of household income, education and 

country dummies were insignificant. In model 4, the centring of variables household income 

and age resulted in a different intercept (0.288 compared to 0.422).  

To answer our third research question regarding the interaction effects between characteristics 

of mitigation actions and socio-economic characteristics on households’ stated mitigation 

choices?” we conducted a likelihood-ratio-test (LR-Test). The LR-Test (see Table 4) indicates, 

if the random-slope model performs significantly better than the random-intercept-model. If the 

effect of the level-1-predictors varies across households, a random-slope model (which allows 

for effect variation through level-2-units) should statistically perform better. This indicates that 

the effect of the level-1-predictors (characteristics of mitigation actions) is not independent 

from the characteristics of the households. We found that most level-1-predictors presented 

similar log-likelihood ratios when run as a random-slope-model in comparison to a random-

effect-model, indicating that household characteristics do not affect the probability of choice of 

mitigation action. The categories requiring strong behaviour change and other consumption 

performed significantly better as a random-slope model than a random-intercept model - the 

3 The level-2-predictors refer to the household level. Hence, the predictors told us if households with specific 
characteristics had in general a higher chance to choose mitigation action. In contrast, the level-1-predictors esti-
mated if a specific mitigation action had a higher chance to be chosen by households based on the action charac-
teristics.  
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effect of these two predictors therefore depended on the household’s characteristics. To iden-

tify, which characteristics influenced the effect of level-1-predictors we ran a series of random-

slope models including interactions between the featured level-1-predictors and each level-2-

predictor. We found four significant interactions (see Figure A1-A4 in appendix):  

1. An interaction between other consumption and the gender of a household.  

2. An interaction between strong behaviour change and age of a household. 

3. An interaction between strong behaviour change and receiving health co-benefits infor-

mation.  

4. An interaction between strong behaviour change and the country-dummy France. 

Model Log likeli-
hood 

LR-test-sta-
tistic 

p-value Significant 

Model_0  
(Random-Intercept) 

-7677.6177    

Model_I  
(Random-Slope: Monetary effects) 

-7677.0674 1.10 0.294 NO 

Model_II  
(Random-Slope: GHG-reduction) 

-7676.9763 1.28 0.257 NO 

Model_III 
(Random-Slope: Behavioural change - me-
dium) 

-7677.0758 1.08 0.298 NO 

Model_IV 
(Random-Slope: Behavioural change - strong) 

-7675.6225 3.99 0.046 YES 

Model_V 
(Random-Slope: Household) 

-7677.2277 0.78 0.377 NO 

Model_VI 
(Random-Slope: Food and Recycling) 

-7676.3317   2.57 0.109 NO 

Model_VII 
(Random-Slope: Other Consumption) 

-7647.7214 59.79 0.000 YES 

Table 4: Likelihood-Ratio-Test                   
The Likelihood-ratio-test (LR-Test) for the different level-1-predictors indicated whether the random-slope model 
or random-intercept-model was better. If the effect of the level-1-predictors generally varies across households, a 
random-slope model (which allows for effect variation through level-2-units) performs better statistically. We 
showed that the effect of the level-1-predictors were not independent from the characteristics of the households. 
The random-models were compared to the fourth random-intercept-model (M4). 

Table 5 presents values for two different random-slope-models. M5 is similar to M4 with the 

exception that we allowed effects of strong behaviour change and other consumption to vary 

through the households. M5 yielded similar results to previous random-intercept models, with 

the exception of other consumption and the dummy variable “France” losing statistical signifi-

cance. Based on our knowledge that effects of the two level-1-predictors (behavioural change 

strong and other consumption) varied across households, we further investigated which house-

hold characteristics caused these variations. We therefore looked for interactions between 

strong behaviour change and other consumption with level-2-predictors to identify whether a 

significant interaction term materialised (M6). We found a significant interaction between other 
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consumption and gender in M6 - men were less willing to choose mitigation actions under other 

consumption than women. For strong behaviour change we observed three significant interac-

tion terms. First, with age - older people had a higher chance of selecting actions that required 

strong behavioural change. Second, when provided health co-benefit information people had a 

lower probability of choosing an action that necessitated strong behaviour change. Third, 

French households were more willing to choose actions related to strong behaviour change than 

German ones. Additionally, if we compared M5 and M6 we found that the effect variance be-

came smaller indicating that part of the effect variance depends on the households’ character-

istics.  
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 Mixed-effect logistic Regression Models 
 M5 M6 
Level-1-Predictors    
Monetary effects 1.005 1.004 
 (p=0.493) (p=0.553) 
GHG-reduction (log transformed) 
 

0.961 
(p=0.201) 

0.961 
(p=0.199) 

Behavioural Change - medium 0.609*** 0.610*** 
 (p=0.000) (p=0.000) 
Behavioural Change - strong 0.114*** 0.136*** 
 (p=0.000) (p=0.000) 
Housing 1.228*** 1.226*** 
 (p=0.002) (p=0.002) 
Food and Recycling 2.405*** 2.399*** 
 (p=0.000) (p=0.000) 
Other consumption 0.975 1.131 
 (p=0.765) (p=0.199) 
Level-2-Predictors    
Households’ Income (grand-mean-centered) 
 

1.000 
(p=0.771) 

1.000 
(p=0.770) 

Age (grand-mean-centered) 
 

0.992*** 
(p=0.002) 

0.992*** 
(p=0.001) 

Gender (male) 0.847** 0.890 
 (p=0.027) (p=0.127) 
Vegetarian  1.269* 1.270* 
 (p=0.074) (p=0.073) 
Education low 1.000 0.997 
 (p=0.999) (p=0.984) 
Education medium 0.967 0.966 
 (p=0.666) (p=0.660) 
Health information 1.183** 1.199** 
 (p=0.020) (p=0.013) 
Norway 0.979 0.978 
 (p=0.839) (p=0.836) 
France 1.183 1.162 
 (p=0.100) (p=0.144) 
Sweden 1.054 1.056 
 (p=0.604) (p=0.597) 
Cross-level-interactions   
Other consumption (1) # Gender (1)  0.668*** 
  (p=0.003) 
Behavioural Change - strong  # Age (grand-mean)  1.030*** 
  (p=0.000) 
Behavioural Change - strong (1) # Health Information (1)  0.568** 
  (p=0.028) 
Behavioural Change - strong (1) # France (1)  1.961** 
  (p=0.015) 
   
Constant 0.292*** 0.286*** 
 (p=0.000) (p=0.000) 
Variance (Behavioural Change - strong) 0.703 0.356 
Variance (Other Consumption) 0.538 0.510 
Variance (constant) 0.234 0.235 
   
Observations 14,706 14,706 
Numbers of groups 293 293 

Table 5: Random-Slope-Models                     
The effect of the predictors is given as an odds ratio. An odds ratio (OR) smaller 1.0 means that the probability 
than an action is chosen decreases. An odds ratio greater 1.0 means that the probability increases. * refers to 10% 
significance level, ** refers to 5% significance level and *** refers to 1% significance level. The p-values are 
presented below the ORs. 
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4 Discussion 
In this chapter, we deal with our three research questions, in turn. 

(I) Which characteristics of mitigation actions impact households’ mitigation choices? 

Our analysis of six different types of regression models show four main results: First, financial 

incentives (savings associated with mitigation actions) were not a significant factor for moti-

vating participants to choose mitigation actions, contrary to some previous findings (Lange et 

al., 2017; Schwirplies, 2020; Schwirplies and Ziegler, 2016). Second, the willingness of house-

holds to implement mitigation actions does not increase when actions resulted in larger carbon 

footprint reduction. Third, we found that study participants favoured mitigation actions when 

the action did not involve strong behaviour change, so to day drastic shifts in existing habits 

and practices - results corroborated by other studies (Bothner et al., 2019; Gowdy, 2008; Sköld 

et al., 2018; Whitmarsh, 2009). Fourth, our study participants chose food and recycling miti-

gating actions over mobility, housing or other consumption actions. One explanation for this 

finding is that the food sector has a minimal ‘lock-in’ period – giving consumers’ flexibility in 

their daily choices and a high degree of personal autonomy (Weber and Matthews, 2008). In-

deed, we calculated that selecting only the ten food and recycling actions with the highest GHG-

reduction potential could reduce the household carbon footprint by up to 30%. Rather than 

simply relying on instruments of self-governance, policies should actively steer consumers to-

wards mitigation actions in the mobility and housing sectors  where choosing fewer mitigation 

choices can add up to large carbon footprint reductions, such as promoting infrastructure and 

providing financial incentives for  electric cars and/or making cycling and public transport more 

accessible, affordable and appealing (Held and Gerrits, 2019; Herrmann et al., 2020; Lopes 

Toledo and La Lèbre Rovere, 2018; Moberg et al., 2019). The other consumption category did 

not yield consistent significant effects across our models.  

(II) Which households’ characteristics influence households’ mitigation choices?  

We found four significant effects of level-2-predictors. First, women had a higher probability 

to choose mitigation actions than men, as previously shown in the literature (Akter and Bennett, 

2011; Thaller et al., 2020). This observation is potentially driven by women having a deeper 

understanding and/or concern about climate change and nature relative to men (Agho et al., 

2010; Korkala et al., 2014; Semenza et al., 2011), and men being more sceptical about climate 

change (Tranter and Booth, 2015). However, we found that the significant effect of gender 
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disappeared after we introduced the interaction term between gender and the “other consump-

tion” category. Since this interaction term is significant this indicates that women have a higher 

probability to choose mitigation actions but only for mitigation actions of the “other consump-

tion” category (we will come back to this later). Second, our current findings suggest that older 

people were choosing fewer mitigation actions than younger people. Semenza et al. (2008) re-

port similar findings, attributable to apathetic attitudes of older citizens. Third,  in support of 

findings by Whitmarsh and O'Neill (2010) vegetarians were 31.5% more agreeable to choosing 

climate mitigation actions. Fourth, providing health information in the current study led to a 

higher probability to choose climate mitigation actions. Health benefits can be viewed favour-

ably because they are direct, tangible and manifest quickly in comparison to environmental 

benefits (Amelung et al., 2019). Our results are supported by the finding of Hermann et al. 

(2020) which showed that health is an important factor in households’ decision making. 

(III) What are the interactions effects between characteristics of mitigation actions and char-

acteristics of households’? 

In response to our third research aim, we found four main results. First, the effect of two level-

1-predictors, namely “strong behaviour change” and “other consumption” varied across house-

holds, whereas the remaining level-1-predictors did not. Strong behaviour change was influ-

enced by three household characteristics including age, receiving information on health co-

benefits and country of residence. Even though older residents had chosen fewer mitigation 

actions, we found they opted for strong behaviour change options. This might be due to the fact, 

that retirement and old age acts as a turning point in life, that enables households to implement 

mitigation actions requiring strong behavioural change, such as moving to a smaller apartment 

or ending personal car-use (Dubois et al., 2019; Sovacool et al., 2018). Furthermore, it is pos-

sible that older people have more flexibility over using disposable income as their commitments 

change, i.e. children move out, enabling purchase of an electric car. Nevertheless, our data does 

not permit to conclude, whether choosing more actions or choosing actions with stronger be-

haviour change, leads to higher carbon footprint reduction.  

Second, receiving health co-benefit information increased households’ probability of choosing 

mitigation actions. Households that receive health information, however, had a lower chance of 

choosing actions that required drastic behaviour change. This finding could be a statistical ar-

tefact considering nine out of 11 actions associated with health effects required only small to 

medium behaviour change. It is also plausible that the simple act of providing health co-benefit 
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information nudged participants to choose the mitigation options associated with health effects 

rather than actions requiring strong behaviour change.  

Third, French households were more willing to implement actions that required strong behav-

iour change. Evidence indicates that French respondents thought climate change relative to 

other national issues was a more pressing issue in comparison to Germans (Steentjes et al., 

2017). Similarly, moral concern for climate change – an important indicator of policy support 

was also higher in France than Germany (Doran et al., 2019). Another possible explanation is 

that events such as the 2003 heatwave prompted widespread behaviour change and societal 

action trickling down to the household level in France (Steentjes et al., 2017). Having first-hand 

experience of climate change issues maybe important for promoting behaviour change. Further 

research is warranted to decipher the regional differences in behaviour change responses to 

cope with climate change. 

Fourth, we found a significant interaction between gender and the category other consumption, 

which tells us that women indeed did not choose in general more mitigation action but for mit-

igation actions of the “other consumption” category. Hence, our findings indicate that policies 

aimed at women and the consumption sector can potentially lead to reductions in carbon foot-

print. 

5 Conclusions 
Our current paper investigated the impact of mitigation actions and households’ characteristics 

as well as the interplay between these factors in reducing carbon footprints of households. We 

found that mitigation actions in the food and recycling sector and actions that did not require 

strong behaviour change have a higher probability of being selected by households. Interest-

ingly, financial incentives did not persuade households to reduce their carbon footprint to a 

greater extent. Therefore, financial incentives may need to be paired with changing the cultural 

attitudes and reducing the hurdles for behaviour change (i.e. disincentives’ car use and improve 

the accessibility, costs and ease of public transport use). In terms of households’ characteristics, 

we found older households choose fewer actions than younger ones, vegetarians and households 

that received health co-benefit information had a higher chance of choosing mitigation actions. 

Evoking health co-benefits of climate change mitigation actions seems to be a promising way 

of promoting climate mitigation actions. While these findings are stable over all households, 

we find some significant interactions between the characteristics of mitigation actions and 
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households characteristics, such as older people being readier to implement actions, which re-

quire strong behaviour change. This suggests that promoting specific mitigation measures for 

households with special characteristics, such as selling a household’s (second) car after retire-

ment, could be a further way to reduce households' carbon footprints. 
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Appendix 

Figure A1: Margins Plot Interaction behavioural change strong and Age 

The Figure shows the cross level interaction between variables behavioural change strong and age of households. 
The variable age is grand-mean-centred, which means that the zero point is set to the average age of the house-
hold’s (46.21). As the graph shows with a rising age, the negative effect of the category behavioural change strong 
disappears. This is statistically significant over the whole range of the age variable.  
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Figure A2: Margins Plot Interaction behavioural Change strong and health Information 

The Figure shows the cross level interaction between variables behavioural change strong and health information. 
As the graph shows, if households get information about the health effect of mitigation actions the negative effect 
of the category behavioural change strong increases.  
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Figure A3: Margins Plot Interaction Behavioural Change strong and France 

The Figure shows the cross level interaction between variables behavioural change strong and the country dummy 
France. As the graph shows, for French households the negative effect of the category behavioural change strong 
is smaller compared to German once.  
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Figure A4: Margins Plot Interaction Consumption and Gender 

The Figure shows the cross level interaction between variables other consumption and gender. The graph shows 
that the effect of other consumption turns form a positive to a negative effect depended on the gender of the 
households. This means that the probability to choose another consumption action differs depended on the gender. 
For males it is lower than for females. However, the original effect of the other consumption category is still 
insignificant.  
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Abstract: The number of emission trading and carbon taxation schemes implemented has grown
rapidly over the past decade. Together, they cover approximately 16% of global greenhouse gas
(GHG) emissions. Although more than two-thirds of global GHG emissions are related to household
consumption, approaches that directly target households, such as personal carbon trading (PCT), do
not play a role in the fight against climate change. This is especially puzzling as measures taken so far
are not sufficient to reach the 2 ◦C target. One clue to solving this puzzle comes from political science
in the form of the multiple streams approach, which defines criteria that a policy proposal must meet
to become part of the political agenda. Based on these criteria, this article conducts a systematic
review on PCT to clarify why PCT does not play a role in the reduction of GHG emissions. The results
show that there are three main problems with the PCT proposal. First, scholars often criticize the
set-up costs as well as the running costs of such a system. Second, there is no clear consensus within
the research community on public acceptance of PCT. Third, it is still unclear whether politicians are
receptive to PCT or not.

Keywords: personal carbon trading; multiple streams approach; carbon pricing; PRISMA

1. Introduction

The present decade is essential in the fight against global warming. According to the
IPCC, the peak in annual greenhouse gas (GHG) emissions must be reached in the period
between 2020 and 2030, so that the international community has a real chance of meeting
the 1.5 ◦C target [1,2]. Although initial efforts to reduce GHG emissions have been made
with the implementation of the Kyoto Protocol and the ratification of the Paris Agreement,
the successes achieved so far remain sobering. In the period between 2000 and 2010, annual
global GHG emissions increased by an average of 2.5 percent per year [1] (p. 46). Even
though a lower average growth rate of 1.3 percent was recorded for the following years,
the peak of annual GHG emissions does not seem to have been reached yet. For the year
2018, a renewed increase in the growth rate to 2.0 percent was registered [3] (p. 14). The
international community must therefore drastically reduce global annual GHG emissions
in the coming years in order not to miss the 1.5 ◦C target [4].

While there are many options for reducing greenhouse gases, in recent years carbon
pricing has become not only a preferred option but a global norm in the fight against
global warming [5]. As a result, the number of implemented pricing systems has increased
rapidly. By December 2020, 60 carbon price initiatives were implemented, covering 16% of
global greenhouse gas emissions [6]. The most common forms of carbon pricing are either
carbon taxation or emission trading. Thirty-two of the implemented systems are carbon
taxes and twenty-eight are emission trading schemes (ETS). However, in the shadow of
these well-known pricing systems, many experimental systems have developed which
can be subsumed under the label “personal carbon trading” (PCT). PCT transfers the
idea of emissions trading to the level of private households. Each household receives an
annual GHG budget in the form of GHG certificates. These certificates must be used for
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GHG-intensive activities (such as air travel). Households that have used up their budget
must buy certificates from households that have not used their budget [7]. Compared to
a carbon tax or ETS, which indirectly affects households because producers pass on the
additional cost of a tax or ETS to consumers [8] (pp. 70–72), [9] (p. 341), PCT addresses
households directly through a personal GHG budget and thus has a different and new
incentive structure (please note that both a carbon tax and an ETS can be implemented as
downstream or upstream systems. While in a downstream system, fossil fuel consumers,
i.e., GHG emitters, must pay the tax or purchase allowances, in an upstream system, fossil
fuel (oil, gas, and coal) producers and importers must pay the tax or hold the required
allowances [10]. However, under both schemes, there is a price increase for GHG-intensive
products, which affects private households [8]. PCT is also characterized as a downstream
system, but unlike an ETS, a PCT system (PCTS) is based at the household level rather than
the corporate level). Many scientists agree that the incentive structure of PCT is superior to
current systems when it comes to household emissions [11–15]. Nevertheless, so far, no
PCT system has been introduced. This is particularly surprising against the background
that, according to Hertwich and Peters [16], private households, with their consumption
behavior, are responsible for about 72% of global greenhouse gas (GHG) emissions. Hence,
this article addresses the following research question: Why does PCT not play a role in the
reduction of GHG emissions although carbon pricing in general has become increasingly important
in recent years?

To answer this question, I rely on the multiple streams framework (MSF), a theoretical
framework highly popular in policy analysis [17]. The aim of the MSF is to answer the
question of when a policy idea’s time has come [18] (p. 1). In order to do this, the MSF
divides the political system into three streams: the problem stream, the policy stream,
and the political stream [18–20]. The advancement of a policy idea to the political agenda
becomes likely when the three streams are “ripe”, a policy window is open and a policy
entrepreneur succeeds in coupling the three streams [18] (pp. 196–208), [19,20]. In this
study, I focus on the policy stream which incorporates five “criteria of survival” (technical
feasibility, financial feasibility, public acceptance, normative acceptance, and receptivity
among decision-makers) that must be met by a policy idea to “survive” in the policy
stream and to have a chance to enter the political agenda [20,21] (p. 21). The selection
criteria incorporated in the MSF are a good starting point for a systematic literature review
conducted on the basis of the systematic protocol of “Preferred Items for Systematic Review
Recommendations” (PRISMA). The review provides an explanation for why PCT does not
play an important role in the reduction of greenhouse gases by showing that PCT does not
meet the criteria of financial feasibility as well as public acceptance.

2. Personal Carbon Trading—A Short Overview

The idea of PCT came up at the end of the 20th century with articles published by Flem-
ing [22] and Hillman [23]. Both presented ideas in which private households would receive
a personal GHG budget. While Hillman presents a system of personal carbon allowances
(PCAs) that explicitly focuses on households, Fleming’s idea of tradeable energy quotas
(TEQs) also involves businesses and government organizations to create a comprehensive
GHG market [7]. Those ideas formed the basis for serious policy proposals [24,25].

However, the detailed design of a PCT system (PCTS) is variable and depends on the
scope, total number, and distribution of allowances, as well as the system for monitoring
and trading. As with the implementation of an ETS, the scope of a PCTS must initially be
defined. From a theoretical point of view, it seems desirable to cover all GHG emissions,
but this is hardly feasible due to administrative constraints. Therefore, there are different
proposals [26] (pp. 330–331). For example, the PCAs system only covers GHG emissions
from household energy use and personal transportation, while Fleming’s TEQs have a
broader scope and attempt to cover GHG emissions from the entire economy by including
the corporate level [7,26]. In this context, it is also necessary to clarify whether only CO2
or all common GHG emissions should be included in the system. The next step is to
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determine the total number of allowances and their distribution among private households.
Since the environmental effectiveness of a PCTS depends on the correct determination
and measurement of GHG emissions, it is necessary to establish an appropriate scheme
for measuring and determining GHG emissions. This is especially true in the private
household context [27–29]. There must also be a plan to reduce allowances over time. This
plan is often based on national climate mitigation targets. The distribution of allowances
to households is highly controversial and contains some normative issues [30–33]. The
simplest solution seems to be an equal distribution to all residents. However, some groups
might then be disadvantaged because of their circumstances. Therefore, there are ideas
to increase the number of allowances for people with difficult living conditions (diseases,
disabilities, etc.) [30] (p. 15). In addition, the number of allowances could also be linked to
the climatic conditions of the place of residence, i.e., people living in colder areas would
receive more allowances [30] (p. 15). The heart of any PCTS is a system for monitoring
and trading allowances. Here, as well, there are different approaches [26,34]. The most
popular idea seems to be a CO2 debit card or app linked to a kind of bank account where
individual allowances are stored [25,26,34,35]. Under such an approach, the government
would transfer allowances to households on an annual or monthly basis. These allowances
could be bought or sold through the exchange system or a similar platform. The great
advantage of such a system is that the allowances are debited directly at the time of
purchase. Thus, GHG-intensive products or services could only be consumed if a person
holds the required number of allowances, making an additional penalty mechanism for
non-compliance unnecessary. However, there are other ideas for monitoring and trading
allowances, such as those based on compliance periods, as is the case with some ETSs [26]
(pp. 330–331).

As shown, there are several ways to vary the design of a PCTS, hence it is not sur-
prising that many ideas for budgeting household GHG emissions are circulating in the
research community [36]. However, all PCT proposals have the following characteris-
tics [37] (p. 354), [38,39]:

1. Each household or individual receives a limited GHG budget that allows GHG-
intensive activities.

2. The individual budget consists of tradeable allowances. If a household exceeds
its budget, it must buy additional allowances from someone who has a surplus of
allowances. This leads to the introduction of a price for carbon.

3. The budget is reduced over time.
4. The scheme is mandatory, not voluntary.

Unlike other pricing instruments, PCT directly targets individuals and their GHG
emissions. Given that approximately 72% of global GHG emissions are due to household
consumption [16], PCT seems to be a promising way to reduce GHG emissions. Pointing out
that individuals are the primary driver of emissions, some scholars argue that PCT trumps
current pricing schemes because it provides a different incentive structure that directly
targets households [12,14]. In addition, research has shown that there are some additional
benefits of PCT, such as redistributive effects or the avoidance of carbon leakage [40,41].

Nevertheless, to my knowledge, there is no PCTS that has been implemented yet. This
is particularly interesting as the number of carbon pricing initiatives has grown rapidly
over the last two decades. The MSF provides us with criteria to analyze the reasons for this
non-consideration of PCT in the fight against climate change.

3. The Multiple Streams Approach

First introduced by Kingdon [42], the MSF is a theoretical framework that has become
increasingly popular in political science [43]. The original idea of the MSF is to explain
why some policy ideas receive attention from policymakers and advance to the political
agenda, while other policy ideas are ignored. The MSF assumes that the political system
is organized anarchy, and is divided into three streams: the problem stream, the political
stream, and the policy stream. If a policy window opens and a policy entrepreneur uses it
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to couple the three “ripe” streams, a policy is likely to advance to the policy agenda and
thus has good chances to actually be implemented [19,20].

The problem stream consists of all potential issues that can be considered a problem
and become ripe when an issue is perceived as a problem. According to Kingdon [42]
(p. 116), this could be the case if there is a “mismatch between the observed conditions
and one’s conception of an ideal state”. Such a mismatch can be caused by changes in
crucial indicators, such as the rise of temperature levels, or by focusing on events, such
as heatwaves or wildfires [19] (p. 436). The political stream addresses the question of a
policy is in line with the interests of policymakers, powerful organized interests, and public
opinion (national mood). For the political stream, it is difficult to assess whether it is ready
for coupling because it is much more procedural compared to the other streams and the
indicators do not necessarily point in the same direction [20] (pp. 25–26). Empirical studies
therefore often rely on the examination of the political-administrative system [44]. The
policy stream contains the so-called “policy primeval soup” which consists of all policy
proposals floating around somewhere in the political system. Not every proposal is likely
to make it onto the policy agenda. Rather, the survival of a proposal depends on five
selection criteria within the policy stream [18] (p. 131). If there is an acceptable policy
proposal that meets the criteria of survival, the policy stream can be considered ripe.

Although the MSF is frequently used in policy research, policy scholars rarely use
all elements of the MSF due to the complexity of the approach [17] (p. 912). While this
is seen as a problem in parts of the MSF community, the flexibility of the MSF allows for
the adaptation of the framework to the research question at hand. In the context of this
systematic review, the policy stream is particularly relevant, as the rapid growth of carbon
pricing systems suggests that the problem and the political stream are generally ripe in
the case of carbon pricing. However, neither the problem stream nor the political stream
can explain why some pricing instruments are considered, and others are not. While the
problem stream is obviously ripe in the case of climate change, the political stream becomes
crucial when it comes to the adoption of a policy that has reached the governmental
agenda [19]. Thus, to explain why PCT has not even been seriously considered so far, we
have to take a deeper look at the policy stream.

As mentioned earlier, at the heart of the policy stream is a pool of different policy ideas
and proposals competing for political attention (the policy primeval soup). Through an
evolutionary process, the proposals that meet the selection criteria prevail [20] (pp. 22–24).
In this regard, policy experts which form the policy community play a crucial role, as they
develop, discuss, and promote policy ideas [20] (p. 23). For a policy proposal to reach
the political agenda it is thus necessary that the policy community supports the proposal.
Within the MSA, this is the case if the proposal meets five selection criteria: technical
feasibility, financial feasibility, public acceptability, normative acceptability, and receptivity
among decision-makers [20] (p. 24), [45] (p. 33).

Technical feasibility addresses the question of whether a proposal is implementable
based on the current state of technology, while the financial feasibility criterion addresses
the question of whether the proposal is generally financeable but also whether its benefit-
cost ratio is acceptable. Although a proposal may be both technically and financially
feasible, it is unlikely to be seriously considered if the anticipated public resistance to
the policy proposal is overwhelming. Therefore, public acceptance is another criterion
for survival. Related to public acceptance is receptivity among decision-makers. Since
politicians are first and foremost vote-seekers, these two criteria are generally closely
correlated [19] (pp. 439–440). The last criterion is the normative acceptance within the
policy community. This criterion describes the policy community’s general acceptance of
a policy proposal. For example, a Keynesian policy proposal might meet all of the other
selection criteria, but it will still be neglected in a monetarist policy community.

Based on these theoretical considerations, I argue that PCT has thus far not been
seriously considered because it fails to meet one or more of the outlined selection criteria.
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To test this hypothesis, I conducted a systematic literature review of peer-reviewed articles
from the policy community.

4. Materials and Methods

Following Kundu et al. [46] and Bandau and Ahrens [47], I am conducting a systematic
literature review with PRISMA. Introduced by Moher et al. [48], PRISMA aims to harmonize
and ensure the quality of literature reviews. For this purpose, PRISMA provides a 27-part
checklist and a four-phase flow diagram [49]. Since PRISMA was originally developed
for the health care sector, “some modifications of the checklist items or flow diagram will
be necessary in particular circumstances” [48] (p. 3). With a systematic literature review
on adaptation to climate change and the resilience of coastal agriculture in Bangladesh,
Kundu et al. [46] provide a good example for the use of PRISMA in empirical research.
Therefore, this study relies strongly on their approach.

In a first step, it is necessary to clarify the overall topic of the article as well as the
research question, followed by the identification of the relevant keywords (see Table 1).
Afterward I define inclusion and exclusion criteria. Since PCT was originally developed
and widely discussed in the UK, I only select articles written in English. Moreover, English
is the main language used in academia [50]. To ensure the quality of the selected articles,
only peer-reviewed articles will be considered for this review [46,47].

Table 1. Summary review protocol.

Review Steps Information

Title Personal Carbon Trading—Lost in the policy primeval
soup?

Research question

Why does PCT not play a role in the reduction of GHG
emissions although carbon pricing in general has
become increasingly important in recent years?

Which criteria of survival are not met by the PCT
approach?

Keyword search Personal Carbon Trading, Personal Carbon Allowances,
Personal Carbon Scheme, Tradeable Energy Quotas

Search protocol
“Personal Carbon Trading” OR “Personal Carbon
Allowances” OR “Personal Carbon Scheme” OR

“Tradeable Energy Quotas”
Search strategy and initial selection Title, keywords, abstracts

Database Web of Science, Science Direct

Inclusion and exclusion criteria

Inclusion: Articles that address one of the five criteria of
survival (technical feasibility, financial feasibility, public

acceptance, normative acceptance, receptivity among
decision-makers), articles written in English,

peer-reviewed papers.
Exclusion: Non-English and non-peer-reviewed articles

The “Web of Science” and “Science Direct” serve as databases. I use these two web
search engines because they contain two of the largest multidisciplinary and trustworthy
scientific databases. Since the original idea of PCT was developed by Fleming and Hillman
in 1997 and 1998 respectively, the time period chosen for the search is between 1997
and 2020.

The initial search via the “Web of Science” and “Science Direct” yields 222 poten-
tially relevant articles. To select articles for systematic review, a four-step process is
followed [46,48]. A summary is given in Figure 1. In the first step (identification), the dupli-
cate papers, as well as the papers not written in English and the non-peer-reviewed papers,
are excluded. After this step, 154 articles remain. For the screening step, I rely on the title,
the keywords, and the abstract to identify papers that have a focus on at least one of the
five survival criteria related to PCT. While 31 papers have such a focus, 123 are excluded
from the review. For the remaining 31 papers, eligibility is assessed by studying their full
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text. A standardized framework is used to collect information about the bibliography and
the methods (qualitative or quantitative) as well as the survival criteria addressed in an
article (see Appendix A.1. Framework for Data Collection). To be relevant to this review, an
article must address at least one of the five survival criteria. The evaluation of the criteria
must be part of the research, which excludes articles that mention criteria only in passing
and do not investigate them systematically. The eligibility step excludes 13 articles because
they do not make any statements about PCT with regard to the survival criteria. The final
review thus contains 18 articles, however, following Kundu et al. [46] (p. 3) an additional
snowball procedure is used to find articles that may be overlooked in common databases.
The snowball search is performed during the full-text review of the 31 articles that reach
the third stage. I consider the cited articles that explicitly refer to one or more survival
criteria. The articles identified by the snowball search are reviewed again. Six more articles
can be identified, so 24 articles are used for the analysis (The list of articles used for the
review can be found in Appendix A see Table A1. List of articles used).

Figure 1. Flow diagram (according to Moher et al. [48]).

The objective of this review is to indicate which of the survival criteria are met or not
met by the PCT approach. Therefore, it is necessary to establish rules on how to interpret
the findings of an article. The assessment of the criteria is evaluated as follows:



Sustainability 2021, 13, 4592 7 of 16

1. Negative: The author expresses concern about the introduction of a PCT because
of the criterion mentioned or sees the criterion as a general problem. Likewise, a
criterion is considered negative if it is seen as disadvantageous compared to other
policy alternatives.

2. Neutral: The author makes differentiated or contradictory comments on a criterion,
so that no clear assignment to the negative or positive category can be made.

3. Positive: The author comments positively on a criterion or sees it as an advantage over
other policy alternatives. A criterion is also considered positive if the author explicitly
expresses no reservations about the criterion and its impact on implementation.

The evaluation of normative acceptance follows a slightly different scheme (in
Appendix A.2. an overview can be found). After describing the method and data, I
will now present and discuss the results of the review in the following chapters.

5. Results

As mentioned above, this review contains 24 articles. However, not every article
addresses each survival criterion. While 14 articles provide assessments of technical
feasibility, 14 papers address financial feasibility, and 16 deal with public acceptance (see
Table 2). This is consistent with the observation of Fawcett [38] who mentioned that most
research is done on public acceptance of PCT. The scientific community rarely addresses
two of the survival criteria. First, normative acceptance, on which I could find only one
article, and second, receptivity among decision-makers, which is addressed by three articles.
Therefore, this review can hardly make reliable statements about these two criteria but
shows that there is a research gap that needs to be filled. This is of particular interest to
policy scholars, but also to practitioners (e.g., NGOs) trying to push PCT forward. While
research interest in PCT has increased in recent years (even outside the UK), systematic
research on implementation (and barriers) is still at an early stage.

Table 2. Overview of survival criteria and assessment.

Survival Criteria Review Assessment 1 Number of
Reviewed Articles Article Assessments

Technical Feasibility X 14
Positive: 79%
Neutral: 0%

Negative: 21%

Financial Feasibility X 14
Positive: 29%
Neutral: 0%

Negative: 71%

Public Acceptance - 16
Positive: 50%
Neutral: 19%

Negative: 31%

Normative
Acceptance - 24

Positive: 38%
Neutral: 42%

Negative: 21%
Receptivity among
Decision-Makers ? 3 Positive: 33%

Negative: 67%
1 “X” indicates that PCT meets a criterion, “X” indicates that PCT does not meet a criterion, “-” indicates that
clear assessment is not possible, and “?” indicates that there is not enough empirical data for evaluation.

In addition to these findings, the review indicates that the majority of research on PCT
is qualitative. Of the 24 articles reviewed, 16 use qualitative methods, 5 use quantitative
methods, and 3 conducted a mixed-method design. It is worth noting that the methods
used differ depending on the survival criterion; while researchers often rely on qualitative
case studies or reviews for technical and financial feasibility, statistical models are more
common for the public acceptance criteria (I return to this later). It should also be noted
that many of the studies are conducted in the context of the United Kingdom. This is not
surprising, as PCT has only been seriously discussed in the UK so far [26,38].



Sustainability 2021, 13, 4592 8 of 16

5.1. Technical Feasibility

As Table 2 shows, the assessment of technical feasibility (the technical feasibility crite-
rion refers only to technical barriers to implementation. Legal or moral considerations are
not taken into account) seems to be quite clear, 79% of the reviewed articles do not see tech-
nical aspects as a general problem for the implementation of a (PCTS). Often, researchers
conclude that there are generally no technological barriers to the implementation of PCT
for example [7] (p. 6871), [12,51]. However, most of these articles use qualitative methods,
particularly literature reviews (8 from 14 articles). It is noticeable that the studies often refer
to a central study by the Department for Environment, Food and Rural Affairs (DEFRA)
of the United Kingdom. In 2006, Secretary of State David Miliband began promoting the
idea of personal carbon allowances. As a result, DEFRA was commissioned to conduct a
pre-feasibility study on PCT [12,38]. This comprehensive study was completed in 2008 and
addressed a variety of issues related to PCT, including: equity and distributional impacts,
social acceptability, economic and technical feasibility as well as effectiveness. [12]. While
the DEFRA overall concludes that PCT is a policy “ahead of its time”, it also mentions that
“no insurmountable technical barriers were identified to the introduction of a personal car-
bon trading scheme [ . . . ]” [52] (p. 3). When it comes to assessing the technical feasibility
of PCT, many authors refer to DEFRA’s opinion. An exception is the article by Al-Guthmy
and Yan [53], which uses road transport in Kenya as an example to show how a PCTS
could be integrated into existing infrastructure, highlighting potential opportunities and
barriers. Overall, they conclude that both infrastructure and cost are not significant barriers
to implementing a PCTS [53] (p. 1152). To be clear, the research is focused on Kenya and
thus it is difficult to generalize the result. Nevertheless, the authors mentioned, “Even
though our work focused on Kenyan road transport, it provides a reasonable starting point
for consideration by other developing countries and would benefit from complementary
research in other major sectors, such as agriculture (for example through policies such as
Payment for Environmental Services)” [53] (p. 1156).

However, there are also studies that are more critical. For example, Brohé [54] points
out that it is technically difficult to capture transboundary emissions when a PCTS is
implemented nationally or regionally. This seems especially important for border regions
in the EU where people are able to bypass a PCTS by buying products in the neighboring
countries that do not have a PCTS. Moreover, Guzman and Clapp [55], who conducted
interviews with experts in various fields (e.g., financial services, climate policy, clean
technology) on carbon pricing instruments, show that there are concerns about the time
needed to develop a technically feasible solution.

To sum up, while there are some critical voices about technical feasibility, the majority
of researchers do not see technical issues as the main problem for implementing a PCTS.
However, one point that is often mentioned in connection with technical feasibility is the
administrative complexity and associated financial costs of a PCTS. This seems to be a
major concern of many researchers, as I show in the next chapter.

5.2. Financial Feasibility

The survival criterion “financial feasibility” is mentioned by 14 articles. A total of 71%
of them express concerns about the financial feasibility of a PCTS (see Table 2). The main
argument for this is the administrative complexity of PCT. For example, Lockwood [56]
(p. 458) points out “probably the biggest challenge for PCT in practice is its transaction
costs, which are likely to be large because of an irreducible core of administrative needs”.
However, most of the reviewed articles are identical to those for technical feasibility,
meaning that researchers often address both criteria within the same article. However, this
also means that most articles use qualitative literature reviews and again rely heavily on
DEFRA’s [52] assessment. The DEFRA [52] (p. 4) concludes that: “[ . . . ] the costs identified
are very significant. Estimates of the likely set-up costs of the type of scheme explored
ranged between £700 million and £2 billion, and the running costs £1–2 billion per annum”.
While some of the researchers question the level of costs estimated by DEFRA [7,34], most
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agree that the costs of operating a PCTS are much higher than for alternative schemes
such as a carbon tax or an ETS. Still, there are other opinions, Al-Guthmy and Yan [53]
do not see financial costs as a major problem for operating a PCTS in Kenya. However,
as mentioned above, these results are hard to generalize. Furthermore, Eyre [34] (p. 443)
agrees that the costs for a PCTS are higher than for alternative systems, but does not see
financial arguments as the major barrier for the implementation:

“[ . . . ] The former are very large costs, but still small compared with the losses of welfare
predicted if climate change is unabated—several percentage points of GDP (see, e.g.,
Stern, 2006). This implies that the critical test for PCT is whether its effectiveness is
significantly higher than alternative policy designs rather than the size of administration
and transaction costs”.

In summary, many of the articles reviewed argue that the financial costs of a PCTS are
one of the biggest barriers to implementation. Thus, this could be at least one reason why
PCT has not gained success in the policy stream so far.

5.3. Public Acceptance

Public acceptance is one of the most popular research areas when it comes to PCT.
Therefore, it is also the criterion addressed by the largest number of articles. In addition, the
methodological variance is much higher than for the other criteria. While about 38% of the
articles use surveys or interviews, some use mixed-methods approaches (19%) and others
conduct literature reviews (43%). In contrast to the previous survival criteria, there is no
clear opinion on the public acceptance of PCT. As Table 2 shows, eight of the 16 reviewed
articles do not see public acceptance as a barrier to the adoption of a PCTS or even argue
that public acceptance is an advantage of PCT compared to other pricing systems. However,
three articles address the point of public acceptance but do not provide a clear assessment,
and at least five articles show concerns about PCT and its public acceptance.

During the review, it became increasingly clear that the assessment of public accep-
tance depends very much on the research design and the country in which a study was
conducted. For example, with only one exception, every article that does not see pub-
lic acceptance as a barrier to adoption either relies on studies conducted in the United
Kingdom (in the case of literature reviews) or uses a sample of UK citizens (in the case of
survey studies). In contrast, the articles that have concerns about PCT have been conducted
primarily outside the United Kingdom. For example, two articles were based on Swedish
samples showing that the Swedish population favors a carbon tax over a PCT [57,58]. As
the authors of both studies noted, the results may be biased by the fact that Sweden already
introduced a carbon tax in 1991 and people are more willing to rely on instruments that
have already been implemented. Of the studies with a negative assessment, only the study
by Parag and Eyre [37] refers to the UK. In addition, there have been some studies that
do not make a clear statement about public acceptance. These articles often use literature
reviews to show results from different studies. For example, Starkey [51] who reviewed
five studies on PCT acceptance, showed that there is no clear evidence on public acceptance
of PCT.

Hence, with respect to public acceptance, this review cannot provide a clear eval-
uation, but it shows that the assessment of public acceptance strongly depends on the
research design. In particular, the Swedish cases show that it is necessary to take national
circumstances, such as already implemented climate mitigation measures, into account.
Therefore, it seems necessary to evaluate public acceptance in the context of the country
where PCT should be implemented.

5.4. Normative Acceptance

Normative acceptance has been poorly addressed in the research community. Of the
articles reviewed, only Parag and Eyre [37] deal with this survival criterion by explicitly
examining the barriers to personal carbon trading in the political arena. In their study, they
look at the so-called advocacy coalition (a concept that is much like the policy community
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in the MSA). They identify two advocacy coalitions with different attitudes toward climate
change. The first coalition wants to address climate change through behavioral change,
while the other focuses on technological innovation. For the behavioral change supporters,
PCT seems more conceivable than for supporters of a technological solution [37] (p. 364).
Looking at these two groups, Parag and Eyre [37] (p. 364) conclude: “judging by the current
instrument mix, the advocacy coalitions of technology supporters and market solutions,
although not overwhelmingly predominant, are currently stronger. For them, PCT does
not address the key problem”. Based on their findings, normative acceptance within the
policy community does not appear to be very strong. However, the study focuses on the
United Kingdom and is therefore not generalizable.

In the absence of other studies on this survival criterion, I decided to look for general
statements about PCT within the reviewed articles. This approach gives an indication
of the normative acceptance of researchers studying PCT. It should be noted that there
could be a bias, as people tend to engage with topics they are convinced about. Therefore,
these researchers may be more positive about PCT than the general research and policy
community. As Table 2 shows, 38% of authors feel positive about PCT, as evidenced by
statements such as: “The conclusion is that PCT is a promising and timely policy idea” [7]
(p. 6868) or “Consequently, as the highly ambitious commitment deadlines made in the
Paris Agreement draw closer, policy instruments such as PCT are becoming more worthy
of a thorough exploration and will become even more relevant on a global scale” [53]
(p. 1156). To the same extent, there are also researchers who have a more differentiated
opinion or do not make general statements about PCT. At least 21% of the authors have
a critical perspective on PCT. For example, Starkey [51] (p. 28) states: “However, to date,
proponents [of PCT] have not, at least in the view of this author, made a compelling case
for the implementation of PCT”.

Since these scholars should have, in general, a more positive view of PCT, it appears
that PCT does not have a majority of supporters throughout the whole research community,
making it difficult to gain acceptance in the policy community.

5.5. Receptivity among Decision-Makers

Similar to the normative acceptability criterion, receptivity among decision-makers
has not yet been systematically studied. Three articles address this criterion. First and
foremost is the article by Parag and Eyre (2010). In their article they link the acceptance
of politicians to the engagement of prominent social groups, arguing “[ . . . ] that PCT
would be perceived by politicians as politically acceptable if it were put on the agenda
by prominent social groups that have no opportunistic interest in the idea [ . . . ]” [37]
(p. 358). Such groups may include NGOs, think tanks, or academic institutions. The two
authors do not see strong support from such social groups and conclude that there will
not be strong support for PCT from politicians either. The second study by Fawcett and
Parag [26] comes to a similar assessment and draws the conclusion that: “Critics of PCT
could fairly argue [ . . . ] that it is not currently popular politically and that PCT has no
major interest groups lobbying in its favour” [26] (p. 334). In examining the adoption of a
PCTS for California, however, Niemeier et al. [59] (p. 3446) are somewhat more positive,
arguing that the political feasibility, and thus popularity, of a policy proposal, depends
largely on the cost, fairness, and distributional effects of the policy. They conclude that the
PCTS they propose could be more efficient, fairer, and more progressive than other systems
and should therefore be politically more feasible.

Nevertheless, this review cannot make any assumptions about the political acceptabil-
ity of PCT due to the lack of empirical evidence, but it clearly shows that there is a large
research gap that should be addressed through further research.

6. Discussion

Before interpreting the results, it should be noted that this review does not include
country-specific results published in country-specific, non-English journals. Therefore, it
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cannot be ruled out that some of the identified problems of PCT may occur to a greater or
lesser extent in some countries. Country-specific characteristics could make PCTS more or
less feasible [60]. These could be technical limitations, which can be an issue for the least
developed and developing countries, but also cultural aspects of the general opinion on
climate change [61]. In addition, the type of regime (democracy or autocracy) can have an
impact on a country’s ability to take climate mitigation action [62]. However, this review
can only provide a general overview of the problems of PCT.

Apart from this limitation, the review shows that PCT is indeed a political proposal
that seems to be stuck in the policy stream. Many scientists point out that the administrative
complexity and associated financial costs of a PCTS are the main obstacles to implemen-
tation. Estimates range from ten to forty times higher annual running costs compared to
upstream systems such as carbon taxation and emission trading [7] (p. 6871), [34] (p. 442).
However, new digital approaches with technologies such as blockchain, apps, etc. could
be a way to at least reduce the running costs of such a system [63,64]. This is particu-
larly interesting in light of the fact that the COVID-19 pandemic is a driver for increasing
digitalization [65,66]. So, it could be that the administrative burden, and thus the costs,
will drop sharply as governments begin to digitize citizen data. A further issue is public
acceptance of a PCTS. Although many researchers do not see public acceptance as a major
problem or even see it as an advantage of PCT over carbon taxation and emission trading,
there are an almost equal number of researchers who doubt that PCT will be supported
by the majority of the population. Therefore, policymakers are dealing with a divided
research community, which is not helpful for implementation. This is particularly critical
because personal acceptance is linked to the receptivity of decision-makers. As Herweg
et al. [19] point out, politicians are vote- and office-seekers and therefore sensitive to public
opinion, particularly in the case of redistributive policies such as PCT [67] (p. 299). Public
acceptance is thus also an indication of receptivity among decision-makers, for which I
could find only three studies. However, as mentioned earlier, the research design, as well
as the country in which a study is conducted, seems to be particularly important for the
criterion of public acceptance. Therefore, practitioners who wish to advance a national
PCT should consider national circumstances and their effects on public opinion. The
research community itself is unclear about PCT, as evidenced by the criteria for normative
acceptance. While there are some researchers who really push the idea of PCT, others are
critical. The results suggest that there is not an overwhelming majority within the policy
community that shows acceptance for PCT.

In general, there is less research on PCT compared to other pricing systems like carbon
taxation and emission trading. This could be an additional point why PCT has not been
implemented to date. Research is particularly needed on normative acceptance and the
receptiveness of decision-makers. In summary, the results of the review suggest that the
policy stream is not “ripe”, which may be one reason why PCT has not played a role in
reducing GHG emissions to date.

7. Conclusions

The aim of this study was to conduct a policy evaluation on PCT using the survival
criteria of the MSF approach. To do this, I conducted a systematic literature review
according to the PRISMA guidelines. The results of the review show that the PCT proposal
is indeed stuck in the policy stream. The main reasons for this seem to be the financial costs
of a PCT and the disagreement of the research community about the criterion of public
acceptance. As mentioned above, public acceptance seems to be particularly important for
a radically new idea such as PCT, as it also influences the receptiveness of decision-makers.
Furthermore, the limited research on PCT could be another obstacle. PCT, therefore, does
not seem to reach the political agenda in the near future, but this does not mean that
it is impossible in the long term. Nevertheless, practitioners and NGOs could also do
something to push PCT forward. Based on the results of this review, I have the following
suggestions. First, it is necessary to develop a specific PCT proposal for the implementation
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area that considers the unique characteristics of this area. Second, I propose working with
experts in the field of carbon pricing to develop the PCT proposal and gain acceptance from
the research community. Third, it must be shown that the majority of residents support
the idea of the PCT, or at least that there is no major opposition to it. This is especially
important to gain the support of politicians. One way to achieve this public support could
be to introduce a voluntary pilot system. Fourth, it must be demonstrated that the costs of
the PCTS are not disproportionately higher than for other pricing systems, or at least that
the effectiveness of the PCT justifies the higher implementation and operating costs.

In general, the introduction of a PCTS will only be possible if many researchers,
practitioners, and politicians support the idea. This could be the case, especially in pioneer
countries. If we see implementation in a frontrunner country, it is possible that we will
see a similar evolution as in the case of carbon taxation, which was first introduced by
the Nordic pioneers (such as Finland, Norway, Denmark, and Sweden) before becoming a
global norm to combat climate change.

Funding: Open Access is funded by the University of Bamberg.

Institutional Review Board Statement: Not applicable.

Informed Consent Statement: Not applicable.

Data Availability Statement: The data presented in this study are available on request from the
corresponding author.

Acknowledgments: I thank Frank Bandau, Linda Spielmann and Tijana Lujic for helpful comments
and suggestions, as well as Svenja Schrader and Lea Maurer for research assistance and help with
data collection.

Conflicts of Interest: The authors declare no conflict of interest.

Appendix A

Appendix A.1. Framework for Data Collection

1. Bibliographic information
2. Does the paper address any of the five criteria and if so which ones? Technical

Feasibility Financial Feasibility Public Acceptance Normative Acceptance Receptivity
among Decision-Makers

3. Which research methods are used and to which methodological category can they be
assigned (qualitative or quantitative)?

4. Which assessments are made regarding the criteria mentioned (negative, positive,
neutral)?

5. Can the assessments made be generalized or do they relate only to a particular object
of study?

6. Are there any general comments on PCT (positive or negative)?
7. Other things worth mentioning?

Table A1. List of articles used.

Nr. Bibliographic Information

1 Al-Guthmy, F.M.O.; Yan, W. Mind the gap: personal carbon trading for road transport in
Kenya. Climate Policy 2020, 20, 1141–1160.

2 Bristow, A.L.; Wardman, M.; Zanni, A.M.; Chintakayala, P.K. Public acceptability of
personal carbon trading and carbon tax. Ecological Economics 2010, 69, 1824–1837.

3 Brohé, A. Personal carbon trading in the context of the EU Emissions Trading Scheme.
Climate Policy 2010, 10, 462–476.

4 Eyre, N. Policing carbon: design and enforcement options for personal carbon trading.
Climate Policy 2010, 10, 432–446.
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Table A1. Cont.

Nr. Bibliographic Information

5 Fawcett, T. Carbon Rationing and Personal Energy Use. Energy & Environment 2004, 15,
1067–1083.

6 Fawcett, T. Personal carbon trading: A policy ahead of its time? Energy Policy 2010, 38,
6868–6876.

7 Fawcett, T. Personal carbon trading: is now the right time? Carbon Management 2012, 3,
283–291.

8 Fawcett, T.; Parag, Y. An introduction to personal carbon trading. Climate Policy 2010, 10,
329–338.

9 Fleming, D. Tradable quotas: using information technology to cap national carbon
emissions. Eur. Env. 1997, 7, 139–148.

10 Guzman, L.I.; Clapp, A. Applying personal carbon trading: a proposed ‘Carbon, Health and
Savings System’ for British Columbia, Canada. Climate Policy 2017, 17, 616–633.

11

Harwatt, H.; Tight, M.; Bristow, A.L.; Gühnemann, A. Personal carbon trading and fuel
price increases in the transport sector: An exploratory study of public response in the UK.
European transport: international journal of transport economics, engineering and law 2011, 16,
47–70.

12 Hobbs, B.F.; Bushnell, J.; Wolak, F.A. Upstream vs. downstream CO2 trading: A comparison
for the electricity context. Energy Policy 2010, 38, 3632–3643.

13 Hou, F.; Ma, J.; Shabbir, M.; Fu, Y. The Social Acceptability of Personal Carbon Trading in
China. Public Policy and Administration Research 2014, 4, 39–47.

14 Howell, R.A. Living with a carbon allowance: The experiences of Carbon Rationing Action
Groups and implications for policy. Energy Policy 2012, 41, 250–258.

15 Jagers, S.C.; Löfgren, Å.S.A.; Stripple, J. Attitudes to personal carbon allowances: political
trust, fairness and ideology. Climate Policy 2010, 10, 410–431.

16 Larsson, J.; Matti, S.; Nässén, J. Public support for aviation policy measures in Sweden.
Climate Policy 2020, 20, 1305–1321.

17 Lockwood, M. The economics of personal carbon trading. Climate Policy 2010, 10, 447–461.

18
Niemeier, D.; Gould, G.; Karner, A.; Hixson, M.; Bachmann, B.; Okma, C.; Lang, Z.; Heres
Del Valle, D. Rethinking downstream regulation: California’s opportunity to engage
households in reducing greenhouse gases. Energy Policy 2008, 36, 3436–3447.

19 Parag, Y.; Eyre, N. Barriers to personal carbon trading in the policy arena. Climate Policy
2010, 10, 353–368.

20
Parag, Y.; Strickland, D. Personal Carbon Trading: A Radical Policy Option for Reducing
Emissions from the Domestic Sector. Environment: Science and Policy for Sustainable
Development 2010, 53, 29–37.

21 Starkey, R. Personal carbon trading: A critical survey Part 2: Efficiency and effectiveness.
Ecological Economics 2012, 73, 19–28.

22 Wadud, Z. Personal tradable carbon permits for road transport: Why, why not and who
wins? Transportation Research Part A: Policy and Practice 2011, 45, 1052–1065.

23 Wallace, A.A.; Irvine, K.N.; Wright, A.J.; Fleming, P.D. Public attitudes to personal carbon
allowances: findings from a mixed-method study. Climate Policy 2010, 10, 385–409.

24 Xie, Q.; Wu, J.; Shabbir, M.; Fu, Y. Public Acceptability of Personal Carbon Trading in China:
an Empirical Research. Journal of Energy Technologies and Policy, 12.

Appendix A.2. Evaluation Scheme Normative Acceptance

1. Negative: An author makes an explicitly negative statement about PCT or its intro-
duction.

2. Neutral: An author takes a differentiated view of PCT or makes no further statements
beyond the research interest.

3. Positive: An author makes an explicitly positive statement about PCT (e.g., by high-
lighting benefits beyond the actual research interest) or its introduction.
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Personal Carbon Trading als eine Alternative
zu CO2-Steuer und ETS? Eine Analyse der
Verteilungseffekte von Personal Carbon
Allowances am Beispiel der Bundesrepublik
Deutschland

Fabio Bothner, Bamberg

Zusammenfassung

Der folgende Artikel befasst sich mit den Verteilungseffekten von Personal Carbon
Allowances (PCA) in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland. Dabei wird der
Frage nachgegangen, ob PCA ein geeignetes Instrument darstellen, um einen pro-
gressiven Klimaschutz zu gew�hrleisten. Ein Personal Carbon Allowances Scheme
(PCAS) f�hrt innerhalb der Bev�lkerung dann zu einer Umverteilung, wenn ein sig-
nifikanter und positiver Zusammenhang zwischen dem Einkommen und den durch
das PCAS abgedeckten Treibhausgasemissionen von Haushalten besteht. Sollte dies
f�r die Bundesrepublik der Fall sein, k�nnten PCA eine Alternative zu den bisher
g�ngigen regressiven Bepreisungssystemen sein. Um dieser Frage nachzugehen,
werden die Daten des europ�ischen Forschungsprojekts „Household Preferences for
Reducing Greenhouse Gas Emissions in Four European High Income Countries“
(HOPE) mit Hilfe regressionsbasierter Verfahren ausgewertet. �ber alle berechneten
Regressionsmodelle hinweg zeigt sich ein signifikanter positiver Zusammenhang
zwischen dem Einkommen und den Treibhausgasemissionen. Es kann daher davon
ausgegangen werden, dass die Einf�hrung eines PCAS auch in Deutschland zu einer
Umverteilung beitragen w�rde.

Summary

The following Article concentrates on the distributional effects of Personal Carbon
Allowances (PCA) using Germany as an example. It focuses on the question of whe-
ther a Personal Carbon Allowances Scheme (PCAS) could be a socially compatible
instrument for climate mitigation. A PCAS leads to redistribution if there is a signi-
ficant positive correlation between the greenhouse gas emissions (GHG-emissions)
covered by the PCAS and the income of personal households. If this is the case for
Germany, PCA could be an alternative to common pricing systems (Carbon Taxation
and Emission Trading). To clarify if there is indeed such a correlation, data from the
European research project „Household Preferences for Reducing Greenhouse Gas
Emissions in Four European High Income Countries“ (HOPE) is used to run different
regression models. The results shows that there is a significant positive correlation.

Bothner, Personal Carbon Trading als eine Alternative ZfU 2/2020 105–122
zu CO2-Steuer und ETS?
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Hence, I conclude that an implementation of a PCAS would lead to a redistributive
effect, at least for Germany.

1. Einleitung

Die ,Fridays for Future ,-Demonstrationen und das Verfehlen der deutschen Klima-
schutzziele f�r 2020 haben den Klimaschutz wieder in den Mittelpunkt der politi-
schen Debatte ger�ckt. Als Folge pr�sentierte die Bundesregierung am 20.09.2019 ih-
re Eckpunkte f�r ein Klimaschutzprogramm 2030. Kernst�ck des Programms ist die
Bepreisung von CO2 via eines nationalen Emission Trading System (ETS) (Bundesre-
gierung 2019, S. 4).1 Das vorgelegte Klimaschutzprogramm sieht sich jedoch großer
Kritik ausgesetzt. Nicht nur Verb�nde sondern auch f�hrende Wissenschaftler be-
m�ngeln den niedrigen CO2-Einstiegspreis von 10 Euro pro Tonne CO2 (Ismar 2019;
Die Tageszeitung 2019; Bundesregierung 2019, S. 4). Dabei befindet sich die Bundes-
regierung in einem Dilemma: Zum einen muss ein hoher CO2-Preis erreicht werden,
um Anreize zur Reduktion zu schaffen. Zum anderen muss Klimaschutz sozialver-
tr�glich sein, um die politische Durchsetzbarkeit der Klimaschutzmaßnahmen zu ge-
w�hrleisten. Nicht zuletzt die Gelbwesten-Proteste in Frankreich zeigen, dass Kli-
maschutz auf Kosten von Geringverdienern nicht m�glich bzw. zielf�hrend ist. Je-
doch haben alle g�ngigen CO2-Bepreisungsoptionen (namentlich CO2-Steuer und
ETS) die selbe Schwachstelle: Sie belasten prozentual gesehen die mittleren und un-
teren Einkommensschichten st�rker als einkommensstarke Schichten (Congressional
Budget Office 2000; Menges und Traub 2012, S. 350f.; Wier et al. 2005) und somit
Personen, die bereits aufgrund ihres sozio�konomischen Status einen niedrigen CO2-
Fußabdruck aufweisen (Sk�ld et al. 2018).

Es stellt sich somit die Frage, wie ein effektiver aber gerechter Klimaschutz gestaltet
sein muss. Abseits der �blichen Kompensationsmethoden, k�nnte das sogenannte
Personal Carbon Trading (PCT) eine alternative M�glichkeit bieten. Entwickelt in
den 1990ern von Hillman und Fleming, ist PCT in Großbritannien von einer radika-
len Idee zu einem ernst zu nehmenden Politikvorschlag gereift (Fawcett 2010,
S. 6868). Nichtsdestotrotz hat sich in der Forschungsliteratur noch kein einheitliches
Verst�ndnis von PCT gebildet, weshalb unter dem Begriff verschiedene Systeme zu-
sammengefasst werden. Die derzeit g�ngigen Ideen von PCT sehen vor, dass private
Haushalte handelbare CO2-Zertifikate (CO2-Budget) zugeteilt bekommen. Personen
m�ssen f�r T�tigkeiten, die CO2 ausstoßen, einen Teil ihrer Zertifikate aufwenden
(Hillman 1998). Hat eine Person ein gr�ßeres Budget als sie ben�tigt, kann sie einen
Teil des Budgets in Form von Zertifikaten verkaufen. Im Gegensatz dazu muss eine
Person, die ihr Budget aufgebraucht hat, Zertifikate kaufen, um ihren CO2-Bedarf zu
decken. PCT unterscheidet sich somit deutlich von den bisher g�ngigen Bepreisungs-

1 Wird im Weiteren von CO2 gesprochen, schließt das auch seine �quivalente (CO2e), die durch andere Treib-
hausgase verursacht werden, mit ein.
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systemen, die bei Produzenten und Unternehmen ansetzen und nach dem Top-
Down-Prinzip agieren. Daher ist es legitim zu fragen, ob PCT f�r Deutschland ein
geeignetes Instrument darstellt, um einen progressiven Klimaschutz zu gew�hrleis-
ten. Um dieser Frage nachzugehen, werden in diesem Artikel die Daten des europ�-
ischen Forschungsprojekts „Household Preferences for Reducing Greenhouse Gas
Emissions in Four European High Income Countries“ (HOPE) ausgewertet. Es wird
gezeigt, dass ein Personal Carbon Allowances Scheme (PCAS), das eine spezielle
Form des PCT darstellt, nicht nur untere Einkommensschichten entlastet, sondern
im Falle Deutschlands automatisch zu einer Umverteilung beitr�gt. Dies ist beson-
ders vor dem Hintergrund, dass auch in Deutschland die Einkommensungleichheit
w�chst (Grabka et al. 2019), von besonderem Interesse.

Der Artikel ist folgendermaßen aufgebaut: Zun�chst werden die zwei prominente-
sten Spielarten von PCT dargestellt. Anschließend wird erl�utert, unter welchen
Umst�nden ein PCAS zu einer Umverteilung beitr�gt. Der darauffolgende Abschnitt
erl�utert die verwendeten Daten und die vorgenommene Operationalisierung. Es fol-
gen die Analyse und die Diskussion der Ergebnisse. Im abschließenden Fazit werden
die Befunde nochmals kurz zusammengefasst.

2. Personal Carbon Trading

Obwohl PCT in Großbritannien als eine ernst zu nehmende Policy-Option gilt, spielt
ein solches System in der Bundesrepublik, zumindest im politischen Tagesgeschehen,
keine Rolle. Nicht ganz unbedeutend hierf�r k�nnte der Umstand sein, dass PCTwie
erl�utert als Sammelbegriff f�r verschiedene Systeme dient. Am bekanntesten sind
dabei die Systeme der Personal Carbon Allowances (PCA) und der Tradable Energy
Quotas (TEQs) (Fawcett 2010, S. 6869; Duscha 2014, S. 12).

2.1. Die zwei Spielarten von PCT: PCA und TEQs

In seinem Artikel „Carbon Budget Watchers“ entwickelte Hillman (1998) die Idee ei-
nes pers�nlichen CO2-Budgets. Im Laufe der Jahre wurde sein Ansatz unter dem Be-
griff PCA weiterentwickelt und pr�zisiert (Hillman und Fawcett 2004; Meyer und
Bruges 2015). Ein PCAS sieht vor, dass jede Person eine identische Anzahl an han-
delbaren CO2-Zertifikaten (CO2-Budget) bekommt, unabh�ngig von Geschlecht, Al-
ter, Bildung oder Einkommen (die Zertifikate von Minderj�hrigen werden dabei von
den Eltern bzw. dem gesetzlichen Vormund des Kindes verwaltet). Dabei wird die
Anzahl der Zertifikate anhand des mittleren CO2-Ausstoßes aller B�rger/innen be-
stimmt und �ber die Zeit hinweg reduziert. Die Reduktion richtet sich zumeist nach
den nationalen Klimaschutzzielen des jeweiligen Staates (Fawcett 2010). Die grund-
s�tzliche Idee ist, dass eine Person prinzipiell f�r jede T�tigkeit, die CO2 ausst�ßt, ei-
nen Teil ihrer Zertifikate aufwenden muss (Hillman 1998). Hat eine Person ein gr�-
ßeres Budget als sie ben�tigt, kann sie einen Teil des Budgets in Form von Zertifika-
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ten verkaufen. Im Gegensatz dazu muss eine Person, die ihr Budget aufgebraucht
hat, Zertifikate kaufen, um ihren CO2-Bedarf zu decken. Jedoch kann ein PCAS
nicht alle Emissionen einer Person erfassen, da dies einen enormen planerischen und
regulatorischen Aufwand bedeuten w�rde und mit erheblichen Eingriffen in die Pri-
vatsph�re verbunden w�re. Daher wird, wie auch bei bisher g�ngigen ETS, nur ein
gewisser prozentualer Anteil der Gesamtemissionen erfasst. Bisherige PCA Konzep-
tionen sehen vor sowohl Emissionen aus dem �ffentlichen und individual Verkehr
abzudecken als auch Emissionen mit einzubeziehen, die durch den im Haushalt an-
fallenden Energiebedarf entstehen (Duscha 2014, S. 18).

TEQs sowie PCA basieren auf derselben Grundidee. Von Fleming (1997) entwickelt,
stellt ein System der TEQs eine Symbiose aus ETS und PCA dar. Im Gegensatz zu
PCA sind bei TEQs nicht nur Privatpersonen Teil des Systems, sondern auch jegliche
Arten von Organisationen (Duscha 2014, S. 13). Ziel ist es einen gemeinsamen Koh-
lenstoffmarkt zu schaffen, der die Gesamtemissionen einer Volkswirtschaft abdeckt
(Fawcett 2010, S. 6869). W�hrend Privatpersonen Zertifikate frei zugeteilt bekom-
men, m�ssen Organisationen diese bei nationalen Auktionen ersteigern (Duscha
2014, S. 15). Dar�ber hinaus sind beide Systeme weitestgehend kongruent. Die Zer-
tifikate sind sowohl bei PCA als auch bei TEQs frei handelbar und repr�sentieren
eine festgelegte Menge an CO2-Emissionen. Da der Fokus dieser Arbeit auf privaten
Haushalten und deren Emissionen liegt, konzentriert sich dieser Artikel im Weiteren
auf PCA.

2.2. PCA: Ent- statt Belastung f�r untere und mittlere Einkommen?

Mit dem Aufkommen neuer Anreizsysteme zur Reduktion des CO2-Ausstoßes hat sich
in der Forschungsgemeinschaft nicht nur eine lebhafte Debatte um deren Effektivi-
t�t entwickelt (siehe Haites 2018; Haites et al. 2018; Metcalf, 2019; Villoria-S�ez et
al., 2016; 9), sondern auch um die sozialen Konsequenzen, die mit solchen Systemen
verbunden sind (Menges und Traub 2012). Verschiedene Studien haben gezeigt, dass
es sich bei den bisher g�ngigen Bepreisungssystemen um regressive Instrumente han-
delt (Congressional Budget Office 2000; Grainger und Kolstad 2010; Menges und
Traub 2012, S. 350ff.; Wier et al. 2005). Sowohl eine CO2-Steuer als auch ein ETS ar-
beiten nach dem Top-Down-Prinzip, das heißt, sie setzen bei Produzenten und Un-
ternehmen an, entweder indem ein fester Preis f�r den Ausstoß von CO2 festgelegt
wird oder indem sogenannte handelbare CO2-Zertifikate ausgegeben werden, die
dem Besitzer erlauben, CO2 zu emittieren. Bei beiden Optionen etabliert sich ein
Preis f�r den Ausstoß von CO2 und somit ein Anreiz, m�glichst wenig Treibhausgase
auszustoßen. Die Implementierung eines Bepreisungssystems f�hrt, unabh�ngig da-
von, ob eine CO2-Steuer oder ein ETS eingef�hrt wird, auf lange Sicht zu h�heren
Kosten, vor allem f�r energieintensive Branchen. Entweder m�ssen Unternehmen
die Kosten f�r die Emissionen in Form einer direkten Steuer bzw. durch den Kauf
von Zertifikaten entrichten oder sie m�ssen Investitionen t�tigen, um ihren Ausstoß
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zu verringern (Burney 2010, S. 70). Es ist davon auszugehen, dass Unternehmen diese
Kosten nicht allein tragen, sondern in Form von h�heren Preisen, zumindest teilwei-
se, an ihre Konsumenten weitergeben (Burney 2010, S. 71; Mathur und Adele 2012).
Diese Weitergabe der Kosten belastet Haushalte mit einem niedrigen bis mittleren
Einkommen prozentual st�rker als Haushalte mit einem hohen Einkommen (Grain-
ger und Kolstad 2010; Wier et al. 2005). Das ist zumindest dann der Fall, wenn keine
zus�tzlichen Kompensationsmaßnahmen getroffen werden, die ihrerseits mit nicht
intendierten Konsequenzen einhergehen k�nnen (Menges und Traub 2012, S. 352).

Da ein PCAS jedem B�rger die gleiche Menge an CO2-Zertifikaten zur Verf�gung
stellt, tritt das Problem der Regressivit�t nicht auf. Mehr noch, ein solches System
kann voraussichtlich sogar eine progressive Verteilungswirkung entfalten. Dies ist
dann der Fall, wenn ein signifikanter und positiver Zusammenhang zwischen dem
Einkommen einer Person und ihrem CO2-Fußabdruck besteht. Da das CO2-Budget
�ber den mittleren CO2-Ausstoß aller B�rger/innen berechnet wird, muss es sowohl
Personen mit einem CO2-Fußabdruck �ber dem Mittelwert als auch Personen mit ei-
nem CO2-Fußabdruck unter dem Mittelwert geben. Daher sollten statistisch gesehen
Personen ab einem gewissen Einkommen den vorgegebenen Mittelwert und somit
auch ihr pers�nliches CO2-Budget �berschreiten. Diese Personen haben die Wahl
zwischen zwei M�glichkeiten: Entweder sie reduzieren ihren CO2-Ausstoß oder sie
kaufen CO2-Zertifikate von Personen die den Mittelwert unterschreiten und damit
ihr Budget nicht aufbrauchen. Wird Option 2, also der Kauf von Zertifikaten pr�fe-
riert, kommt es zu einer Umverteilung von einer h�heren zu einer niedrigeren Ein-
kommensschicht. Personen mit geringem CO2-Fußabdruck werden belohnt. Gleich-
zeitig etabliert sich ein Preis f�r CO2, was zu einer Internalisierung von Kosten f�hrt
und einen Anreiz zur Reduktion schafft (Haites et al. 2018). Anders als bei den bisher
g�ngigen Systemen sind daher keine Kompensationszahlungen n�tig, vielmehr han-
delt es sich bei einem PCAS um ein selbstregulierendes System.

Die Umverteilungswirkung eines PCAS ist jedoch von zwei Unsicherheitsfaktoren
abh�ngig. Erstens kommt es, wie bereits dargelegt, nur dann zu einer Umverteilung,
wenn es einen signifikanten positiven Zusammenhang zwischen dem Einkommen
und dem CO2-Fußabdruck einer Person gibt. Zweitens kann ein PCAS nicht alle
Treibhausgasemissionen einer Person erfassen, da dies mit verwaltungstechnischen
und datenschutzrechtlichen Problemen verbunden ist. Wenn jedoch nur ein gewisser
prozentualer Anteil der Gesamtemissionen erfasst wird, muss neben einem generel-
len auch ein spezieller Zusammenhang zwischen den durch das PCAS abgedeckten
Emissionen und dem Einkommen einer Person bestehen.

Daraus ergibt sich die folgende Hypothese:

Ein PCAS f�hrt in Deutschland nur dann zu einer Umverteilung, wenn es einen si-
gnifikanten und positiven Zusammenhang zwischen dem Einkommen und den durch
das PCAS abgedeckten Treibhausgasemission einer Person gibt.



110 Abhandlung

Bothner

3. Personal Carbon Allowances – ein Klimaschutzinstrument,
das untere und mittlere Einkommen entlastet? Eine Analyse
auf Basis der HOPE-Daten

Nachdem dargelegt wurde, unter welchen Vorausetzungen PCA zu einer Entlastung
von unteren und mittleren Einkommensschichten bzw. zu einer Umverteilung f�hren,
wird in diesem Kapitel untersucht, ob diese Voraussetzungen f�r die Bundesrepublik
Deutschland gegeben sind. Zun�chst werden dazu der verwendete Datensatz und die
Methodik genauer erl�utert. Darauf folgen die Operationalisierung, die statistische
Analyse und schließlich die Pr�sentation und Interpretation der Ergebnisse.

3.1. Datensatz

Als Grundlage f�r die anstehenden Berechnungen dient der Datensatz des europ�-
ischen Forschungsprojekts HOPE. Von Juni 2016 bis Juni 2017 interviewte das
HOPE-Team 309 Haushalte in vier europ�ischen Großst�dten (Communaut�-de-
Pays-d’Aix in Frankreich, Mannheim in Deutschland, Bergen in Norwegen und Um-
e	 in Schweden).2 Neben einer Vielzahl von sozio�konomischen Merkmalen wie Ge-
schlecht, Alter, Bildung und Einkommen wurde auch der CO2-Fußabdruck der be-
fragten Haushalte erfasst. Dieser enth�lt nicht nur die CO2-Emissionen der Haus-
halte, sondern auch alle Treibhausgase, die als CO2-�quivalente gemessen werden.
Um den CO2-Fußabdruck zu ermitteln, wurden f�r ein Jahr sowohl die direkten als
auch indirekten Emissionen der Haushalte erfasst (Herrmann et al. 2017). In Mann-
heim wurden insgesamt 106 Haushalte befragt. Da dieser Artikel sich auf die Bun-
desrepublik Deutschland konzentriert, werden die Mannheimer Daten f�r die weite-
ren Berechnungen verwendet. Eine weiterf�hrende Beschreibung zur Datenerhe-
bung findet sich in Herrmann et al. (2017).

Zwar enthalten die HOPE-Daten detaillierte Informationen �ber die sozio�konomi-
schen Merkmale und den Treibhausgasausstoß, jedoch gibt es auch einige Limitie-
rungen. Wenn es um die Berechnung von statistischen Maßzahlen geht, stellen 106
Haushalte eine eher geringe Fallzahl dar. Hinzu kommt, dass die Daten nicht auf ei-
ner Zufallsstichprobe beruhen. Jedoch konnte f�r die Mannheimer Stichprobe ge-
zeigt werden, dass die Verteilung von zentralen Merkmalen wie Alter und Geschlecht
der Verteilung Gesamtdeutschlands weitestgehend entspricht. Trotzdem sollten diese
Limitierungen bei der Interpretation der Ergebnisse ber�cksichtigt werden.

3.2. Methodik

Um zu ergr�nden ob ein signifikanter positiver Zusammenhang zwischen dem Ein-
kommen und den durch das PCAS abgedeckten Treibhausgasemissionen eines Haus-

2 Repr�sentativ f�r den Haushalt wurde jeweils eine Person, welche zu diesem Zeitpunkt �ber 18 Jahre alt
war, interviewt.
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haltes vorliegt, wird anhand der folgenden Formel zun�chst ein bivariates lineares
Regressionsmodell berechnet:

ŶYi ¼ b0 þ b1xi

Neben dem CO2-Fußabdruck als abh�ngige Variable und dem Einkommen als unab-
h�ngige Variable werden weitere Kontrollvariablen in das Modell aufgenommen, um
auszuschließen, dass der vermutete Zusammenhang �ber Drittvariablen vermittelt
ist (siehe hierzu Kapitel 3.3). Es ergibt sich ein multivariates lineares Regressionsmo-
dell:

ŶYi ¼ b0 þ b1x1 þ � � � þ bjxj

Basierend auf den Ergebnissen der Regressionsmodelle kann errechnet werden, ab
welchem Einkommen eine Person statistisch gesehen ihr CO2-Budget �berschreitet.
Hierf�r ist eine Aufl�sung der Regressionsgleichung notwendig (siehe Appendix).
F�r die einzelnen Einkommensschichten kann somit die Differenz zwischen dem ge-
sch�tzten CO2-Ausstoß und dem zur Verf�gung stehenden CO2-Budget bestimmt
werden.3 Beruhend auf der Einsch�tzung des CO2-Preises durch die ,Carbon Pricing
Leadership Coalition ,(2017) kann errechnet werden, in welchem Maße die verschie-
denen Einkommensgruppen von PCA profitieren oder zus�tzlich belastet werden.

3.3. Operationalisierung

Wie bereits erl�utert, werden zur Analyse Individualdaten auf Ebene der Haushalte
verwendet. Da die Haushalte eine unterschiedliche Anzahl an Personen aufweisen,
ist es notwendig, die verwendeten Variablen zu normieren. Der Artikel folgt dabei
dem Vorgehen von Sk�ld et al. (2018, S. 4048), das auf der „modified scale“ der
OECD beruht. Hierbei weder sogenannte „Consumption Units“ (CUs) berechnet,
mithilfe derer die Werte der einzelnen Variablen normiert werden. Die CUs ergeben
sich wie folgt: Einer CU wird f�r den ersten Erwachsenen jedes Haushalts der Wert 1
zugeteilt; f�r jeden weiteren Erwachsenen wird der Wert 0.5 und f�r jedes Kind ein
Wert von 0,3 addiert (Sk�ld et al. 2018, S. 4048; OECD 2013). Ein Haushalt mit drei
Erwachsenen und zwei Kindern w�rde daher den Wert 2,6 (1+2*0,5+2*0,3) zugewie-
sen bekommen. Die CUs werden individuell f�r jeden Haushalt berechnet. Anschlie-
ßend werden die metrischen Variablen, wie z.B. das Einkommen oder der CO2-Fuß-
abdruck, durch den Wert der CU geteilt. Die Werte der Variablen werden somit auf
einen Einpersonenhaushalt normiert. Wird im Weiteren von Haushalten gesprochen,
sind immer Einpersonenhaushalte gemeint.

3 Die Einteilung der Einkommensschichten beruht auf Berechnungen des Instituts der Deutschen Wirt-
schaft (2019), die auf Grundlage des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) vorgenommen wurden.
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Tabelle 1 gibt einen �berblick �ber die in der Regressionsanalyse verwendeten Va-
riablen. Neben dem j�hrlichen CO2-Fußabdruck und dem monatlichen Einkommen
werden auf Basis bisheriger Ergebnisse weitere Kontrollvariablen in das Modell auf-
genommen. Bestehende Studien unterscheiden zwischen demographischen, �kono-
mischen und kognitiven bzw. verhaltensbasierten Determinanten des CO2-Fußab-
drucks (Baiocchi et al. 2010; B�chs und Schnepf 2013, Xu et al. 2015). Um diese Be-
reiche zu repr�sentieren, werden die Determinanten: Alter (demographisch), Bildung
und Umweltbewusstsein (kognitiv bzw. verhaltensbasiert) in das Regressionsmodell
inkludiert.

Tabelle 1: Variablen Regressionsanalyse

Abh�ngige
Variable

Operationalisierung

CO2-Fuß-
abdruck

Zur Bestimmung des CO2-Fußabdrucks werden nicht nur die direkten, sondern auch die indirek-
ten j�hrlichen GHG-Emissionen eines Haushalts erfasst. Die Definition des Fußabdrucks ent-
spricht der von Wiedmann und Minx (2008). Der Fußabdruck wird anhand der jeweiligen CU des
Haushalts normiert und ist in Kilogramm angegeben. Wie in Kapitel 2.1 dargelegt, erfasst ein
PCAS nicht alle Emissionen eines Haushalts, sondern nur Emissionen, die im Bereich der Mobili-
t�t sowie des Haushaltes entstehen. Unter Ber�cksichtigung der Umsetzbarkeit eines solchen Sys-
tems werden daher zur Berechnung des Fußabdrucks nur die Emissionen aus den folgenden Berei-
che verwendet:
1. Stromverbrauch und Warmwassererzeugung
2. Flugverkehr
3. Pkw-Nutzung
Zusammen decken die drei Teilbereiche im Mittel 53.1% der Gesamtemissionen eines Einperso-
nenhaushalts ab. Eine weiterf�hrende Diskussion zur Umsetzbarkeit eines PCAS f�r die drei Be-
reiche findet sich im Appendix.

Unabh�ngige Variable

Einkommen Die Variable Einkommen spiegelt das monatliche Gesamteinkommen eines Haushaltes wider und
ist in Euro angegeben. Das Einkommen eines Haushaltes wird mithilfe der CUs normiert.

Kontrollvariablen

Alter F�r die Variable Alter wird das mittlere Alter aller im Haushalt lebenden Personen verwendet.

Bildung Um Bildung zu operationalisieren, werden anhand der ,International Standard Classification of
Education ,(ISCED) vier Kategorien gebildet. Es wird jeweils der h�chste im Haushalt erreichte
Bildungsabschluss verwendet.
1. Niedrige Bildung: Enth�lt alle Abschl�sse bis zum ISCED-level 2 (lower secondary school).
2. Niedrige bis mittlere Bildung: Umfasst alle Abschl�sse des ISCED-level 3 (upper secondary

education).
3. Mittlere Bildung: Erfasst alle Abschl�sse des ISCED-level 4 (post-secondary non-tertiary edu-

cation).
4. Hohe Bildung: Enth�lt alle Abschl�sse des ISCED-levels 5 und dar�ber hinaus (Bachelor de-

gree or equivalent and beyond) und repr�sentiert daher ein hohes Bildungsniveau.

Umwelt-
bewusstsein

Verschiedene Studien haben gezeigt, dass vegane oder vegetarische Essgewohnheiten h�ufig
durch eine umweltbewusste Lebensweise motoviert sind (Janssen et al. 2016; Mullee et al. 2017;
Pribis et al. 2010; Radnitz et al. 2015). Daher wird eine vegetarische Lebensweise approximativ
als Indikator f�r Umweltbewusstsein verwendet. Hierf�r wird eine Dummy-Variable gebildet, die
angibt, ob die Mehrzahl der im Haushalt lebenden Personen Vegetarier/innen sind.
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Wie beschrieben, kann auf Grundlage der Regressionsmodelle errechnet werden, ab
welchem Einkommen eine Person statistisch gesehen ihr CO2-Budget �berschreitet.
Hierf�r ist es notwendig, das Budget festzulegen. Der Logik der PCA folgend, ergibt
sich dieses aus dem �ber alle Personen hinweg gemittelten CO2-Ausstoß, in den
durch das PCAS abgedeckten Bereichen. F�r die vorliegende Stichprobe ergibt sich
ein Budget von 6494 Kilogramm CO2 pro Person.

3.4. Ergebnisse und Diskussion

Um zu ergr�nden, ob ein positiver Zusammenhang zwischen dem Einkommen eines
Einpersonenhaushalts und dessen CO2-Fußabdrucks besteht, werden mehrere Re-
gressionsmodelle berechnet (siehe Tabelle 2). �ber alle Modelle hinweg zeigt sich ein
hochsignifikanter, positiver Regressionskoeffizient f�r die Variable Einkommen. Der
Wert des Regressionskoeffizienten variiert zwischen 1,52 und 1,63. Steigt das monat-
liche Einkommen eines Haushaltes um 1 Euro an, so steigt also auch dessen j�hrli-
cher CO2-Fußabdruck im Mittel zwischen 1,52 und 1,63 Kilogramm (in Abh�ngigkeit
des verwendeten Modells).

Tabelle 2: Lineare Regressionsmodelle

Lineare Regressionsmodelle

Model (1) Model (2) Model (3) Model (4)

Einkommen 1,63***
(0,29)

1,60***
(0,29)

1,57***
(0,29)

1.52***
(0,31)

Alter –20,82
(16,52)

–23,50
(16,68)

–21,79
(17,49)

Umweltbewusstsein –847,63
(770,45)

–902,67
(782,84)

Niedrige bis mittlere
Bildung

–973,31
(1243,03)

Mittlere Bildung 453,41
(1442,57)

Hohe Bildung –440,67
(1288,50)

Intercept 2275,64**
(735,86)

3213,97**
(1045,27)

3534,80**
(1084,14)

4093,41*
(1629,45)

Adjusted R2 0.226 0.230 0.232 0.229

Beobachtungen 104 104 104 104

Signifikanzniveaus: * a 10%; ** a 5%; *** a 1%
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Die Modelle 2 bis 4 zeigen, dass sich das Signifikanzniveau des Koeffizienten nicht
durch die Aufnahme der Kontrollvariablen �ndert. Der Einfluss des Einkommens
auf den CO2-Fußabdruck ist daher nicht �ber die ber�cksichtigten Drittvariablen
vermittelt. Auf Grundlage der Regressionsanalyse kann die in Kapitel 3 aufgestellte
Hypothese daher nicht verworfen werden. Es muss von einem signifikanten und po-
sitiven Zusammenhang zwischen dem Einkommen und den durch das PCAS abge-
deckten Treibhausgasemission eines Einpersonenhaushalts ausgegangen werden.
Den theoretischen �berlegungen aus Kapitel 3 folgend, w�rde die Einf�hrung eines
PCAS in Deutschland daher zu einer Umverteilung f�hren. Neben dem Wissen �ber
den Umverteilungseffekt ist zudem von Interesse, welche Einkommensschichten von
diesem Effekt betroffen sind und wie stark dieser ausf�llt. Hierf�r ist es notwendig
zu errechnen, ab welchem Einkommen ein Einpersonenhaushalt sein CO2-Budget
von 6494 Kilogramm �berschreitet. Dazu muss die Regressionsgleichung nach xi auf-
gel�st werden (siehe Appendix). Da die zus�tzlichen Kontrollvariablen keinen signi-
fikanten Einfluss haben und die G�te des Modells nicht signifikant verbessern, wird
f�r die weiteren Berechnungen das Regressionsmodell 1 verwendet.

Die Aufl�sung der Regressionsgleichung ergibt, dass ein Einpersonenhaushalt stati-
stisch gesehen sein CO2-Budget ab einem monatlichen Nettoeinkommen von mehr
als 2587,95 Euro �berschreitet. Basierend auf der Einkommensklassifizierung des
Instituts der Deutschen Wirtschaft kann bestimmt werden, wie stark die Einf�hrung
eines PCAS die verschiedenen Einkommensschichten entlasten bzw. belasten w�rde.
Der Klassifizierung folgend, geh�rt ein Einpersonenhaushalt mit einem Nettoein-
kommen zwischen 1121 und 1495 Euro zur einkommensschwachen Mitte, mit einem
Nettoeinkommen �ber 1495 und unter 2805 Euro zur Mittelschicht, mit einem Netto-
einkommen zwischen 2806 und 4673 Euro zur einkommensstarken Mitte und mit
mehr als 4673 Euro Nettoeinkommen zu den relativ Reichen (Institut der deutschen
Wirtschaft 2019). Die Berechnungen zeigen aber auch, dass nur 18% der Einperso-
nenhaushalte ein Nettoeinkommen von mehr als 2587 Euro zur Verf�gung steht (Nie-
hues und Stockhausen 2019). Tabelle 3 zeigt die Anzahl der ben�tigten Zertifikate in
Abh�ngigkeit vom jeweiligen Einkommen des Haushalts. Dar�ber hinaus wird die
Differenz zwischen ben�tigten und zur Verf�gung stehenden Zertifikaten berechnet.
Gehen wir von einem CO2-Preis zwischen 40 und 80 US-Dollar (etwa zwischen 36
und 72 Euro) aus, so wie es die ,Carbon Pricing Leadership Coalition ,(2017) f�r das
Jahr 2020 empfiehlt, so k�nnten einkommensschwache Haushalte (500–1000 Euro
monatliches Einkommen) mit einer j�hrlichen Entlastung zwischen 93,2 und 245,0
Euro rechnen. Auch f�r die einkommensschwache Mittelschicht (1100–1500 Euro) er-
g�be sich ein Plus von j�hrlich 63,8 bis 174,6 Euro.
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Tabelle 3: Finanzieller Gewinn/Verlust in Abh�ngigkeit vom Einkommen

Einkommen
Haushalt

Ben�tigte
Zertifikate

Anzahl
Zertifikate

Differenz Gewinn/Verlust
(36 Euro/ t CO2)

Gewinn/Verlust
(72 Euro/ t CO2)

0 2275,64 6494 4218,36 151,86096 303,72192

500 3090,64 6494 3403,36 122,52096 245,04192

600 3253,64 6494 3240,36 116,65296 233,30592

700 3416,64 6494 3077,36 110,78496 221,56992

800 3579,64 6494 2914,36 104,91696 209,83392

900 3742,64 6494 2751,36 99,04896 198,09792

1000 3905,64 6494 2588,36 93,18096 186,36192

1100 4068,64 6494 2425,36 87,31296 174,62592

1200 4231,64 6494 2262,36 81,44496 162,88992

1300 4394,64 6494 2099,36 75,57696 151,15392

1400 4557,64 6494 1936,36 69,70896 139,41792

1500 4720,64 6494 1773,36 63,84096 127,68192

1600 4883,64 6494 1610,36 57,97296 115,94592

1700 5046,64 6494 1447,36 52,10496 104,20992

1800 5209,64 6494 1284,36 46,23696 92,47392

1900 5372,64 6494 1121,36 40,36896 80,73792

2000 5535,64 6494 958,36 34,50096 69,00192

2100 5698,64 6494 795,36 28,63296 57,26592

2200 5861,64 6494 632,36 22,76496 45,52992

2300 6024,64 6494 469,36 16,89696 33,79392

2400 6187,64 6494 306,36 11,02896 22,05792

2500 6350,64 6494 143,36 5,16096 10,32192

2600 6513,64 6494 –19,64 –0,70704 –1,41408

2700 6676,64 6494 –182,64 –6,57504 –13,15008

2800 6839,64 6494 –345,64 –12,44304 –24,88608

2900 7002,64 6494 –508,64 –18,31104 –36,62208

3000 7165,64 6494 –671,64 –24,17904 –48,35808

3500 7980,64 6494 –1486,64 –53,51904 –107,03808

4000 8795,64 6494 –2301,64 –82,85904 –165,71808

4500 9610,64 6494 –3116,64 –112,19904 –224,39808

4700 9936,64 6494 –3442,64 –123,93504 –247,87008
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Anders sieht es f�r die Mittelschicht (1600-2900 Euro) aus. W�hrend Haushalte, die
unter der Einkommensschwelle von 2587,95 Euro bleiben, mit einem Plus von maxi-
mal 115,9 Euro rechnen k�nnten, k�me auf B�rger, derenEinkommen�ber demBetrag
von 2587,95Euro liegt, einemaximaleBelastung von 36,6 Euro zu. Ein klares Bild zeigt
sich bei den Einkommensst�rksten (3000-4700 Euro). Hier erg�ben sich minimale
Mehrkosten von 24,2 Euro undmaximaleMehrkosten von 247,9 Euro pro Jahr.

Abbildung 1: CO2e-Ausstoß in Abh�ngigkeit des monatlichen Haushaltseinkommens

Bitte beachten: Die Gr�ße der Punkte ist nach dem CO2-Ausstoß gewichtet. Schwarze Punkte auf der linken Seite weisen 
ein Nettoeinkommen kleiner als 2587.95 Euro auf, besitzen aber einen h�heren Ausstoß als 6494 Kilogramm CO2. 
Schwarze Punkte auf der rechten Seite besitzen ein h�heres Nettoeinkommen aber einen niedrigeren CO2-Fußabdruck.

Die Berechnungen legen daher nahe, dass einkommensschwache Schichten nicht 
durch das PCAS belastet würden, sondern vielmehr von diesem profitieren könnten. 
Die Ergebnisse schließen damit an die Studie von Thumim und White (2008, S. 3) an, 
die f�r ein System der TEQs in Bezug auf Großbritannien zeigen konnten, dass 71%
der Haushalte der drei untersten Einkommensdezile von TEQ profitieren w�rden, 
w�hrend 55% der Haushalte der obersten drei Einkommensdezile entweder Zertifi-
kate nachkaufen oder ihren CO2-Fußabdruck reduzieren m�ssten. Auch f�r die hier 
vorliegende Stichprobe zeigt sich, dass 52,83% der Haushalte ein Einkommen unter 
2587,95 Euro haben und somit statistische gesehen von PCA profitieren sollten. Hin-
zu kommt, dass nur 14,81% der Haushalte, die ein Einkommen unter 1496 Euro be-
sitzen, einen j�hrlichen Ausstoß von �ber 6494 Kilogramm CO2 aufweisen (siehe Ab-
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bildung 1). Orientiert man sich an den nationalen Klimaschutzzielen der Bundesre-
gierung (Umweltbundesamt 2019), die eine j�hrliche Reduktion der Treibhausgas-
emissionen um etwa 3 Prozent vorsehen, so zeigt sich, dass Einpersonenhaushalte,
denen weniger als 1500 Euro im Monat zur Verf�gung stehen, im Mittel erst ab dem
Jahr 2029 belastet w�rden, selbst wenn sie ihren CO2-Fußabdruck nicht reduzieren
w�rden.

4. Fazit und Ausblick

Ziel dieses Artikels ist es zu ergr�nden, ob PCA f�r Deutschland ein geeignetes In-
strument darstellen, um einen progressiven Klimaschutz zu gew�hrleisten. Dies ist
nur der Fall, wenn es einen signifikanten und positiven Zusammenhang zwischen
dem Einkommen und den durch das PCAS abgedeckten Treibhausgasemissionen ei-
nes Haushalts gibt. Um zu ergr�nden, ob ein solcher Zusammenhang besteht, wur-
den verschiedene lineare Regressionsmodelle berechnet. �ber alle Modelle hinweg
zeigt sich ein signifikant positiver Zusammenhang zwischen dem Einkommen und
dem CO2-Fußabdruck eines Haushaltes. Dar�ber hinaus kann auf Grundlage der Re-
gressionsmodelle gezeigt werden, dass statistisch gesehen ein Einpersonenhaushalt
mit einem Nettomonatseinkommen von mehr als 2587,95 Euro das vorgegebene CO2-
Budget von 6494 Kilogramm �berschreiten w�rde. Legt man den pr�ferierten CO2-
Preis der ,Carbon Pricing Leadship Coalition ,zugrunde, so ergibt sich f�r einkom-
mensschwache Haushalte eine maximale j�hrliche Entlastung von 245 Euro. Haus-
halte der einkommensst�rksten Schicht m�ssten dagegen mit Mehrkosten von bis zu
247 Euro rechnen. F�r die Stichprobe zeigt sich, dass 52,83% der Einpersonenhaus-
halte ein Monatsnettoeinkommen unter der errechneten Schwelle von 2587,95 Euro
erwirtschaften und somit statistisch gesehen mit einer Entlastung rechnen k�nnten.
PCA scheinen daher – unter Ber�cksichtigung der unter sozialen und politischen Ge-
sichtspunkten wichtigen Verteilungswirkung von Klimaschutzmaßnahmen – eine Al-
ternative zu den bisher g�ngigen Klimaschutzinstrumenten zu sein.

Neben dem Umverteilungseffekt bringt ein PCAS noch weitere Vorteile mit sich. Wie
bei einem ETS wird der CO2-Ausstoß �ber die Gesamtanzahl der Zertifikate be-
schr�nkt und reduziert. Der Ausstoß kann daher effizienter als bei einer CO2-Steuer
gesteuert werden (Feld et al. 2019, S.60). Da Unternehmen nur indirekt durch das
System betroffen sind, ist es zudem unwahrscheinlich, dass es zum Problem des ,Car-
bon Leakage ,kommt, also zur Verlagerung von Produktionsst�tten in Staaten mit
geringeren Klimaschutzauflagen. Ein weiterer großer Vorteil von PCA besteht in der
Transparenz und Sichtbarkeit von klimafreundlichem Verhalten (Woerdman und
Bolderdijk 2017, S. 567ff.). Ein PCAS stellt jedem B�rger/in eine �bersicht �ber sei-
nen/ihren individuellen CO2-Fußabdruck zur Verf�gung und macht damit die Aus-
wirkungen des eigenen Handelns auf die Umwelt sichtbar. Dar�ber hinaus wird der
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eigene CO2-Fußabdruck durch das vorgegebene Budget, das sich am Gesamtmittel-
wert orientiert, in einen Kontext gesetzt (Duscha, 2014, S. 19).

Allerdings bringen PCA auch einige Nachteile mit sich, die eine Einf�hrung er-
schweren. Verglichen mit einem ETS und einer CO2-Steuer ist ein PCAS aus admini-
strativer Sicht aufw�ndiger und daher auch mit deutlich h�heren Kosten verbunden
(Duscha 2014, S. 19). Hinzu kommt, dass je nach Ausgestaltung des Systems perso-
nenbezogene Daten in großem Umfang erhoben und ausgewertet werden m�ssen.
Ein PCAS greift daher in die Privatsph�re von Personen ein, was zu datenschutz-
rechtlichen Problemen f�hren k�nnte. Es muss daher zwischen Klima- und Daten-
schutz abgewogen werden. Dar�ber hinaus gibt es in der bisherigen Forschungslite-
ratur keine gefestigten Ergebnisse bez�glich der gesellschaftlichen Akzeptanz von
PCT (Starkey 2012, S. 27; Fawcett 2010). Somit k�nnen keine verl�sslichen Aussagen
�ber die gesellschaftliche Akzeptanz von PCT bzw. PCA getroffen werden.

In der Bundesrepublik hat sich bisher keine gesellschaftliche und politische Debatte
�ber PCT im Allgemeinen und PCA im Speziellen entwickelt, daher scheint eine Ein-
f�hrung zum jetzigen Zeitpunkt unwahrscheinlich (Dosch 2008, S. 32, Duscha 2014,
S. 25ff.). Wie diese Studie gezeigt hat, stellt ein PCAS jedoch aus verteilungspoliti-
scher Sicht eine �berlegenswerte Alternative zu bisher g�ngigen Bepreisungssyste-
men dar.
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Anhang  

Im Folgenden wird die Regressionsgleichung, die sich aus Tabelle 2 Model (1) ergibt, nach xi 

aufgelöst: 

Yi =  β0 + β1xi 

CO2i
= 2275,64 + 1,63xi 

6494 = 2275,64 + 1,63xi | -2275,64 

4218,36 = 1,63xi | /1,63 

2587,95 = xi 

Es ergibt sich ein Wert von 2587,95 für xi. 

 

Diskussion zur Bestimmung des Cap  

Wie erläutert, erfasst ein PCAS nicht alle Emissionen eines Haushalts, sondern nur einen ge-

wissen prozentualen Anteil der Gesamtemissionen. PCA sieht vor, Emissionen aus dem Indi-

vidual- und dem öffentlichen Verkehr abzudecken sowie Emissionen, die durch den im Haus-

halt anfallenden Energiebedarf entstehen, mit einzubeziehen (Duscha 2014, S. 18). Ein Nachteil 

von PCA ist der administrative Aufwand, weshalb dieser so gering wie möglich gehalten wer-

den sollte. Es bietet sich daher an, nicht alle Emissionen der Sektoren Wohnen und Verkehr 

durch ein PCAS abzudecken. Vielmehr sollten nur Bereiche erfasst werden, bei denen die Emis-

sionen einfach bestimmt und zugeordnet werden können. Gleichzeitig sollte aber auch eine 

möglichst hohe CO2-Abdeckung durch das System erzielt werden. Im Haushaltsektor bieten 

sich besonders die Teilbereiche des Stromverbrauchs und der Warmwassererzeugung an. Mit 

Strom- und Gaszählern liegen hier bereits geeignete Messmethoden zur Bestimmung des jähr-

lichen Verbrauchs vor. Die jeweiligen Anbieter müssten dann einem staatlichen Kontrollorgan 

den individuellen Verbrauch melden, ähnlich wie Arbeitgeber, die steuerrelevante Daten dem 

Finanzamt zur Verfügung stellen müssen. Auf Grundlage der Daten zur Stromzusammenset-

zung (erneuerbare Energien, Kernkraft, Kohle, Erdgas, etc.), die viele Energieversorger ihren 

Kunden bereits freiwillig zur Verfügung stellen, könnte der jeweilige CO2-Ausstoß ermittelt 

und automatisch vom Budget des Vertragsnehmers abgezogen werden. Ölheizungen stellen ei-

nen Sonderfall dar, da der Verbrauch nicht über Zählerstände abgelesen werden kann. Aus die-
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sem Grund müssten Anbieter verpflichtet werden, dem Kontrollorgan die Öllieferungen an Pri-

vathaushalte zu melden. Im Grunde reichen die Menge, der Name und die Anschrift des Ver-

tragspartners, um die potentiellen CO2-Emissionen der jeweiligen Lieferung zu bestimmen; 

auch diese könnten dann vom jeweiligen Budget des Vertragsnehmers abgezogen werden. Der 

Stromverbrauch und die Warmwassererzeugung sind für 2,57 bis 3,21 Tonnen CO2 pro Kopf 

verantwortlich. Durch deren Einbeziehung könnten etwa 26,8% der Gesamtemissionen einer 

Person abgedeckt werden. 

Im Bereich Verkehr bietet es sich an, die Emissionen von Flugreisen zu erfassen, die im Mittel 

für ca. 12,1% (1,16-2,55 Tonnen CO2 pro Kopf) der Gesamtemissionen einer Person verant-

wortlich sind. Seit 2012 ist der Luftverkehr Bestandteil des EU ETS. Im diesem Rahmen sind 

alle Luftfahrtbetreiber, deren Luftfahrzeuge im Hoheitsgebiet der EU-Mitgliedstaaten landen 

und starten, verpflichtet, für jede aus ihrem Gewerbe resultierende Tonne CO2 eine Emissions-

berechtigung abzugeben (Deutsche Emissionshandelsstelle 2017). Daher müssen schon heute 

Luftfahrtbetreiber ihre jährlichen Emissionen ermitteln und berichten. Es liegen somit für in-

nereuropäische Flüge bereits Emissionsdaten vor. Zusätzlich sind die Luftfahrtunternehmen 

seit 25.05.2018, im Zuge des Gesetzes zur Verarbeitung von Fluggastdaten, dazu verpflichtet, 

bei Flügen innerhalb Europas und in Drittstaaten die Fluggastdatensätze (PNR-Daten) an das 

Bundeskriminalamt zu übermitteln. Die Daten umfassen unter anderem den Familien-, Geburts- 

und Vornamen des Fluggastes sowie dessen Anschrift und den Reisestatus mit Angaben über 

Reisebestätigung, Eincheckstatus und angetretene bzw. nicht angetretene Flüge (Bundeskrimi-

nalamt 2019a, 2019b). Mit diesen Angaben gibt es eine solide Datenbasis, die eine Zuordnung 

von Emissionen zu Einzelpersonen möglich machen würde. Da alle wichtigen Daten zur Be-

stimmung der CO2-Emissionen vorliegen, müsste lediglich eine gesetzliche Anpassung statt-

finden, die es ermöglichen würde, Daten automatisch dem staatlichen Kontrollorgan zu über-

mitteln.  

Ein weiterer wichtiger Bereich im Verkehrssektor ist die Nutzung des eigenen Pkws. Diese 

verursacht pro Jahr und Kopf zwischen 1,43 und 2,07 Tonnen CO2. Im Mittel gehen somit 

14.2% der Gesamtemissionen einer Person auf die Nutzung des Pkws zurück. Diese Emissionen 

durch ein PCAS abzudecken, gestaltet sich als schwierig, jedoch nicht unmöglich. Seit 2009 

sind Hersteller von Pkws und leichten Nutzfahrzeugen innerhalb der EU einer CO2-Regulierung 

unterworfen, die den durchschnittlichen Ausstoß aller neu zugelassenen Fahrzeuge eines Her-

stellers regelt, indem ein gesetzlich festgelegter Grenzwert, in Gramm pro Kilometer, nicht 

überschritten werden darf (Verband der deutschen Automobilindustrie 2018). Seit 2009 gibt es 
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daher für alle Pkws Werte für den CO2-Ausstoß pro Kilometer. Auf Grundlage der Fahrleistung 

kann somit approximativ der Ausstoß berechnet werden. Natürlich handelt es sich dabei ledig-

lich um einen gemittelten Wert, der das individuelle Fahrverhalten einer Person und den tat-

sächlichen Verbrauch nicht berücksichtigt. Klar ist aber auch, dass kleine, spritsparende Autos 

im Durchschnitt weniger emittieren als große, PS-starke Pkws. Die zurückgelegten Kilometer 

und die daraus resultierenden Emissionen könnten im Rahmen der zweijährigen Hauptuntersu-

chung ermittelt werden und würden dann das CO2-Budget des Fahrzeughalters belasten. Ein 

schwerwiegendes Problem bliebe jedoch. Für Modelle, die vor 2009 zugelassen wurden, liegen 

nur wenige oder gar keine Daten zum CO2-Ausstoß vor. Diese müssten also nacherhoben wer-

den. Es stellt sich zudem die Frage nach car-sharing/Autovermietung. In diesem Fall müssten 

wiederum die Anbieter in die Pflicht genommen werden, die Emissionsdaten zu übermitteln. 

Es handelt sich dabei jedoch um technisch gesehen kleinere Probleme, da sowohl bei car-sha-

ring als auch bei der Autovermietung detaillierte Daten über den Nutzer erhoben werden.  

Die drei angesprochenen Teilbereiche Strom- und Warmwassererzeugung, Flugreisen und die 

Nutzung des eigenen Pkws sind zusammen für 5,6 bis 7,4 Tonnen CO2 pro Kopf verantwortlich 

und decken im Mittel 53,1% der Gesamtemissionen einer Person ab. Ein PCAS, das diese drei 

Teilbereiche enthält, könnte eine ähnliche Abdeckung erreichen wie ein System, das alle Emis-

sionen der Sektoren Wohnen und Mobilität berücksichtigt (53,1% zu 57,0%). Aus administra-

tiver Sicht würde es sich daher anbieten, lediglich die drei angesprochenen Teilbereiche in ein 

PCTS zu überführen. Bei einem solchen System erhielte jeder Bürger 6494 Zertifikate, wobei 

ein Zertifikat zum Ausstoß von einem Kilogramms CO2 berechtigt. 

 

 Breusch-Pagan-Test 

 Model (1) Model (2) Model (3) Model (4) 

Teststatistik 4,2681 3,518 4,176 9,524 

Freiheitsgrade 1 2 3 6 

P-Value 0,039 0,172 0,243 0,146 

Tabelle A1: Breusch-Pagan-Test auf Heteroskedastizität 
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 Lineares Regressionsmodel (mit robusten Standardfehler) 

 Model (1) 

Einkommen 1,63*** 

(0,34) 

Intercept 2275,64** 

(752,53) 

Beobachtungen 104 

Tabelle A2: Regressionsmodel 1 mit robusten Standardfehlern 

Signifikanzniveaus: * < 10%; ** < 5%; *** < 1% 
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Abstract
The literature on carbon pricing offers competing explanations for the introduction of car-
bon taxation. This article contributes to the field by highlighting the interaction of dynamic
political factors and external pressures in explaining the timing of the adoption of carbon
taxes. Focusing on the second wave of European countries, the study combines the multi-
ple streams framework with qualitative comparative analysis to identify conditions favour-
able to the introduction of carbon taxes. Additional case studies on Ireland and Portugal
serve to illuminate the reform process, especially the role of policy entrepreneurs. This
approach yields three insights. First, fiscal crises provide political actors with an opportu-
nity to raise environmental taxes. Second, the introduction of carbon taxation is most likely
when push and pull factors come together, i.e. when high problem pressure coincides with
governments receptive to environmental issues. Finally, the prospects of “green” policy
entrepreneurs are strongly determined by their standing within the government.

Keywords: Carbon tax; climate policy; Ireland; multiple streams; Portugal; QCA

Introduction
Regulatory efforts to fight climate change by carbon pricing come mainly in two forms,
carbon taxes and emission trading. Often seen as competing approaches to reducing
emissions, the environmental and economic implications of both the instruments have
been widely discussed in the literature (e.g. Andersen 2009; Speck 2013; Haites 2018). In
addition, there is a substantial literature on the political and economic determinants of
carbon pricing which is dominated by studies which either highlight international fac-
tors such as policy diffusion and the role of international organisations (Thisted and
Thisted 2019; Steinebach et al., 2021) or offer in-depth accounts of policy adoption
on the national level or, as in the case of the European Emission Trading System

© The Author(s), 2022. Published by Cambridge University Press. This is an Open Access article, distributed under the
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unrestricted re-use, distribution and reproduction, provided the original article is properly cited.
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(EU ETS), the supranational level (e.g. Sterner 1994; Kasa 2000; Sairinen 2003; Convery
2009; Sénit 2012; Convery et al. 2013; Ryan and Micozzi, 2021).

Focusing on the politics of carbon taxation in Europe, we contribute to the lim-
ited but growing literature taking a comparative perspective (Harrison 2010;
Andersen 2019; Skovgaard et al. 2019). Thus far, research has focused on the ques-
tion why some countries introduce carbon taxes and why others refrain from doing
so, i.e. which factors support or impede the choice of this policy instrument. On the
national level, economic, political, and institutional determinants can be distin-
guished. Concerning domestic institutions, existing research shows that parliamen-
tary systems with proportional representation and neo-corporatist policy structures
provide a favourable context for the introduction of carbon taxes (Harrison 2010;
Andersen 2019). Proportional electoral systems in turn facilitate access to govern-
ment for green parties, which are seen as important political actors pushing for car-
bon taxes (Andersen 2019, 1097). Finally, Skovgaard et al. (2019) highlight the
importance of the economic context by showing that fiscal and economic crises
at times contributed to the adoption of carbon pricing, including carbon taxes.

This article contributes to the literature by highlighting the interaction of politi-
cal factors and external pressures in explaining the timing of policy adoption. Given
this interest in the timing of policies, our analysis focuses on dynamic political and
socio-economic context factors, such as government partisanship and fiscal pres-
sure, as well as the role of policy entrepreneurs.1 While existing research has mainly
concentrated on the Nordic pioneers (Sterner 1994; Kasa 2000; Sairinen 2003), we
focus on six West European countries (France, Iceland, Ireland, Portugal, Spain, and
the UK) which introduced carbon taxation while already participating in the EU
ETS. To answer the question of why those countries introduced supplemental car-
bon taxes at the time they did, we apply the multiple streams framework (MSF)
which is well suited to investigate the timing of policies (Kingdon 1995;
Zahariadis 2003). In contrast to previous research in the field which applies the
MSF to single cases or a small number of cases (e.g. Keskitalo et al. 2012;
Cooper-Searle et al. 2018; Ryan and Micozzi 2021), we combine qualitative compar-
ative analysis (QCA) and case studies. We are thus able to offer more general
insights concerning favourable context conditions for the adoption of carbon taxes
as well as insights on how favourable and unfavourable conditions affect the efforts
of policy entrepreneurs in practice.

The article is structured as follows: we first provide an overview of the emergence
of carbon taxation in Europe. Next, the MSF is applied to the policy subfield of car-
bon taxation. After outlining the research design, we then conduct the empirical
analysis which consists of two parts, the QCA covering all six countries and two
case studies on Ireland and Portugal. In the conclusion, we summarise our findings,
connect them to the literature in the field and discuss strengths and limitations of
our methodological approach.

The emergence of carbon taxation in Europe
To put a price on carbon to internalise the external costs of climate, unfriendly
behaviour is neither a radical nor a new idea. In fact, the original idea of a carbon
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tax was introduced more than 30 years ago, at the International Conference of the
Changing Atmosphere in Toronto (Andersen 2019, 1084). Subsequently, European
countries established themselves as frontrunners in carbon taxation (Speck 2013,
172–174). In 1990, Finland was the first country to introduce a carbon tax by put-
ting a price on the CO2 emissions of fuels. Poland, Norway, Sweden, and Denmark
followed suit and implemented carbon taxes in 1990, 1991, and 1992 (World Bank
2019, 14). After the Rio Earth Summit in 1992, the European Commission started an
initiative to introduce an EU-wide carbon energy tax (Padilla and Roca 2004, 273–
274). But those efforts failed due to strong opposition of industrial lobbies which is
why the carbon energy tax proposal was formally withdrawn in 1997 (Convery
2009, 392–393). Consequently, the European Commission changed its strategy in
the wake of the Kyoto negotiations and pushed for the introduction of emission
trading instead of carbon taxation to meet the EU’s Kyoto targets (Convery
2009, 398–405). This time, the initiative was successful and resulted in the establish-
ment of the EU ETS in 2005. With the introduction of the EU ETS, it was question-
able if further European countries would introduce carbon taxes. However, as
Table 1 shows, this was the case as Iceland, Ireland, the UK, France, Spain, and
Portugal introduced national carbon taxes after the launch of the EU ETS.2

In accordance with Thisted and Thisted (2019), national carbon pricing in Western
Europe can thus be divided into three phases. The first wave (1990–2000) mainly con-
sisting of the Nordic pioneers (Finland, Sweden, Norway, and Denmark), a transition
period (2000–2008) characterised by the introduction of an EU-wide pricing system,
and finally the second wave covering countries which have introduced carbon taxes

Table 1. Carbon taxes in Europe

Country
Year of adoption/
implementation

Part of EU ETS by
time of adoption

Price November
2019 in US$/tCO2e

Share of jurisdiction’s
emissions covered

(in percent)

Finland 1989/1990 No 58.50/68.43 36.36
Poland 1989/1990 No 0.08 3.74
Norway 1990/1991 No 3.26/57.14 61.81
Sweden 1990/1991 No 121.29 39.61
Denmark 1991/1992 No 22.17/25.91 39.98
Slovenia 1996/1997 No 19.09 23.61
Estonia 1999/2000 No 2.21 3.3
Latvia 2003/2004 No 4.97 14.68
Liechtenstein 2007/2008 Yes 96.57 26.0
Switzerland 2007/2008 No 96.57 33.29
Iceland 2009/2010 Yes 31.30 26.57
Ireland 2009/2010 Yes 22.07 49.66
UK 2011/2013 Yes 21.79 23.28
France 2013/2014 Yes 49.23 35.2
Spain 2013/2014 Yes 16.56 2.51
Portugal 2014/2015 Yes 14.06 28.5

Note: Finland, Norway, and Denmark do not have one carbon price for all emissions. While Finland differentiates between
transport (higher price) and other fuels (lower price), Denmark has separate prices for fossil fuels (higher price) and
F-gases (lower price). Norway uses different tax rates for different industries, with emission-intensive industries
having to pay a lower fee.
Source: World Bank (2019).
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since 2008. This study concentrates on the six West European “second-wavers” for
mainly two reasons. First, previous research has primarily been focused on the
Nordic pioneers (see Sterner 1994; Kasa 2000; Sairinen 2003). Second, the situation
of pioneers and second wavers is hardly comparable as they adopted carbon taxation
under different circumstances. Carbon pricing has over time “transitioned from being a
policy employed only by pioneer countries to becoming a global norm” (Thisted and
Thisted 2019, 1), i.e. the pressure to introduce national measures to fight climate change
has risen considerably. In contrast to the pioneers, second wavers are facing interna-
tionally binding emission reduction targets while already participating in the EU
ETS, a supranational system to lower carbon emissions.

While all six countries introduced supplemental carbon taxes, we ask what
accounts for the exact timing of policy adoption. Given the static nature of institu-
tional features, we assume that dynamic socio-economic and political factors con-
tributed to this result and that the interaction of those dynamic factors proved
crucial. To capture the interplay of problem pressure and political factors, we apply
the MSF which is presented in the next section.

Applying the MSF to carbon taxation
The original goal of the MSF, as formulated by John Kingdon, is to answer the ques-
tion when a policy idea’s time has come or, less philosophically, “what makes people
in around government attend, at any given time, to some subjects and not to others”
(Kingdon 1995, 1). While Kingdon primarily concentrated on agenda setting, other
authors later on expanded the MSF to the decision-making process (Zahariadis
2003; Herweg et al. 2015). At the heart of the MSF is the conceptualisation of three
streams – problem stream, political stream, and policy stream – which float inde-
pendently of each other and have to be coupled by policy entrepreneurs in the
policy-making process under favourable conditions (Kingdon 1995, 196–208;
Herweg et al. 2015; Herweg et al. 2018). Policy changes, such as the introduction
of a carbon tax, are supposed to be most likely when the three streams are “ripe”
and a policy window available because it is under those conditions that policy entre-
preneurs have the best chances to succeed in coupling the three streams. At this
point, it is important to note that the MSF is based on a probabilistic logic, i.e.
if the conditions are met, policy change becomes more likely but is not guaranteed
(Kingdon 1995, 208). Correspondingly, if one or more of those conditions are not
met, policy change becomes less likely but cannot be ruled out.

Problem stream

The problem stream contains the problems which are simultaneously discussed in
the political system. But what constitutes a problem? A problem results from the gap
between people’s perceptions of how things are and how they ought to be. While
there are countless potential problems at any given time, only a few succeed in mak-
ing it to the political agenda. This happens through indicators, focusing events, and
feedback from existing programs (Kingdon 1995, 90–115). In our case, two different
kinds of indicators are crucial. Thus, while the case for carbon taxation is often made
on environmental grounds, we emphasise that fiscal considerations must not be
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neglected. If a country does not meet its climate targets, “environmental pressure”
rises to implement countermeasures such as carbon taxation. Similarly, if a country
comes under severe fiscal pressure, the introduction of carbon taxes offers an attrac-
tive option to generate additional revenues, at least when compared with raising
other taxes (Jagers and Hammar 2009, 224–229; Schlegelmilch and Joas 2016).
This argument is supported by previous studies which show that not only environ-
mental but also fiscal considerations play an important role in the introduction of
carbon taxes (Sterner 1994; Harrison 2010; Speck 2013; Skovgaard et al. 2019).
Consequently, we expect the problem stream to be ripe when environmental or fis-
cal pressure is high.

Political stream

The political stream focuses on the distribution of power within the political system
but also within society. In Kingdon’s original analysis of political decisionmaking in
the USA, this includes government ideology, organised interests as well as the
“national mood” (Kingdon, 1995, 145–164). Given that all countries covered by
our analysis represent parliamentary systems, we follow Zahariadis (2003) who
argues that, with this system of government, government ideology is supposed to
be the crucial factor in the political stream (see also Herweg et al. 2018, 36–37).
More precisely, we argue that it is the emphasis governing parties put on environ-
mental issues that matters. Green parties and other green-minded parties in govern-
ment are more likely to introduce carbon taxation than parties representing
conventional growth ideologies (cf. Andersen 2019). Hence, we expect the political
stream to be ripe when a green-minded government is in power.

Policy stream

The policy stream, also described by Kingdon as “the policy primeval soup”, con-
tains the ideas that float around in the communities of policy experts. This stream
thus contains policy options, such as the introduction of a carbon tax, which at some
point might become the solutions to one of the problems present in the problem
stream. To do so, proposals have to meet some ‘criteria of survival’, i.e. they must
neither collide with organisational, technical, and legal restrictions (technical feasi-
bility) nor with budget constraints (financial viability), and they have to be in line
with general values dominant in the relevant policy community (value acceptability)
(Kingdon 1995, 116–144). Since carbon taxes do not generate financial costs but
revenues and the implementation of those taxes is, as many countries have proven,
technically feasible, the support by policy experts seems to be the main factor con-
cerning the ripeness of the policy stream.

Policy windows

According to the MSF, policy change results from the successful coupling of the
three streams. The precondition for a successful coupling is the opening of a policy
window. Policy windows can either open in the problem stream or in the political
stream. In the former case, focusing events or changes of indicators can steer
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attention to a problem and thus provide the opportunity to present fitting policy
solutions. In the latter case, political changes such as changes of government can
offer policy entrepreneurs an opportunity to advance new policy proposals
(Kingdon 1995, 173–175; Zahariadis 2003, 66–86). Given its crucial role in the
MSF, a policy window in either of the two streams is a necessary condition for
the coupling of the streams and policy change.

Policy entrepreneurs

While ripe streams and an open policy window are the conditions under which pol-
icy change becomes likely, policy entrepreneurs are the central actors in the cou-
pling process (Kingdon 1995, 179–183; Herweg et al. 2018, 28–29). Policy
entrepreneurs are actors who invest their resources in coupling the three streams
in return for “anticipated future gains in form of material, purposive, or solidary
benefits” (Kingdon 1995, 179). The chances of success rise when policy entrepre-
neurs have direct access to policymakers or, even better, when they hold a leadership
position within the government (Kingdon 1995, 180–181; Herweg et al. 2015, 445–
446). Hence, we argue that it is essential that a policy entrepreneur engages in cou-
pling the streams and that the introduction of a carbon tax becomes more likely
when a leading member of government, such as the prime minister or the minister
of finance, serves as policy entrepreneur.

Research design
The MSF has thus far mainly been applied to qualitative studies of single cases or a
small number of cases (for applications to climate policy see, e.g. Keskitalo et al.,
2012; Cooper-Searle et al., 2018; Ryan and Micozzi, 2021). Engler and Herweg
(2019) outline the high barriers of entry for medium and large n applications of
the MSF, which result from methodological issues as well as data availability. In
order to overcome those barriers, we follow three suggestions made by these
authors: (1) the choice of a method that corresponds with the framework’s research
questions, (2) a partial application of the MSF, and (3) the combination of different
methods to make use of their various advantages.

Concerning the choice of an appropriate method for applying the MSF to our
medium n sample of 16 legislative periods, we opt for QCA.3 The main advantage
of this method is that it “enables researchers to examine the interplay of individual
factors and their combined effect on the outcome much more easily than regression
analyses” (Engler and Herweg 2019, 913). This makes QCA the appropriate method
to analyse the interaction of socio-economic and political factors in the introduction
of supplemental carbon taxes in a medium number of cases. Due to theoretical con-
siderations as well as data availability, we follow the example of the few existing
MSF/QCA studies (see Sager and Rielle 2013; Sager and Thomann 2017) and con-
fine the crosscase analysis to a partial application of the MSF by concentrating on
four elements: environmental and fiscal pressure in the problem stream, the ripeness
of the political stream in terms of government ideology and the availability of a pol-
icy window. This restriction is based on the preliminary assumption that the policy
stream is supposed to be ripe as carbon pricing has become a global norm. Experts,

6 Fabio Bothner et al.

ht
tp

s:
//

do
i.o

rg
/1

0.
10

17
/S

01
43

81
4X

21
00

02
10

D
ow

nl
oa

de
d 

fr
om

 h
tt

ps
://

w
w

w
.c

am
br

id
ge

.o
rg

/c
or

e.
 IP

 a
dd

re
ss

: 1
88

.2
10

.5
9.

16
3,

 o
n 

31
 Ja

n 
20

22
 a

t 1
1:

08
:3

4,
 s

ub
je

ct
 to

 th
e 

Ca
m

br
id

ge
 C

or
e 

te
rm

s 
of

 u
se

, a
va

ila
bl

e 
at

 h
tt

ps
://

w
w

w
.c

am
br

id
ge

.o
rg

/c
or

e/
te

rm
s.

https://doi.org/10.1017/S0143814X21000210
https://www.cambridge.org/core
https://www.cambridge.org/core/terms


especially climate economists, will generally not oppose but support related reform
initiatives (Rabe 2018; Thisted and Thisted 2019).

In accordance with Sager and Thomann (2017), we also exclude policy entrepre-
neurs from the QCA. This is for methodological as well as theoretical reasons. First,
coding the presence or absence of a policy entrepreneur in a convincing way
requires substantial qualitative information about the coupling process, which is
hard to come by for all 16 cases (cf. Engler and Herweg 2019, 909). But the exclusion
of policy entrepreneurs from the QCA can also be justified on theoretical grounds.
The goal of the QCA is to reveal the conditions under which carbon taxes were
adopted. In contrast, the role of policy entrepreneurs is closely tied to their actual
actions under those conditions (see e.g. Harrison, 2010). Analytically, it therefore
makes sense to analyse the conditions of policy adoption in the first step and to
take a closer look at the coupling activities of potential policy entrepreneurs in
the second step. For this purpose, the QCA has to be complemented by process
tracing to examine the supposed causal mechanisms (Beach and Rohlfing 2018;
Blatter and Haverland 2012, 231–235). We thus supplement the QCA with two case
studies, which allow us to focus on the coupling efforts by policy entrepreneurs
under favourable as well as unfavourable conditions.

Qualitative comparative analysis
QCA is based on subset relations and Boolean algebra, aiming at the identification
of necessary and sufficient conditions for the occurrence of an outcome (Ragin
2008). Main advantages of QCA are the assumption of conjunctural causality,
i.e. the effect of a condition unfolds in combination with other conditions, and
the assumption of equifinality, i.e. an outcome results from different mutually non-
exclusive explanations (Schneider and Wagemann 2013, 79). Moreover, QCA is
particularly well suited for a medium number of cases. There are two main variants
of QCA. The original crisp-set QCA (csQCA), which is based on the binary classi-
fication of cases (0= not part of a subset, 1= part of a subset), can be distinguished
from fuzzy-set QCA (fsQCA) that allows for additional values between 0 and 1
(Schneider and Wagemann 2013, 18). Given the inclusion of metric conditions
in our analysis, the fsQCA suits our purpose best.

Operationalisation and calibration

The basis for our QCA is the translation of the MSF’s concepts into conditions
(operationalisation) and the assignment of set membership scores to our cases
for each condition (calibration). As Engler and Herweg (2019, 906) point out,
the operationalisation of the MSF is challenging, since there are no established indi-
cators for the framework’s elements. However, existing studies that combine ele-
ments of the MSF with QCA offer hints at how to operationalise the different
elements (Sager and Rielle 2013; Sager and Thomann 2017). Concerning the cali-
bration, set membership is determined through theoretical and case-based knowl-
edge. Here, the point of indifference (0.5) is of central importance. It determines
under which circumstances a case is rather part of a subset (set value >0.5) or
not (set value <0.5) (Schneider and Wagemann 2013, 32; Sager and Thomann
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Table 2. Calibration of outcome and conditions

Method of Calibration Fuzzy-Set Values

Outcome:
Adoption Carbon

Tax

Indirect 0 = Carbon tax not
adopted

1 = Carbon tax adopted
Condition:
Problem Stream

Climate

Direct: Deviation from emission targets (Kyoto 2005–2012, from 2013 onwards EU 2020 targets).
Since the EU allows countries to carry forward up to 5% of their annual emissions from the

following year, we set the point of indifference at 5%.
Full membership is reached at 10%, the overall EU reduction target till 2020.

0 = Conforms to
emission target

0.5= 5% above
emission target

1= 10% above
emission target

Condition:
Problem Stream

Budget

Direct: Fiscal deficit (in % of GDP).
Point of indifference corresponds to the SGP threshold, full membership to the median deficit of

countries dependent on the ESM (2010–13).

0= 0% of GDP
0.5= 3.0% of GDP
1= 9.94% of GDP

Condition:
Political Stream

Direct: Quasi-sentences on “environmental protection” according to Manifesto Project (Volkens
et al., 2019).

Point of indifference corresponds to the median of all European parties, full membership to the
median of green
parties.

0 = no quasi-sentences
0.5= 3.41% of

quasi-sentences
1.0= 12.43% of

quasi-sentences
Condition:
Policy Window

Indirect: Green party or major party emphasising climate policy participates in government
(political window).

Climate change an important issue in national politics according to the EJPR Political Data
Yearbook or occurrence of a ‘significant environmental disaster’ according to CRED (problem
window).

0 = No policy
window

1 = Open policy
window

Note: QCA offers two options: Direct calibration uses anchor points and a logistic function to define set-values. Indirect calibration uses case knowledge and theoretical considerations to determine
membership scores (Schneider and Wagemann 2013, 35).
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2017, 300). The operationalisation and calibration of conditions and outcomes are
summarised in Table 2 and discussed in more detail in the following sections.

Problem stream

In accordance with Sager and Thomann (2017), we use quantitative indicators to
determine the ripeness of the problem stream. As outlined above, the problem
stream incorporates two elements, namely environmental and fiscal pressure.
The environmental indicator covers the difference between the countries’ CO2e-
reduction targets based on the EU commitments and their actual CO2e-emissions,
because this is the most objective measure of ‘climate pressure’.4 To calibrate the
environmental indicator, we refer to the EU requirements that allow countries to
carry forward up to 5% of their annual emissions to the following year. Hence,
we assign a membership value greater than 0.5 if the difference between emissions
targets and actual emissions exceeds 5%. A full membership (value of 1) is reached
at a deviation of at least 10%, the overall EU reduction target till 2020. The second
indicator measures the fiscal pressure based on the countries’ annual budget deficit.
To decide on the urgency of budget consolidation, we refer to the European Stability
and Growth Pact (SGP), which requires each member to limit the annual deficit to
3% of GDP. Therefore, countries with a deficit above this threshold receive a mem-
bership score greater than 0.5. Full membership is reached at a deficit of 9.94%, the
mean deficit of countries that received support from the European Stability
Mechanism during the European debt crisis.

Since legislative periods are used as units of observation, we follow Schmitt and
Zohlnhöfer (2019) who point out that a government’s reform agenda is substantially
shaped by the problems it faces at the beginning of its term. Hence, we focus on the
mean difference between the proposed and actual emissions as well as the mean
budget deficits for the first half of the legislative period.

Political stream

As outlined above, our focus in the political stream is on government ideology (cf.
Engler and Herweg 2019, 908; Sager and Thomann 2017). The Manifesto Project
provides data on parties’ emphasis on ‘environmental protection’, which can be
used to calculate government values for this issue (Volkens et al. 2019).5 In the case
of multi-party governments, parties’ emphasis on environmental protection is
weighted according to their share of cabinet seats. Governments with values above
the median value (3.41%) of all European parties are perceived as rather green-
minded governments and thus receive a membership value greater than 0.5.
Moreover, governments with a value of at least 12.43%, the median of European
green parties, receive a membership value of 1.

Policy window

In general, policy windows can open either in the problem stream (problem win-
dow) or in the political stream (political window). To determine if a problem win-
dow was available, we rely on a qualitative calibration process taking different
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sources into account (see Table A2 and Table A3 in the Appendix). First, we
reviewed the relevant country reports from the Political Data Yearbook of the
European Journal of Political Research to determine whether climate change was
an important issue in national politics. Second, we searched the International
Disaster Database for climate-change related focusing events such as heat waves,
wildfires, and droughts. To qualify as a focusing event, the disasters had to be clas-
sified as “significant disasters” by the Centre for Research on the Epidemiology of
Disasters (CRED n.d.).6 A problem window is supposed to be open when either cli-
mate change was an important issue in the legislative period and/or a focusing event
occurred in this period.

Turning to political windows, we focus on changes in government (Engler and
Herweg 2019, 909) and suggest that such windows either open when a green party
participates in the government, thus increasing its impact on climate policy, or when
the leaders of major parties emphasise the climate issue before forming the govern-
ment. Our coding with regard to nongreen parties highlighting climate policy is
again based on election reports from the Political Data Yearbook of the
European Journal of Political Research (for a complete list of sources see Table
A2 in the Appendix).

Descriptive results

We first provide a descriptive overview of the ripeness of the MSF’s elements. We
consider an element to be ripe if the set membership score is higher than 0.5. Table 3
provides an overview of the ripeness of streams and the opening of policy windows
for our six countries’ 16 legislative periods. The table offers three major insights.
First, and in line with the basic expectation of the MSF, a carbon tax is introduced
when all elements are ready for coupling. Such a favourable situation for the intro-
duction of carbon taxation arose in Iceland (2009–2013) and Ireland (2007–2011)
when environmental and fiscal pressure coincided with green-minded governments
and windows of opportunity. A carbon tax is also adopted when the problem stream
is exclusively ripe due to fiscal pressure, with the other elements also ready for cou-
pling. This is the case in the UK (2010–2015) and in France (2012–2017). Notably,
the same constellation did not lead to the adoption of carbon taxation in France
from 2007 to 2012.

The second finding concerns the timing of the reforms in the six countries.
According to the MSF’s logic, the probability of the adoption of a policy increases
with the number of MSF elements ready for coupling. In our case, this logic indeed
applies to four countries, as the conditions for reform became more favourable in
Iceland, Ireland, France, and the UK over time. The other two countries do not fit
this pattern. In Portugal and Spain, there was, based on our calibration, neither pol-
icy window nor ripe political stream but only a ripe problem stream due to fiscal
pressure at the time of the adoption of the carbon tax. Since we assume the avail-
ability of a policy window to be a necessary condition for policy adoption, we will
return to this surprising finding in the case study section. At this point, the Iberian
cases indicate that fiscal pressure plays an important role in the introduction of car-
bon taxation. Notably, fiscal pressure was existent in all six countries when the car-
bon tax was adopted. The third finding is thus that, based on our descriptive results,
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Table 3. Overview of the MSF’s elements

France
02–07

France
07–12

France
12–17

Iceland
03–07

Iceland
07–09

Iceland
09–13

Ireland
02–07

Ireland
07–11

Portugal
05–09

Portugal
09–11

Portugal
11–15

Spain
04–08

Spain
08–11

Spain
11–15

UK
05–10

UK
10–15

Problem
Stream

Climate – – – � � � � � � – – � � – – –

Budget – � � – � � – � � � � – � � � �

Political
Stream

– � � – � � � � � � – – � – – �

Policy
Window

– � � – – � – � – – – – – – – �

Problem
Window

– – – – – – – – – – – – – – – –

Political
Window

– � � – – � – � – – – – – – – �

Policy
Stream

(�) (�) (�) (�) (�) (�) (�) (�) (�) (�) (�) (�) (�) (�) (�) (�)

Ripe
Elements

1 4 4 2 4 5 3 5 4 3 2 2 4 2 2 4

Outcome 0 0 1 0 0 1 0 1 0 0 1 0 0 1 0 1

Note: “–” indicates that the element is not ready for coupling; “�” indicates that a element is ready for coupling.
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strong pressure for budget consolidation is more important than missing the climate
targets, presumably because it exerts a strong reform pressure on green-minded and
not so green-minded governments alike.

Necessary and sufficient conditions

In the next step, we turn to necessary and sufficient conditions using fsQCA. The
measurement of consistency indicates to which degree a condition is sufficient and/
or necessary for an outcome. While the choice of an appropriate level of consistency
is research specific, the literature recommends a condition to exceed the consistency
level of 0.75 to be sufficient and of 0.9 to be necessary (Schneider and Wagemann
2013, 119–143; Sager and Thomann 2017, 300).

Concerning necessity, though no single condition reaches the critical consistency
level of 0.9, the condition ‘budget’ in the problem stream comes close with a value of
0.81 (see Table A4 in the Appendix). This is in line with our descriptive results,
which show that each government that introduced a carbon tax was under fiscal
pressure at that time. However, the interpretation of the result is complicated by
the problem of triviality, which states that a necessary condition could be trivial
if its distribution is skewed, i.e. if the condition is present or absent in too many
cases of the sample (Schneider and Wagemann 2013, 236). The so-called relevance
of necessity (RoN) value indicates if this is the case. Following Schneider (2018, 250–
251) in suggesting that only conditions above a RoN value of 0.5 are not trivial, we
see that the condition “budget” (RoN= 0.59) narrowly passes the threshold. One
reason for the skewness of the condition is the global financial crisis starting in
2007. Based on our results, we cannot conclusively answer the question if fiscal pres-
sure was indeed necessary for the adoption of carbon taxation. The subsequent case
studies will offer more evidence on the impact of deteriorating public finances on
the adoption of carbon taxation.

The analysis of sufficiency provides one solution path, which covers the Irish as
well as the Icelandic case (see Table 4).7 The solution path shows that only the com-
bination of all four elements is sufficient for the adoption of carbon taxation, i.e.
only the interplay of fiscal and environmental pressure, favourable political condi-
tions, and the openness of a policy window definitely leads to this outcome. This
result is in line with our expectation that policy adoption is most likely when
the streams are ripe and a policy window is available. As expected, every other

Table 4. Sufficient solution paths

Solution Paths Consistency
PRI-
Value Coverage Cases

Outcome: Carbon Tax
Problem-Stream Climate* Problem Stream Budget *

Political Stream * Policy Window
1.00 1.00 0.18 Iceland_09–

13;Ireland-
07–11

Overall Consistency: 1.00
Overall PRI-Value: 1.00
Overall Coverage: 0.18

Note: “∼“ indicates the negation of a condition. “*” stands for a logical “and”. “�” stands for a logical “or”.
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constellation is not sufficient for the adoption of a carbon tax, though the tax may
nevertheless be introduced under less favourable conditions as the descriptive
results show.

Case studies
While the QCA allows us to discern crosscase patterns, it tells us nothing about the
“causal quality of the solutions and its constitutive terms [and] the underlying causal
mechanisms” (Schneider and Rohlfing 2016, 526), especially the coupling efforts by
potential policy entrepreneurs under changing conditions. Hence, we supplement
the QCA with two case studies. First, we take a closer look at Ireland, one of the
two members of the solution path and thus as typical case for sufficiency. In this
case, our results suggest that conditions for policy entrepreneurs in support of car-
bon taxation have improved over time and thus facilitated the coupling of the
streams. Next, we turn to Portugal to investigate which role agency played in a case
in which carbon taxation was introduced at a time when the conditions for coupling
the streams appeared highly unfavourable, not least due to the alleged absence of a
policy window.

Ireland

The Irish case covers two legislative periods with different outcomes. After the car-
bon tax had been on the agenda but was ultimately postponed in the first period
from 2002 to 2007, it was adopted after the change of government following the
2007 election. According to our findings presented in Table 3, changes in the prob-
lem stream (fiscal pressure) as well as the opening of a policy window should be
responsible for the different outcomes.

The first legislative period was marked by mixed signals in the problem stream.
The environmental pressure was substantial, as the Environmental Protection
Agency estimated that Ireland would overshoot its emission targets by about
25% and called for urgent emission reductions (EPA 2004). Consequently, the
Minister for the Environment, Martin Cullen (Fianna Fáil), proposed carbon taxa-
tion as an instrument to reduce emissions and avert fines of €1.3 billion for breach-
ing the Kyoto Protocol (Coghlan 2007, 147). The main advocate of the carbon tax
was, however, Noel Dempsey (Fianna Fáil) who had negotiated Ireland’s emission
targets at the Kyoto conference and now served as Minister for Communications,
the Marine and Natural Resources. Dempsey had developed the government’s cli-
mate policy agenda and pushed for domestic measures such as carbon taxation
(Coghlan 2007, 138–141). Driven by “an inclination to ‘do the right thing’”,
Dempsey pursued his goal with a “focus on policy detail” as well as “stubbornness”
(Little 2017, 206). Backed by Dempsey and the epistemic community, amongst
others economists from the OECD and the domestic Economic and Social
Research Institute (Stapleton et al. 2006; Coghlan 2007, 148), the carbon tax became
part of the budget plan presented at the beginning of the legislative period
(Government of Ireland 2002). In sum, there was substantial environmental pres-
sure to act, a policy community supportive of a carbon tax, and policy entrepreneurs
within the government.
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So why did the reform initiative for a carbon tax nevertheless fail? The answer to
this question can be found in the problem stream as well as in the political stream.
Fiscal pressure, the most important factor according to the QCA, was nonexistent as
the Irish government was presiding over budget surpluses from 2003 to 2007. Based
on interviews, Clinch and Dunne (2006, 958) conclude that “at the height of
Ireland’s economic boom when exchequer receipts were at an all-time high, the rev-
enues from environmental taxes were of very limited interest to Irish officials“. In
the political stream, Dempsey and Cullen faced substantial resistance not only from
the junior partner in the coalition, the Progressive Democrats (PD), but also from
their own party. The PD-led Department of Enterprise sided with the Irish Business
and Employers Confederation which opposed the new tax fearing for Ireland’s
international competitiveness (Little 2017, 206). Against this background of
departmental disunity, Finance Minister Charlie McCreevy (Fianna Fáil) held an
important position in the policy process. Without the urgency to generate additional
revenues, McCreevy first postponed the carbon tax by consulting the social partners
and, sensing resistance by employers and unions alike, abandoned it altogether in
September 2004. The decision was made at a time of rising oil and gas prices and
thus justified on grounds of fighting inflation (Coghlan 2007, 141–150; Little 2017,
205–209). To sum up, the initiative for carbon taxation failed due to Ireland’s eco-
nomic boom, which eased fiscal pressure and fuelled inflation, and formidable resis-
tance by influential actors inside and outside of the government.

The adoption of a carbon tax in December 2009, the midst of the subsequent
legislative period, was preceded by two significant changes, one occurring in the
political stream, the other in the problem stream. The former change resulted from
the 2007 election, after which the Green Party joined the governing coalition. This
clearly created a policy window as the Green Party was willing to use its political
capital to push for the carbon tax of €20/tCO2 promised in its election manifesto
(Green Party 2007, 10–11). As a result, the proposal was not only included in the
government program but also subsequently kept alive by the Greens. Most impor-
tantly, when another endless delay of the tax loomed in 2009, party leader and envi-
ronment minister John Gormley acted as policy entrepreneur. In the wake of severe
losses in the 2009 local elections, the Green Party’s leadership made clear that the
party would leave the government if there would not be “green fingerprints all over
the renegotiated government program” (Brennan 2009). Thus pressured by the
Greens, Fianna Fáil finally gave in and the carbon tax was included in the renewed
government program and approved by parliament in December 2009 (Government
of Ireland 2009, 4; Convery et al. 2013, 11).

In the meantime, the problem stream also had altered substantially in 2008 when
the global financial crisis had hit Ireland with full force, resulting in enormous fiscal
pressure. The recession and rescue packages for collapsing private banks had turned
budget surpluses into massive deficits of 7% of GDP in 2008 and almost 14% of
GDP in 2009, with worse to come in the following years (OECD 2009). Under those
dire fiscal circumstances, austerity measures including spending cuts and tax
increases were seen as inevitable by the government to restore public finances
(Government of Ireland 2008). As part of the 2010 budget, the carbon tax offered
a small but substantial amount of the €4 billion in savings of “the most austere
Budget in the history of the State” (McGee 2009). To put this into perspective,
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the €246 million raised by the carbon tax amounted to about 25% of total tax
increases (Convery et al. 2013, 13–16). While the tax meant increased costs of living
for most households and was thus far from popular, it could at least be justified on
environmental grounds.

In sum, the Irish case demonstrates how rising problem pressure due to deterio-
rating public finances and government participation of the Greens facilitated the
coupling efforts of policy entrepreneurs and thus paved the way for policy adoption.
Notably, urgent fiscal pressure proved more important in this regard than latent
environmental pressure.

Portugal

The Portuguese case covers three legislative periods, with two socialist governments
(2005–2009, 2009–2011) followed by a conservative government in 2011. Based on
our previous findings, the introduction of carbon taxation in 2014 is quite surpris-
ing, since the conditions for a carbon tax appear to have deteriorated over time (see
Table 3). However, a closer look at the Portuguese case reveals that a policy window
opened in the political stream during the third legislative period which led to the
adoption of carbon taxation.

At first sight, conditions for the adoption of a carbon tax seemed promising after
the 2005 election. In the election campaign, the Socialist Party (PS) put a stronger
emphasis on environmental issues than their main right-wing opponents, though a
carbon tax was missing in the former’s manifesto (PS 2005). In addition, green taxes
presented one option to deal with the budget deficit, which exceeded the SGP
threshold of 3%. In fact, a carbon tax was mentioned in the government’s
‘Grand Option Plan 2005–2009’ (Lei 52/2005) approved by parliament in August
2005. However, the complete disappearance of the carbon tax from the governmen-
tal agenda in the subsequent years indicates that the PS did not act out of conviction
but merely reacted to external pressure from the EU (Carvalho et al. 2014, 203–207).
Crucially, a national policy entrepreneur who could have capitalised on the rather
favourable conditions was missing.

After the 2011 election, the Socialist government was replaced by a coalition of
two center-right parties, the Social Democratic Party (PSD) and the People’s Party
(CDS-PP). In line with our QCA, this change of government negatively affected the
political stream, leading to “a significant restructuring of the Ministry of the
Environment, a reduction in government agencies and the downgrading of environ-
mental issues in general and climate change in particular in government priorities”
(Carvalho et al. 2014, 206). In the election campaign, the introduction of a carbon
tax was neither proposed by the PSD nor by the People’s Party to contribute to the
fiscal consolidation demanded by the Troika (CDS-PP 2011; PSD 2011).
Developments in the problem stream may have contributed to this reluctance.
The economic crisis led to massive budget deficits but at the same time reduced
industrial production and thus carbon emissions. Consequently, fighting climate
change was not at the top of the public agenda: “In 2011, 75% [of Portuguese
respondents in the Eurobarometer] considered climate change a very serious prob-
lem. [ : : : ] However [ : : : ] only 7% [ : : : ] chose climate change (against 20% of
Europeans) as the most serious problem” (Carvalho et al. 2014, 207–208).
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Unsurprisingly, the economic crisis was the main concern of Portuguese respond-
ents. Finally, neither the problem stream nor the political stream provided potential
policy entrepreneurs with a policy window in 2011.

However, things changed abruptly in July 2013, when Prime Minister Pedro
Passos Coelho reshuffled the cabinet to avert the collapse of the coalition
(Magone 2014). The government crisis was sparked by the resignation of
Finance Minister Vítor Gaspar as a reaction to a negative ruling by the
Constitutional Court against some of Gaspar’s austerity measures. Passos
Coelho’s appointment of Maria Luis Albuquerque as new Finance Minister without
consultation of the People’s Party led to a deep government crisis which was solved
by a cabinet reshuffle. In the context of our analysis, the crucial change concerned
the Ministry of Environment: “The quite large ministry of Agriculture, Sea,
Environment and Planning of Territory was [ : : : ] split into two. The existing min-
ister, Assunção Cristas, was appointed head of the new Ministry of Agriculture and
Sea, and newly appointed Jorge Moreira da Silva was placed in charge of the new
Ministry of Environment, Territorial Planning and Energy” (Magone 2014, 259).

The appointment of Moreira da Silva proved crucial as he was not only an influ-
ential figure within the PSD but also “the man of renewable energies and the carbon
tax” (Ferreira 2013). In terms of the MSF, Moreira da Silva comes close to the ideal
policy entrepreneur (cf. Kingdon 1995, 179–183), combining political influence as
minister and the PSD’s vice president with an academic background and a clear
policy agenda on fighting climate change. Having been an “important policy entre-
preneur [who] displayed a capacity to build alliances and to put together a cross-
party consensus, covering both progressive-environmentalist and conservative pro-
business fractions” (Braun 2009, 483) when serving as rapporteur in the European
Parliament during the creation of the EU ETS, Moreira da Silva founded the Lisbon-
based think tank “Platform for a Sustainable Growth” in 2011. A report published
by the think tank in December 2012 recommended “[r]eplacing the possible exten-
sion to 2014 of the 3.5% surcharge on Individual Income Tax applied in 2013 by
introducing a carbon tax of €9.00 per ton of CO2, discouraging national greenhouse
gas emissions and inducing more sustainable production and consumption stand-
ards” (Moreira da Silva 2012, 17). As early as August 2011, Moreira da Silva publicly
spoke out in favour of a carbon tax instead of raising income taxes (Alvarez 2011).

In terms of the MSF, Moreira da Silva’s promotion opened a policy window in
the political stream. Based on the powerful environment minister’s initiative, a com-
mission on green tax reform (reforma fiscalidade verde) was established in early
2014. In September 2014, the commission published its final report, amongst others
proposing a carbon tax along the lines of Moreira da Silva’s previous recommen-
dations (Comissão Fiscalidade Verde 2014, 65–93). Notably, the carbon tax and
additional green taxes were presented as a way to reduce taxes on labour income
which had risen during the fiscal crisis (Portuguese Ministry of Environment
2014, 2–4). The carbon tax was approved by parliament in November 2014 as part
of the green tax reform and introduced in 2015. In short, Moreira da Silva, after
profiting from a government crisis triggered by fiscal pressure, served as an
extremely influential policy entrepreneur who skillfully coupled the three streams
to further green tax reform including carbon taxation. Crucially and in contrast
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to our theoretical assumptions, it was not a change in government but a cabinet
reshuffle which opened the policy window in the middle of the legislative period.

Conclusion
In this article, we applied the MSF to analyse the timing of the adoption of carbon
taxation in advanced democracies. The article focused on six Western European
countries which introduced carbon taxation after 2008 when carbon pricing had
already become a global norm and countries faced internationally binding emission
reduction targets. Our analysis proceeded in two steps. In the first step, we con-
ducted a QCA to identify conditions favourable to the introduction of carbon taxa-
tion. This yielded two major results. First, the QCA confirms previous findings that
fiscal crises provide favourable conditions for the adoption of carbon taxes (e.g.
Sterner 1994; Harrison 2010; Speck 2013; Skovgaard et al. 2019). According to
our results, heightened fiscal pressure may even have been a necessary condition
for policy adoption in our six countries. However, fiscal pressure is not sufficient
for this outcome. Thus, our second finding is that the introduction of carbon taxa-
tion becomes most likely when high fiscal pressure coincides with governments
receptive to environmental issues, e.g. when greens parties are part of the govern-
ment. In other words, the conjunction of push and pull factors provides a fertile
ground for policy adoption.

In the second step, we added two additional case studies on Ireland and Portugal
to illuminate the actual reform process, especially the role of policy entrepreneurs.
In the Irish case, policy entrepreneurs profited, as indicated by the previous analysis,
from changing context conditions, especially heightened fiscal pressure and the
Greens entering the government. The Portuguese case offered a more puzzling pic-
ture, since there appeared to be no policy window available at the time of policy
adoption. Here, the case study showed that reform conditions were indeed unfav-
ourable at the beginning of the 2011–2015 legislative period. In contrast to our
expectations, it was not a change in government but a cabinet reshuffle during
the legislative period which opened a policy window in the political stream.
Moreover, the Portuguese case highlights the importance of a strong policy entre-
preneur for coupling the streams. In contrast to the early phases of the Irish case,
where policy entrepreneurs possessed ideological conviction but lacked political
assertiveness, the Portuguese policy entrepreneur, Moreira da Silva, combined both.
In line with findings from welfare state research, it is exactly this kind of minister
that is able to affect the government’s policy agenda (cf. Alexiadou 2015).

To what extent will these findings apply to other parts of the world? Research on
carbon pricing indicates that conditions in Western Europe are generally more
favourable to the introduction of carbon taxes than in less affluent regions such
as Southeast Asia and South America (Skovgaard et al. 2019; Thisted and
Thisted 2019). Nevertheless, research also indicates that some of our findings
can be applied to those regions. As global studies demonstrate, the impact of fiscal
and economic crises on the adoption of carbon taxation is not restricted to Europe
(Skovgaard et al. 2019; Steinebach et al., 2021). On the country level, this is con-
firmed by a recent study on Argentina which demonstrates that fiscal and economic
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considerations indeed played an important role for the adoption of carbon taxation
(Ryan and Micozzi 2021). However, since green parties generally play no major role
in developing countries (cf. Skovgaard et al. 2019, 1178), other political actors, such
as influential political entrepreneurs inside the government, are needed to overcome
the opposition to carbon pricing (Dyarto and Setyawan 2020; Ryan and Micozzi
2021). Finally, the international awareness of the necessity for stronger climate pol-
icies is still rising which is why initiatives for carbon taxes are supposed to be more
and more driven by environmental considerations in the future.

Moving beyond climate policy, our study demonstrates that the combination of
MSF and QCA can help to better understand the timing of reforms across countries.
At the same time, the study highlights two methodological issues. First, not all ele-
ments of the MSF, such as the policy entrepreneur, can easily be translated into
QCA conditions when covering more than a small number of cases. One solution
to this problem is the partial application of the MSF (cf. Engler and Herweg 2019).
Another solution, chosen in this study, is to complement the MSF’s partial applica-
tion in the QCA with case studies including all elements. Thus, the QCA can be
employed to analyse the conditions for policy adoption, while the case studies
can illuminate the actual coupling activities by potential policy entrepreneurs in
the reform process. Second, researchers may face practical trade-offs when defining
the unit of analysis. One the one hand, governments’ legislative periods present a
convenient unit in terms of the political stream. On the other hand, sudden cabinet
reshuffles during the legislative period, as seen in the Portuguese case, can change
the dynamic in the political stream and even open a policy window (cf. Kingdon
1995, 174–175). Dealing with a medium or large number of governments, such
momentous personnel turnover is however hard to determine for each case before-
hand. Notwithstanding those methodological challenges, the combination of MSF
and QCA promises insights on crosscountry reform patterns not accessible through
other approaches. The MSF offers the theoretical framework to capture the interplay
of various structural and political factors, while QCA presents the fitting method to
grapple with conjunctural causality. Complemented by well-selected case studies,
this approach can thus be of use to public policy scholars in various policy fields.

Supplementary material. For supplementary material accompanying this paper visit https://doi.org/10.
1017/S0143814X21000210
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Notes
1. Other relevant factors such as electoral systems and neo-corporatist structures are rather static and thus
better suited to explain cross-country differences than the timing of policy adoptions.
2. These taxes differ in the carbon price level and in the share of covered emissions but their designs are,
with the exception of the UK, quite similar. Iceland, Ireland, France and Portugal raise a tax on fossil fuels
based on potential CO2 emissions. The Spanish carbon tax does not put a price on CO2 emissions but on
emissions from fluorinated greenhouse gases (HFCs, PFCs, and SF6) (World Bank 2020), which explains
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why the share of covered emissions is rather low. In contrast, the British scheme is based upon a so-called
price floor. It tops up the allowance price of the EU ETS to reach a price level requested by the government
(Hirst 2018). The price floor provides firms under the EU ETS with a stable and predictable carbon price and
thus acts like a carbon tax.
3. Note that QCA follows a deterministic logic, whereas the MSF’s logic is probabilistic. Though this meth-
odological problem cannot be solved completely, we are able to “mitigate the difference between the MSF’s
and QCA’s logic of causality by including measures in QCA that indicate the consistency of the empirical
evidence with the theoretically established statements on sufficient and necessary conditions” (Engler and
Herweg 2019, 913; see also Schneider and Wagemann 2013, 316–317).
4. Polling data offer an alternative, more perception-based way to measure ‘environmental pressure’.
However, survey data from the Eurobarometer, the European Election Studies and the Comparative
Study of Electoral Systems are not only patchy but often inconsistent (see Appendix, Tab. A1).
5. We use the ‘environmental protection’ item of the Manifesto Project (“General policies in favor of pro-
tecting the environment, fighting climate change, and other “green” policies”). The indicator provides the
quasi-sentences in the respective category as a share of the total number of assigned codes within an election
program (Volkens et al. 2019).
6. ‘Significant disasters’ are disasters that either resulted in the declaration of the state of emergency or are
classified as “worst disaster of the decade” and/or “disaster with the greatest damage to the country” by the
CRED (n.d.). Though such ‘significant disasters’ occurred in some of the six covered countries since 2000,
none of those disasters occurred in the period covered in our analysis (see Table A3 in the Appendix).
7. Note, that we present the complex solution, which is not based on simplifying assumptions about logical
remainders (cf. Schneider and Wagemann 2010). The truth table, the results of the intermediate and the
parsimonious solution as well as robustness checks are presented and discussed in the Appendix (see Tab.
A5–A10).
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Tabele A1: Survey Data on ‘Environmental Protection’ as Main Political Issue 
 

  

ESP- 
EUR
B 

ESP-
EES 

ESP-
CSES 

FRA-
EUR
B 

FRA-
EES 

FRA-
CSES 

IRL-
EUR
B 

IRL-
EES 

IRL-
CSES 

ISL-
EUR
B 

ISL-
EES 

ISL-
CSES 

PRT-
EUR
B 

PRT-
EES 

PRT-
CSES 

UK-
EUR
B 

UK-
EES 

UK-
CSES 

2002           0.56                 0       
June 2.17     7.69     5.22           2.49     3.63     
2003 

  
  

  
  

  
1.24 

  
5.13 

  
  

  
  

Apr. 2.98 
 

  7.31 
 

  1.8 
 

  
  

  1.03 
 

  4.11 
 

  
Nov. 1.29 

 
  3.53 

 
  2.16 

 
  

  
  0.84 

 
  2.46 

 
  

2004   4.68 0   7.82     0           0     0   
Mar. 1.19     5.28     3.92           1.02     2.57     
Nov. 1.74     6.5     4.23           1.24     4.91     
2005 

  
  

  
  

  
  

  
  

  
1.39 

  
1.66 

May 1.86 
 

  5.96 
 

  4.58 
 

  
  

  0.28 
 

  9.17 
 

  
Oct. 3.24 

 
  6.76 

 
  4.31 

 
  

  
  0.75 

 
  7.1 

 
  

2006 3.49     7.75     3.71           0.92     8.8     
2007 

  
  

  
6.18 

  
2.93 

  
9.72 

  
  

  
  

Apr. 2.39 
 

  11.36 
 

  6 
 

  
  

  0.4 
 

  7.83 
 

  
Sept. 3.23 

 
  12.62 

 
  4.02 

 
  

  
  1.85 

 
  6.62 

 
  

2008     0.31                               
Mar. 1.36     7.81     4.19           1.25     6.43     
Oct. 1.59     8.74     2.48           0.46     4.99     
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2009 
 

0.4   
 

6.5   
 

0.3   
  

0.58 
 

0.1 0 
 

1.8   
Oct. 2.46 

 
  9.64 

 
  1.56 

 
  

  
  1.26 

 
  2.3 

 
  

2010                                     
May 1.8     5.64     1.93           0.23     3.72     
2011 

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

2012                                     
May 0.28     3.89     0.74     8.05     0.53     3.32     
Nov. 0.4     2.96     1.41     5.67     0.08     3.69     
2013 

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

May 0.37 
 

  4.22 
 

  1.1 
 

  12.17 
 

  0 
 

  4.08 
 

  
Nov. 0.74 

 
  4.75 

 
  0.68 

 
  7.02 

 
  0.19 

 
  5.77 

 
  

2014   0     1.12     0.19           0     0.42   
Mar. 1.16     7.4     1.55           0.11     5.08     
May 0.55     6.74     1.83     11.75     0.18           
Nov. 0.57     8.15     3.37     8.28     1.52     5.82     
2015 

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

Feb.  0.45 
 

  8.06 
 

  3.44 
 

  
  

  0.2 
 

  5.51 
 

  
May 0.64 

 
  6.52 

 
  2.84 

 
  

  
  0.85 

 
  5.08 

 
  

Nov. 1.84 
 

  7.89 
 

  2.81 
 

  
  

  0.71 
 

  5.66 
 

  
Note: EURB = Eurobarometer, EES = European Election Studies, CSES = Comparative Study of Electoral Systems 
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Table A2: Availability of Policy Windows in Six Western European Countries, 2002-2015 

 Political Window Problem Window Policy 
Window 

Sources 

France  
02-07 

NO: No green party in government. Climate policy no issue in 2002 
presidential election.  

NO: Country reports mention heat 
wave in 2003, but not framed as 
climate issue (Ysmal 2004: 1008). 
No “significant disaster” according 
to CRED.  

NO EJPR Yearbook:  Ysmal 
2003, 2004, 2005, 2006, 
2007 
Additional sources:  Sénit 
2012; Rocamora 2017 

France 
07-12 

YES: Environmental policy is an important issue in the 2007 
presidential election. Sarkozy signs “environmental pact” 
during the election campaign. The agreement includes the 
introduction of a carbon tax (Rocamora 2017: 21). 

NO: No focusing events mentioned 
in country reports.  No “significant 
disaster” according to CRED. 

YES EJPR Yearbook:  Ysmal 
2008, 2009, Cautres 2010; 
Drake 2011, 2012 
Additional sources: Sénit 
2012; Rocamora 2017 

France 
12-17 

YES: Greens participate in government after 2012 elections. 
Socialist Party and Greens sign electoral agreement including a 
carbon tax (Rocamora 2017: 39). 

NO: No focusing events mentioned 
in country reports.  No “significant 
disaster” according to CRED. 

YES EJPR Yearbook:  Startin 
2013, 2014 
Additional sources: Sénit 
2012; Rocamora 2017 

Iceland 
03-06 

NO:  No green party in government. Climate policy no issue in 2003 
election. 

NO: No focusing events mentioned 
in country reports.  No “significant 
disaster” according to CRED. 

NO EJPR Yearbook: 
Hardarson and Kristinsson 
2004, 2005, 2006 

Iceland 
06-09 

NO:  No green party in government. Climate policy no issue in 2006 
election. 

NO: No focusing events mentioned 
in country reports.  No “significant 
disaster” according to CRED. 

NO EJPR Yearbook: 
Hardarson and Kristinsson 
2007, 2008, 2009 

Iceland  
09-13 

YES: Left-Greens enter government after 2009 election 
(Hardarson and Kristinsson 2010). 

NO: No focusing events mentioned 
in country reports.  No “significant 
disaster” according to CRED. 

YES EJPR Yearbook: 
Hardarson and Kristinsson 
2010, 2011 

Ireland 
02-07 

NO:  No green party in government. Climate policy no issue in 2002 
election. 

NO: No focusing events mentioned 
in country reports.  No “significant 
disaster” according to CRED. 

NO EJPR Yearbook: O’Malley 
and Marsh 2003, 2004, 
2005; O’Malley 2006, 
2007 

Ireland 
07-11 

YES: The Green Party became member of the coalition in 2007 
and renegotiated the program of government in 2009. 

NO: No focusing events mentioned 
in country reports.  No “significant 
disaster” according to CRED. 

YES EJPR Yearbook: O’Malley 
2008, 2009, 2010  

Portugal NO:  No green party in government. Climate policy no issue in 2003 NO: No focusing events mentioned NO EJPR Yearbook: Magone 
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05-09 election. in country reports.  No “significant 
disaster” according to CRED. 

2006, 2007, 2008, 2009, 
2010 

Portugal 
09-11 

NO:  No green party in government. Climate policy no issue in 2003 
election. 

NO: No focusing events mentioned 
in country reports.  No “significant 
disaster” according to CRED. 

NO EJPR Yearbook: Magone 
2010, 2011, 2012 

Portugal 
11-15 

NO:  No green party in government. Climate policy no issue in 2003 
election. 

NO: No focusing events mentioned 
in country reports.  No “significant 
disaster” according to CRED. 

NO EJPR Yearbook: Magone 
2012, 2014, 2015, 2016 

Spain 
04-08 

NO:  No green party in government. Climate policy no issue in 2004 
election. 

NO: No focusing events mentioned 
in country reports.  No “significant 
disaster” according to CRED. 

NO EJPR Yearbook: Delgado 
and Lopez Nieto 2005, 
2006, 2007 

Spain 
08-11 

NO:  No green party in government. Climate policy no issue in 2008 
election. 

NO: No focusing events mentioned 
in country reports.  No “significant 
disaster” according to CRED. 

NO EJPR Yearbook: Delgado 
and Lopez Nieto 2009, 
2010 

Spain 
11-15 

NO:  No green party in government. Climate policy no issue in 2011 
election. 

NO: No focusing events mentioned 
in country reports.  No “significant 
disaster” according to CRED. 

NO EJPR Yearbook: Delgado 
and Lopez Nieto 2011, 
2012, 2013; Delgado and 
López 2014, 2015, 2016 

UK 
5-10 

NO:  No green party in government. Climate policy no issue in 2005 
election. 

NO: No focusing events mentioned 
in country reports.  No “significant 
disaster” according to CRED. 

NO EJPR Yearbook: Fisher 
2006, 2007, 2008, 2009; 
Whitaker 2010, 2011 

UK 
10-15 

YES: Environmental protection and the green economy were 
highlighted by the Conservatives, who proposed a price floor for 
carbon and new green taxes, and the Liberal Party. Both parties 
formed a coalition government after the 2010 election (Quinn 
2011: 404; Whitaker 2011: 1169).  

NO: No focusing events mentioned 
in country reports.  No “significant 
disaster” according to CRED. 

YES EJPR Yearbook: Whitaker 
2011, 2012, 2013, 2014, 
2015, 2016 
Additional source: Quinn 
2011 
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Table A3: ‘Significant Disasters’ from 1990 to 2020 

Country  Significant disaster according to CRED 
France  2010 (storm); 2021 (flood) 
Iceland No significant disaster 
Ireland No significant disaster 
Portugal 2003 (wildfire); 2017 (wildfire) 
Spain 1990 (drought); 2003 (wildfire); 2019 (storm) 
UK No significant disaster 
Source: Centre for Research on the Epidemiology of Disasters (CRED) 

 

Table A4: Analysis of Necessary Conditions 

Conditions Consistency Coverage  

RoN-Value 
(Relevance of 
Necessity) 

Problem Stream Budget  0.81 0.52 0.59 
~Problem Stream Climate + Policy 
Window 

0.92 0.59 0.63 

~Political Stream  + Policy Window 0.92 0.50 0.49 
~Problem Stream Climate + ~Political 
Stream + ~Policy Window 

0.81 0.33 0.10 

~Problem Stream Climate + Political 
Stream + ~Policy Window 

0.86 0.34 0.08 

Problem Stream Climate + ~Political 
Stream + ~Policy Window 

0.81 0.34 0.15 

Problem Stream Climate + Political 
Stream + ~Policy Window 

0.86 0.35 0.12 

Note: „~“ indicates the negation of a condition. „+“ stands for a logical “or“ 
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Table A5: Truth Table  

Nr. Problem 
Stream 
Climate 

Problem 
Stream 
Budget 

Political 
Stream 

Policy 
Window 

Consistency  PRI-Value Cases Countries 

1 1 1 1 1 1 1 2 Iceland_09-13; Ireland_07-11 
2 0 1 1 1 0.68 0.68 3 France_07-12; France_12-17; UK_10-15 
3 0 1 0 0 0.48 0.48 3 Portugal_11-15; Spain_11-15; UK_05-10 
4 0 1 1 0 0.26 0.26 1 Portugal_09-11 
5 0 0 0 0 0.17 0.17 1 France_02-07 
6 1 1 1 0 0.13 0.13 3 Iceland_06-09; Portugal_05-09; Spain_08-11 
7 1 0 0 0 0 0 2 Iceland_03-06; Spain_04-08 
8 1 0 1 0 0 0 1 Ireland_02-07 
9 0 0 0 1 - - 0 - 
10 0 0 1 0 - - 0 - 
11 0 0 1 1 - - 0 - 
12 0 1 0 1 - - 0 - 
13 1 0 0 1 - - 0 - 
14 1 0 1 1 - - 0 - 
15 1 1 0 0 - - 0 - 
16 1 1 0 1 - - 0 - 
Note: Legislative periods in which the carbon tax was adopted are presented in bold characters. Logical remainders are presented in italic characters.
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QCA – Intermediate and Most Parsimonious Solution 

Since QCA is a relatively new research approach, there are still disputes about the correct 

application of the method. One of the main debates within the QCA community concerns so-

called logical remainders (theoretically possible but unobserved configurations), which can be 

used to reduce the complexity of the overall solution term (Schneider 2018; Thiem 2019; 

Thiem and Baumgartner 2016). In general, there are three alternatives. The complex solution 

(which we present in the main article) does not include logical remainders in the minimization 

process and therefore refers only to empirical data. The intermediate solution uses logical 

remainders based on theoretical consideration to minimize the complexity of the solution term 

and the most parsimonious solution includes all logical remainders that help to achieve the 

least complex solution term. While the debate about the “right” solution is ongoing, there is a 

general agreement to provide all three solutions (Schneider and Wagemann 2013). Hence, we 

present the intermediate and most parsimonious solution in Figure A6 and A7.   

 

To calculate the intermediate solution we draw on our theoretical considerations and our 

knowledge of the significance of financial pressure. According to the MSF, the introduction 

of a carbon tax is more likely if all four conditions are met. Furthermore, our descriptive 

results show there is no country that introduces a carbon tax without having financial 

pressure. Hence, we assume that financial pressure is a necessary condition. As result, we get 

the intermediate solution present in figure A6, which does not differ from the complex 

solution.  
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Table A6: Intermediate Solution  

Solution Paths Consistency PRI-
Value 

Coverage Cases 

Outcome: Carbon Tax 

   

 

 
Problem-Stream Climate * Problem Stream 
Budget * Political Stream * Policy Window 

1.00 1.00 0.18 Iceland_09-13; 
Ireland-07-11 

     
Overall Consistency: 1.00     
Overall PRI-Value: 1.00     
Overall Coverage: 0.18     
 

Table A7: Most Parsimonious Solution  

Solution Paths Consistency PRI-
Value 

Coverage Cases 

Outcome: Carbon Tax 

   

 

 
Problem-Stream Climate * Policy 
Window 

1.00 1.00 0.33 Iceland_09-13; Ireland-07-
11 

     
Overall Consistency: 1.00     
Overall PRI-Value: 1.00     
Overall Coverage: 0.33     
 

 

Table A8: Robustness Check: Problem Stream - Climate ± 20% 

Solution Paths Consistency PRI-
Value 

Coverage Cases 

Outcome: Carbon Tax 

   

 

 
Problem-Stream Climate * Problem Stream 
Budget * Political Stream * Policy Window 

1.00 1.00 0.18 Iceland_09-13; 
Ireland-07-11 

     
Overall Consistency: 1.00     
Overall PRI-Value: 1.00     
Overall Coverage: 0.18     
 

Solution Paths Consistency PRI-
Value 

Coverage Cases 

Outcome: Carbon Tax 

   

 

 
Problem-Stream Climate * Problem Stream 
Budget * Political Stream * Policy Window 

1.00 1.00 0.18 Iceland_09-13; 
Ireland-07-11 

     
Overall Consistency: 1.00     
Overall PRI-Value: 1.00     
Overall Coverage: 0.18     
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Table A9: Robustness Check: Problem Stream - Budget ± 20% 

Solution Paths Consistency PRI-
Value 

Coverage Cases 

Outcome: Carbon Tax 

   

 

 
Problem-Stream Climate * Political Stream * 
Policy Window 

1.00 1.00 0.19 Iceland_09-13; 
Ireland-07-11 

     
Overall Consistency: 1.00     
Overall PRI-Value: 1.00     
Overall Coverage: 0.19     
 

Solution Paths Consistency PRI-
Value 

Coverage Cases 

Outcome: Carbon Tax 

   

 

 
Problem-Stream Climate * Problem Stream 
Budget * Political Stream * Policy Window 

1.00 1.00 0.19 Iceland_09-13; 
Ireland-07-11 

     
Overall Consistency: 1.00     
Overall PRI-Value: 1.00     
Overall Coverage: 0.19     
 

 

Table A10: Robustness Check: Political Stream ± 20% 

Solution Paths Consistency PRI-
Value 

Coverage Cases 

Outcome: Carbon Tax 

   

 

 
Problem-Stream Climate * Problem Stream 
Budget * Political Stream * Policy Window 

1.00 1.00 0.17 Iceland_09-13; 
Ireland-07-11 

     
Overall Consistency: 1.00     
Overall PRI-Value: 1.00     
Overall Coverage: 0.17     
 

Solution Paths Consistency PRI-
Value 

Coverage Cases 

Outcome: Carbon Tax 

   

 

 
Problem-Stream Climate * Problem Stream 
Budget * Political Stream * Policy Window 

1.00 1.00 0.19 Iceland_09-13; 
Ireland-07-11 

     
Overall Consistency: 1.00     
Overall PRI-Value: 1.00     
Overall Coverage: 0.19     
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